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Als wir die Idee zu diesem Schwerpunkt hatten, war der Redaktion nicht 
ganz klar, wie viel zusätzliche Arbeit das machen würde. Bei einer Re-
daktionssitzung im Sommer stand nämlich der Entschluss fest, die aktu-
elle Ausgabe auch zum Schwerpunkt passend zu illustrieren. Inspiriert 
durch deren Jahresausstellung trat die Redaktion an die Akademie der 
Bildenden Künste München zum Zwecke einer Kooperation heran. Die 
Bitte lautete, bei den ausstellenden Studierenden nachzufragen, ob 
grundsätzlich Interesse an einer Bebilderung dieses Heftes bestehe. 
Nachdem einer der Hanns-Seidel-Stiftungszwecke auch die Förderung 
der Kultur ist, wollen wir den jungen Künstlerinnen und Künstlern, die 
sich zur Mitwirkung bereit erklärt haben, ein weiteres Forum bieten, sich 
mit ihren Werken auseinanderzusetzen. Großer Dank gebührt Ani 
Avakyan, Jack Lam und Justina Seiler für ihre Bereitschaft, an diesem 
Experiment mitzuwirken.

Zwischen den einzelnen Artikeln finden sich in dieser Ausgabe daher 
abgebildete Kunstwerke, die thematisch jedoch nicht im Kontext zu den 
Textinhalten stehen, sondern bewusst in zivilisierter Trennung von Bild 
und Schrift sowie in künstlerischer Freiheit alleine wirken sollen. Außer-
dem haben wir die Künstlerinnen und den Künstler gebeten, sich vorzu-
stellen und ihr Werk zu beschreiben. 

Über Kunst lässt sich bekanntlich nicht streiten. Ob und wie ein Werk 
wahrgenommen wird, liegt immer im Auge des jeweiligen Betrachters. 
Die Bitte der Politischen-Studien-Redaktion: Lassen Sie sich, geneigte Le-
serin, geneigter Leser, auf dieses Experiment ein und werten Sie diese 
Ausgabe als das, was sie ist: Der Versuch, etwas Neues zu wagen. Die 
Redaktion freut sich auf Ihre Reaktionen unter polstud@hss.de

Über Kunst lässt sich bekanntlich NICHT streiten.„
ETWAS NEUES WAGEN

Thomas Reiner
ist Leiter Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit 
der Hanns-Seidel-Stiftung, München.
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/// JACK LAM
Jack Lam ist 22 Jahre alt, in Reutlingen gebo-
ren und in Stuttgart aufgewachsen. 2015 
wurde er für das Bachelor Studium der In-
nenarchitektur an der Akademie der Bilden-
den Künste (ADBK) in München angenom-
men. Das Studium beinhaltet drei Haupt-
lehrstühle: Produktgestaltung, Raumgestal-
tung und Freiraumgestaltung. 2018 absol-
vierte er den Bachelor of Arts Innenarchi-
tektur erfolgreich und wurde für seine Ba-
chelorarbeit vom Bund deutscher Innenar-
chitekten (BDIA) anerkannt. Darauffolgend 
wurde Jack für das Master Studium „Innen-
architektur“ erneut an der AdBK angenom-
men und befindet sich aktuell im ersten  
Semester.

jacklam@hotmail.de
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„FIN CHAIR“

„Fin Chair“ – dieser Stuhl wurde im fünften Semester des Bachelor Studiums Innenarchitek-
tur, für den Lehrstuhl Produktgestaltung, gebaut. Die Aufgabenstellung dieses Projekts war 
es, mit Flugzeugsperrholz – ein sehr außergewöhnliches Material für Stuhlverarbeitungen –  
einen stabilen Stuhl mit Beinen und Rückenlehne frei zu gestalten. Flugzeugsperrholz wird 
durch seine Biegsamkeit und Unempfindlichkeit gegenüber Feuchtigkeit und Temperatur-
einflüssen in der Raum- und Luftfahrt genutzt. Das Holz ist sehr dünn, aber dennoch sehr 
strapazierfähig und flexibel. 

„Fin Chair“, ist ein Stuhl, der mit Hilfe von Steckverbindungen und Pappröhren gebaut wur-
de. Die Röhre dient als Verbindungsteil aller Elemente des Stuhls sowie der Rückenlehne, 
des Sitzes und der drei Beine. Sie bietet Stabilität und eine gleichmäßige Gewichtsvertei-
lung. Die Rückenlehne allerdings hat eine besondere Funktion. Beim Sitzen biegt und ver-
formt sie sich, um sich der Form des Rückens anzupassen. Diese Funktion wird durch den  
Fin Ray-Effekt, eine Technik der Bionik, die in der Industrie als adaptive Greifer benutzt 
wird, ermöglicht. 
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trag (S.18) und verdeutlicht anhand vie-
ler konkreter Beispiele Ziele und Ausfor-
mungen dieser hoheitlichen Aufgaben-
stellung. Das Hauptaugenmerk liegt da-
bei traditionell auf der Kulturförderung 
und -erhaltung. Staatliche Kulturpolitik 
schafft die geeigneten Rahmenbedin-
gungen, die es der Kultur ermöglichen 
sollen, sich zu entwickeln, zu entfalten 
und zu wirken. Das bayerische Kultur-
konzept setzt dabei erfolgreich auf 
Selbstbestimmung in Form von Dezen-
tralisierung. Das zeigen nicht zuletzt die 
reiche Museumslandschaft sowie die le-
bendige Kunst- und Kulturszene bay-
ernweit. 

Das Angebot wird gut angenommen, 
auch über Bayerns Grenzen hinaus. Aber 
Kunst und Kultur haben über den ästhe-
tischen und unterhaltenden Aspekt hin-
aus auch einen gesellschaftspolitischen 
Wert. Sie provozieren, konfrontieren, 
prägen und dienen somit auch der Mei-
nungs- und Bewusstseinsbildung. Kul-
tur kann aber auch integrieren, was sich 
gerade bei der aktuellen Herausforde-
rung Migration zeigt. Die Vermittlung 
von kulturellem Wissen und Werten so-
wie der interkulturelle Austausch dienen 
dem Schaffen von Gemeinschaft und 
Zusammengehörigkeit.

Erinnerungsarbeit ist die Basis und 
somit auch die Kernaufgabe für die 
Schaffung eines nachhaltigen politi-
schen Bewusstseins, meint der Histori-

ker und Staatsbeauftragte für jüdisches 
Leben und gegen Antisemitismus, für 
Erinnerungskultur und geschichtliches 
Erbe, Ludwig Spaenle, in seinem Beitrag 
(S. 32). Die Vergangenheit muss bewusst 
gehalten werden, um aus der Geschichte 
zu lernen und um dem „Nie Wieder“ als 

verfassungsgemäßen Grundauftrag 
nachzukommen. Nachhaltige Erinne-
rungsarbeit muss konkret und erlebbar 
sein. Der Besuch authentischer Orte 
und die Begegnung mit Zeitzeugen er-
weisen sich dabei als besonders wirksa-
me Formen. Erinnerungsarbeit kann 
und soll aber auch eine kritische Ausei-
nandersetzung mit der Vergangenheit 
auslösen und zulassen, meint Spaenle. 
Er weist zudem noch auf den ganz wich-
tigen Aspekt der Versöhnungsarbeit 
hin. Wie erfolgreich Erinnerungsarbeit 
der Versöhnung dienen kann, verdeut-
licht er anhand verschiedener Beispiele 
eindrucksvoll. Erinnern und Erinne-
rungskultur stellen auch das Funda-
ment einer lebendigen und starken De-
mokratie dar. Zur Stärkung der Ge-
schichte der Demokratie in Bayern und 
Deutschland startet Ludwig Spaenle 
daher die Initiative „Demokratisches 
Bayern“.

Globalen Herausforderungen wie 
Migration kann man auch mit Bil-
dungs- und Kulturarbeit vor Ort begeg-

ERINNERUNGSARBEIT ist eine Kern-
aufgabe zur Schaffung politischen 
Bewusstseins.

Kultur dient auch der INTEGRATION.

Kulturpolitik umfasst sowohl den Be-
reich Kunst als auch Formen gesell-
schaftlicher Beziehungen. Als Träger tre-
ten in erster Linie staatliche Institutio-
nen, aber auch private Unternehmen wie 
Stiftungen, Vereine und Sponsoren auf 
sowie Mittlerorganisationen, die vorwie-
gend international tätig sind. Kulturpoli-
tik unterliegt überwiegend der Länder-
hoheit. Soweit die theoretische Definiti-
on. Aber was bedeutet Kulturpolitik 

/// Einführung

denn nun konkret? Was soll man sich 
darunter vorstellen? Wer macht da was? 
Wie läuft das ab und was will man damit 
bezwecken? Macht das Sinn oder kostet 
das nur Geld … unser Geld?

Viele fragen jetzt sicher auch: Ist 
Kunst und Kultur nicht einfach jeder-
manns Privatsache? Kann man damit 
überhaupt Einfluss nehmen, nachhaltig 
etwas bewirken oder gar politisch arbei-
ten? Ja, man kann durchaus. Kunst und 
Kultur als Arbeitsmittel können die Ent-
wicklung und Gestaltung einer Gesell-
schaft beeinflussen und entscheidend 
mit voranbringen. Hier gibt es sehr viel 
Potenzial und viele Möglichkeiten.

Was hat man sich unter Kulturpoli-
tik denn nun vorzustellen, fragt die  
damalige bayerische Kunstministerin 
Marion Kiechle eingangs in ihrem Bei-

MIT KULTUR POLITIK MACHEN

VERENA HAUSNER /// Kultur und Politik – hat das miteinander zu tun, etwas  
Gemeinsames, Verbindendes? Und wenn ja, in welcher Form, mit welchen Zielen  
und Auswirkungen? Mit diesen Fragen beschäftigt sich der Schwerpunkt dieser  
Ausgabe. Er gibt Antworten darauf und zeigt, Kultur kann als Mittel der Politik  
auf vielfältige Weise nachhaltig und wirksam fungieren. 

KULTURPOLITIK umfasst sowohl Kunst 
als auch gesellschaftliche Bereiche.



IM FOKUS

12	 POLITISCHE STUDIEN // 482/2018

nen. Und hier kommt Mittlerorganisati-
onen wie z. B. dem Goethe-Institut eine 
tragende Rolle zu. Der Generalsekretär 
des Goethe-Instituts, Johannes Ebert, 
erläutert in seinem Beitrag (S. 48) bei-
spielhaft die Wirkweise dieser weltweit 
tätigen Kultureinrichtung. „Das Goe-
the-Institut ist ein lebendiger Organis-
mus, der Menschen, Institutionen und 
kulturelle sowie zivilgesellschaftliche 
Akteure aus der ganzen Welt zusam-
menbringt, gemeinsame Projekte unter-
stützt und neue Netzwerke begründet“, 
schreibt Ebert. Den globalen Herausfor-
derungen stellt sich seine Institution 
unter dem Motto „Mit Kultur gegen die 
Krise“ und setzt dabei auf Kooperation, 
Dialog und gegenseitiges Verstehen. 
Auswärtige Kulturpolitik bedeutet so-
mit nicht nur Sprachvermittlung, son-
dern auch die Stärkung und den Schutz 
einer aktiven pluralistischen Zivilge-
sellschaft gegen antidemokratische und 
autokratische Entwicklungen. Mittler-
organisationen wie das Goethe-Institut 
treten mit ihrer Form des Kulturaustau-
sches und ihrer Arbeit nachhaltig für 
freiheitliche Werte ein. 

Kunst und Kultur können also viel-
fältige Möglichkeiten eröffnen, sich mit 
der Welt und der Gesellschaft auseinan-
derzusetzen, sie zu verstehen, aber auch 
mitzugestalten und damit konstruktiv 
Einfluss auf gesellschaftspolitische Ent-
wicklungen zu nehmen. Musik ist z. B. 
eine Sprache, die jeder versteht, sie kann 
Botschaften vermitteln. Sport kann Tü-
ren öffnen und Menschen integrieren, 
Wirtschaft mit Bildungsprogrammen 
vor Ort fördern. Es gibt viele Bereiche, 
die Gelegenheit zum Austausch und zur 
Kommunikation bieten.

Fazit: Kultur und Politik beeinflus-
sen sich gegenseitig und man kann, 
darf und soll mit Kultur auch Politik 

machen dürfen, sofern das im demo-
kratischen Sinne und zum Gemein-
wohl erfolgt. Aber nicht jeder Kunstge-
nuss muss nun gleich zwangsläufig mit 
einer politischen Botschaft und Er-
kenntnis einhergehen. Man sollte ent-
gegen der Brecht’schen Aufforderung 
im Theater durchaus auch mal „roman-
tisch glotzen“ und Kunst und Kultur in 
ihrer jeweiligen Ausformung einfach 
nur genießen und dabei entspannen 
dürfen.  ///

/// �VERENA HAUSNER
ist Stv. Redaktionsleiterin der Politi-
schen Studien und Publikationen, 
Hanns-Seidel-Stiftung, München.

Der Bereich Kultur bietet viel-
fältigste Möglichkeiten, POLITISCH 
zu wirken. 

Eine Verbindung von Tradition und Moderne 
spiegelt die Kunstakademie München nicht nur 

architektonisch wider.
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/// JACK LAM – „SERENITY“

„Serenity“ – eine Flughafenlounge für einen zukünftigen Luxus-Flughafen „Spaceport“. 
Dieser Flughafen soll es in der Zukunft ermöglichen, internationale Flüge wie etwa von 
Deutschland nach Australien, in nur 90 Minuten zu schaffen. 

Diese Lounge wurde im vierten Semester des Bachelor Studiengangs Innenarchitektur, im 
Lehrstuhl Produktgestaltung, konzeptioniert. Ziel war es, eine Verweilzone zu gestalten, 
um den Passagieren eine entspannte und ruhige Umgebung zu bieten, bevor sie sich auf 
eine Reise mit Hyperschallgeschwindigkeit begeben. 

„Serenity“ ist eine Lounge, die über zwei Etagen hochragt. Ein Hohlraum aus speziell ange-
ordneten Holzlamellen öffnet die Decke und bietet den Passagieren einen freien Blick in den 
Himmel. Im Hohlraum wachsen Pflanzen, um die Natur in den Flughafen zu bringen. Der 
Sitzbereich ist eine Sitzlandschaft, die in Form einer Kaskade in das Zentrum führt. Die 
Sitzlandschaft hat ein leichtes Gefälle in das Zentrum, um die Passagiere in die Mitte unter 
den Hohlraum zu führen. Die Sitzlandschaft wird aus gegossenem Beton erstellt. Die Sitze 
werden in die Betonform eingebaut und der Boden wird mit einem weichen Leder verlegt, 
um einen weichen Kontrast zum futuristischen Flughafen zu erzielen. Die Passagiere sollen 
sich in der „Serenity“-Lounge entspannen und beruhigen können, um sich auf ihren anste-
henden Flug vorzubereiten. 



IM FOKUS

18	 POLITISCHE STUDIEN // 482/2018 	 482/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 19

onale Traditionen, Gepflogenheiten, 
Bräuche und Sitten wie traditionelle Fes-
te, Esskulturen, Kleidungsstile, Wohn-
formen und vieles Anderes mehr. Noch 
weiter gefasst drücken sich in der Be-
zeichnung Kultur sogar Selbstverständ-
nis und Zeitgeist einer Epoche aus. Dazu 
gehören insbesondere auch wissen-
schaftliche, religiöse, ethische und phi-
losophische Anschauungen. Außerdem 
ist der Kulturbegriff bekanntermaßen 
gerade in Deutschland wissenschaftlich 
und historisch gesehen ein heiß disku-
tierter und nicht unumstrittener Begriff. 

Einigen wir uns an dieser Stelle auf 
eine möglichst breite Vorstellung von 
Kultur, die im weitesten Sinne alles um-
fasst, was der Mensch selbst an Lebens-
formen gestaltend hervorbringt. Meine 
berufliche Aufgabe als Kunststaatsmi-
nisterin war es, dieses vom Menschen 
gestaltend Hervorgebrachte in all seinen 
Ausformungen zu fördern und zu erhal-
ten. Gemäß diesem Selbstverständnis 
umfasst Kulturpolitik aus meiner Sicht 
alles staatliche Handeln im Bereich von 
Kunst und Kultur. Sie soll fördern und 
bewahren und reicht von allen Sparten 
der Gegenwartskunst und -kultur über 
Kunst- und Kulturdenkmäler bis hin zu 
immateriellen Kulturgütern wie Traditi-
onen, Brauchtümern und Festen. 

Kulturpolitik als hoheitliche Aufgabe

Die Kultur soll den Menschen in 
Freiheit setzen und ihm dazu 
behilflich sein, seinen ganzen 
Begriff zu erfüllen. Sie soll ihn 
fähig machen, seinen Willen zu 
behaupten, denn der Mensch ist 
das Wesen, welches will.

FRIEDRICH VON SCHILLER1

Kulturpolitik ist keine moderne Erfin-
dung. Kunst- und Kulturförderung wur-
den in Bayern zum ersten Mal durch 
König Ludwig I. zur hoheitlichen Aufga-
be erhoben. Die Ära des Wittelsbacher-
Königs gilt nicht umsonst als Geburts-
stunde der bayerischen Kulturpolitik 
und als Glanzzeit für die Kunst und 
Kultur in Bayern. Im Februar 2018 jähr-
te sich der Todestag Ludwigs I. zum 
hundertfünfzigsten Mal. Wenn wir über 
bayerische Kulturpolitik reden, lohnt es 
sich also speziell in diesem Jahr, noch 
einmal kurz inne zu halten und sich je-
ner Zeit und ihres größten Kunstmä-
zens zu erinnern. 

„Ich will aus München eine Stadt 
machen, die Teutschland so zu Ehren 
gereicht, dass niemand sagen kann, er 
kenne Teutschland, wenn er München 
nicht gesehen hat!“, war der Anspruch 
des Monarchen. Getreu diesem hoch-
gesteckten Ziel legte Ludwig I. mit einer 
zu seiner Zeit europaweit einmaligen 
Kunst- und Wissenschaftspolitik ein 
wesentliches Fundament für unser heu-
tiges Bayern. Auch Münchens Aufstieg 
von der ländlichen Residenzstadt zur 
leuchtenden Kunstmetropole ist fest 
mit der ludovizianischen Kulturpolitik 
verbunden. Dank dem Thronfolger 
Maximilians I. ist München noch  
heute eine der wichtigsten Kunst- und 
Kulturmetropolen in Deutschland, 
Bayern heute als Marke legendär, der 
Freistaat ein Erfolgsmodell und seine 
Kulturlandschaft weltweit hochge-
schätzt. Exemplarische Belege für das 
umfangreiche Wirken des Wittelsba-
chers sind etwa das Museumsquartier 
rund um den Königsplatz, das Ensemb-
le vom Königsbau der Residenz über 
den Odeonsplatz hin zur Ludwigsstra-
ße und die Ruhmeshalle mit der Bavaria 
an der Theresienwiese. Gleichzeitig 

Kultur und Kulturpolitik – zwei 
Begriffe, viele Bedeutungen

Wer in schönen Dingen einen 
schönen Sinn entdeckt – der hat 
Kultur. 

OSCAR WILDE

Lassen Sie mich mit einem Gedankenex-
periment beginnen. Ich arbeite in Mün-
chen am Odeonsplatz, einem der ge-
schichts- und kulturträchtigsten Orte im 
Zentrum der bayerischen Landeshaupt-
stadt, gleich um die Ecke vom Rathaus. 
Stellen wir uns vor, dass ich morgen in 
meiner Mittagspause nichts vorhabe, 

/// Als Kunstministerin kulturpolitisch gewirkt

mich draußen auf die Straße stelle und 
eine kleine Umfrage mache. Meine Frage 
an die Passanten lautet: „Was stellen Sie 
sich unter Kultur und Kulturpolitik vor?“ 
Bevor Sie weiterlesen, halten Sie einen 
Moment inne, und fragen Sie sich selbst: 
Was stellen Sie sich persönlich unter Kul-
tur vor, was unter Kulturpolitik? 

Wahrscheinlich würde meine kleine 
Umfrage das Ergebnis liefern, dass Kul-
tur im Alltagsverständnis ein nicht leicht 
zu umreißender Begriff ist. Er wird oft 
synonym zum Begriff Kunst verwendet 
und kann sich dann auf die klassischen 
künstlerischen Stilrichtungen wie bil-
dende und darstellende Kunst, auf Mu-
sik und auf Literatur beziehen. Daneben 
umfasst der Kulturbegriff aber auch regi-

WIE KULTURPOLITIK 
BAYERN BEWEGT*

MARION KIECHLE /// Die bayerische Kultur zu pflegen und zu bewahren, ist stets  
die oberste Aufgabe des bayerischen Wissenschafts- und Kunstministers.  
Die sich daraus ergebende Kulturpolitik hat zahlreiche Facetten und ist so vielfältig 
wie die Kunst und die Kultur im Freistaat selbst mit ihren unterschiedlichen Stilen, 
Strömungen, regionalen Ausprägungen und Besonderheiten. Nachhaltige Kultur
politik zu betreiben, heißt, zeitgenössische Kunst zu fördern, gleichzeitig aber auch 
Verantwortung für das überlieferte Kulturgut zu übernehmen. Die Bewahrung des 
materiellen und immateriellen Kulturerbes umfasst Kunstschätze und Baudenkmäler 
ebenso wie bayerische Traditionen, Brauchtümer und Feste.
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die Kunstfreiheit. Das tut sie, indem sie 
inhaltliche Einflussnahmen des Staates 
ausschließt und gleichzeitig zwei zentra-
le Schwerpunkte setzt: Sie schafft geeig-
nete Rahmenbedingungen für die Ent-
faltung der Kultur, zum Beispiel indem 
sie finanzielle Unterstützung gewährt 
und als verlässlicher Partner bei der För-
derung nichtstaatlicher Kulturträger 
und Projekte auftritt. Darüber hinaus 
trifft sie wichtige Personalentscheidun-
gen und sorgt für die Errichtung und 
bauliche Instandhaltung der eigenen 
Kultureinrichtungen, die wiederum auf 
vielfältige Weise kulturell unterstützend 
tätig sind. Beispielsweise steht aktuell 
eine Nachfolgebesetzung für die künst-
lerische Leitung im Haus der Kunst an. 
Jüngst haben wir auch Nachfolgerege-
lungen für die Bayerische Staatsoper, 
das Münchner Residenztheater, das 
Museum Fünf Kontinente und das Bay-
erische Nationalmuseum getroffen. 

Letzteres ist übrigens ein Beispiel da-
für, dass wir politisch nicht nur auf neue 
Prestigeprojekte setzen, sondern uns 
auch um unseren Bestand kümmern. 
Erst Ende Juni 2018 wurde mit der voll-
ständigen Wiedereröffnung des West-
flügels der erste Bauabschnitt der Sanie-
rung des Bayerischen Nationalmuseums 
abgeschlossen. Der nächste Bauab-
schnitt ist in Vorbereitung. Weitere Sa-
nierungsprojekte sind beispielsweise die 
Alte und die Neue Pinakothek, die Ar-
chäologische Staatssammlung, die 
Glyptothek und das Deutsche Museum 
in München.

Staatliche Kulturpolitik soll aber 
auch neue Akzente setzen und innovati-
ve Projekte fördern. Neben der Eröff-
nung des bereits erwähnten neuen 
Staatstheaters in Augsburg und des Mu-
seums der Bayerischen Geschichte in Re-
gensburg wird voraussichtlich bis 2023 

auch das Museum Mensch und Natur 
am Schloss Nymphenburg in München 
zum Naturkundemuseum Bayern mit 
dem neuen Namen BIOTOPIA ausge-
baut. Nicht vergessen wollen wir an die-
ser Stelle auch das neue Münchner Kon-
zerthaus, das mit seinen Angeboten auf 
ganz Bayern ausstrahlen und im Sinne 
einer umfassenden Musikvermittlung 
möglichst breite Bevölkerungsschichten 
für die klassische Musik gewinnen soll. 
An diese Kulturstätte wollen wir die bes-
ten Musiker der Welt einladen, die Spra-
che der Musik zu sprechen, und wir  
wollen explizit keinen Elfenbeinturm der 
Klassik-Elite fördern. „Herausragende 
Musik – für alle erlebbar“ soll das Motto 
dieses neuen Hauses sein. Die Angebote 
verstehen sich besonders auch als Einla-
dung an ein neues und junges Publikum, 
sich von dieser Sprache berühren und 
begeistern zu lassen. Die kulturelle Bil-
dung von Kindern und Jugendlichen war 
mir ein wichtiges Anliegen. Besonders 
freut mich, dass auch in Nürnberg ein 
neuer Konzertsaal entsteht, der vielfälti-
ge Möglichkeiten bieten wird, Musik mit 
hohem Anspruch auf zeitgemäße Weise 
zu präsentieren und zu vermitteln. 

Ein weiterer wichtiger Baustein in ei-
ner Kulturpolitik, die auf kulturelle 
Selbstbestimmung setzt, ist aus meiner 
Sicht die Dezentralisierung, das heißt 
die Stärkung der Kultur in der ganzen 
Fläche des Freistaats. Diesem Zweck 
dient das bereits im Doppelhaushalt 
2013/2014 auf den Weg gebrachte Baye-
rische Kulturkonzept, das wir nach wie 
vor weiter entwickeln. Auf Grundlage 
dieses Konzeptes haben wir mittlerwei-
le in jedem Regierungsbezirk ein Lan-
desmuseum in staatlicher Trägerschaft. 
Auch 2018 stehen für das Kulturkon-
zept 65,5 Millionen Euro im Haushalt 
zur Verfügung. 

wurde zu jener Zeit auch das Ordensle-
ben in Bayern restauriert, das im Zuge 
der Säkularisation Anfang des 19. Jahr-
hunderts (1802 und 1803) schwer gelit-
ten hatte. Insgesamt wurden unter Lud-
wig I. mehr als 132 Klöster wieder- oder 
neubegründet. 

Kulturpolitik heute:  
Im Auftrag des Volkes

Was haben Kultur und Politik 
miteinander gemeinsam? 
Das Gemeinwohl.

AUGUST EVERDING2

150 Jahre nach der Regierungszeit  
Ludwigs I. haben sich die Grundpfeiler 
der Kulturpolitik in Bayern im Wesent-
lichen nicht verändert, und die Kunst- 
und Kulturpolitik des großen Kultur-
förderers strahlt nachhaltig bis ins 
moderne Bayern hinein. Nur, dass der 
Auftraggeber inzwischen das bayeri-
sche Volk selbst ist, vertreten durch 
Landtag und Staatsregierung. Kultur ist 
bekanntlich in der Bundesrepublik 
Ländersache, und die bayerische Politik 
ist über Artikel 3 der Bayerischen Ver-
fassung, die dem Volk gegeben ist, dem 
Kulturstaatsprinzip und damit auch 
dem Gemeinwohl verpflichtet. Als mo-
derne Bayerische Staatsregierung arbei-
ten wir heute intensiv daran, unseren 
Kulturstandort weiterzuentwickeln 
und setzen damit die Arbeit König Lud-
wigs I. und der Wittelsbacher fort. 
Kunst und Kultur haben in Bayern 
mehr denn je einen hohen Stellenwert, 
und zwar sowohl in den Zentren, die 
sich in Konkurrenz mit anderen deut-
schen und europäischen Städten befin-
den, als auch in der Fläche des Landes 

mit seinem großen Reichtum an kultu-
rellen Angeboten. 

Welche Ziele verfolgen wir mit der 
bayerischen Kulturpolitik?

Kultur schaffen kann nur, wer 
aus eigenem Quellgrund lebt.

GERTRUD PRELLWITZ3

Die oberste Aufgabe des bayerischen 
Wissenschafts- und Kunstministers ist 
es, die Vielfalt der zeitgenössischen 
Kunst und Kultur zu fördern, zu entwi-
ckeln und zu erhalten. Gleichzeitig soll 
das materielle und immaterielle Kultur-
erbe bewahrt und für die Menschen der 
heutigen Zeit erlebbar gemacht werden. 
Die bayerische Kulturpolitik, die ich 
vertrete, konzentriert sich auf beides. 
Wir fördern Kunst und Kultur in allen 
Landesteilen und in allen Sparten. So 
war es mir selbst persönlich ein großes 
Anliegen, dass in Augsburg das neue 
Staatstheater zur aktuellen Spielzeit er-
öffnet werden konnte, und dass das 
ganze Land über ein dichtes Netz an 
staatlichen und nicht-staatlichen Muse-
en verfügt, die uns viele wertvolle Ein-
blicke in die Gesellschafts-, Wirt-
schafts- und Industriegeschichte Bay-
erns gewähren. Unser jüngstes Vorha-
ben ist das Museum der Bayerischen 
Geschichte. Mit ihm setzen wir in Re-
gensburg einen starken Akzent, indem 
wir einen neuen Leuchtturm der bayeri-
schen Demokratiegeschichte eröffnen, 
der die Brücke vom Königreich Bayern 
bis zur Gegenwart schlägt.

Mein Leitmotiv war immer die kul-
turelle Selbstbestimmung der Bevölke-
rung. Denn wir wollen nicht vergessen: 
Staatliche Kulturpolitik garantiert auch 
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Grenzgebiet zu Tschechien und Öster-
reich findet Förderung über EU-Gelder 
statt. Dort fördern wir schwerpunkt
mäßig grenzübergreifende kulturelle 
Projekte über die europäischen  
INTERREG-Programme.

 Letztere sind ein hervorragendes 
Beispiel dafür, dass Kulturpolitik immer 
von Synergien lebt. Das gilt für die regi-
onale Ebene genauso wie für grenzüber-
schreitende Projekte. Ohne das Zusam-
menspiel einer Vielzahl von Protagonis-
ten ist Kulturpolitik ein zahnloser Tiger. 
Wir kooperieren daher sowohl in Bay-
ern als auch grenzübergreifend mit vie-
len Gebietskörperschaften, also mit Ge-
meinden, Städten, Landkreisen und Be-
zirken, für die Kulturpolitik in weiten 
Teilen zu den sogenannten freiwilligen 
Aufgaben gehört. Gleichzeitig kommen 
unsere Partner aber auch aus dem Pri-
vatsektor, denn die Kunst- und Kultur-
förderung profitiert nach wie vor wie zu 
Ludwigs Zeiten vom Mäzenatentum. 
Hier denke ich etwa an das großartige 
Engagement vieler Bürger, Stiftungen, 
Vereine und Unternehmen, die Ausstel-
lungen unterstützen, Künstler fördern 
und sich am Erhalt von Kunst- und Kul-
turgütern beteiligen.

Wirkt die bayerische Kulturpolitik?

Der schafft Kultur, der mehr als 
sie erstrebt.

RICHARD WAGNER

Dass die bayerische Kulturpolitik viele 
Erfolge zu verzeichnen hat, zeigt sich an 
der Lebendigkeit unserer Kunst- und 
Kulturszene. Der Erfolg gibt uns Recht: 
Der Freistaat hat zum Beispiel mit rund 
1.350 Museen eine der reichsten Muse-

umslandschaften Europas und hält mit 
mehr als 20 Millionen Museumsbesu-
chern bundesweit die Spitzenposition. 
Außer den bestehenden staatlichen 
Museen und Sammlungen in München, 
Nürnberg, Ingolstadt und Augsburg 
haben wir über die Mittel aus dem Kul-
turkonzept weitere staatliche Museen 
in Selb / Hohenberg a. d. Eger, in Frau-
enau und in Würzburg aufgebaut. 
Zusätzlich verfügt Bayern aktuell über  
37 Zweigmuseen und Zweiggalerien der 
staatlichen Mutterhäuser.

Betrachten wir auch den Bereich Mu-
sik. Das musikalische Leben in Bayern 
umfasst dank umfangreicher Kulturför-
derungsmaßnahmen nach wie vor eine 
bunte Vielfalt an Stilrichtungen − von der 
Volks- und Laienmusik bis hin zu unse-
ren weltberühmten Symphonieorches-
tern. Es gibt in Bayern ein flächendecken-
des Konzertangebot. Auch die bayerische 
Volksmusik ist ein weiterer Bestandteil 
lebendiger bayerischer Kultur. Mehr als 
300.000 Bürger Bayerns sind in den 23 
bayerischen Laienmusikverbänden als 
aktive Musiker und Sänger organisiert. 
Wir alle kennen international bekannte 
bayerische Traditionsveranstaltungen 
wie die Landshuter Hochzeit und die 
Passionsspiele in Oberammergau. In 
Bayern sind aber nach wie vor auch uralte 
regional bekannte Brauchtümer wie etwa 
die Limmersdorfer Lindenkirchweih le-
bendig − ein urfränkisches Kirchweih-
fest, in dessen Mittelpunkt die Tanzlinde 
steht, in deren Krone jedes Jahr zur 
Kirchweih getanzt wird. 

Egal, ob international oder nur regi-
onal bekannt, allen drei genannten Bei-
spielen ist gemeinsam, dass sie zusam-
men mit über dreißig anderen Kultur-
schätzen im Bayerischen Landesver-
zeichnis des immateriellen Kulturerbes 
eingetragen sind. Dieses Verzeichnis 

Kulturpolitik in Bayern:  
Wen fördern wir und wie?

Die ganze Kultur ist eine große, 
endlose Zusammenarbeit.

AUGUST STRINDBERG

Insgesamt investieren wir 2018 über 
733,9 Millionen Euro für Kultur, 2015 
waren es noch 620,3 Millionen Euro. 
Wir fördern einerseits die kulturellen 
Spitzenangebote in den Metropolen – 
vom Sammlungsauftrag der großen, in-
ternational bedeutenden Museen über 
die großen Leuchttürme der darstellen-
den Kunst bis hin zu den Musik- und 
Kunsthochschulen und der Hochschule 
für Fernsehen und Film in München  – 
als Orte der Ausbildung des kreativen 
Nachwuchses. Andererseits verfolgen 
wir nachhaltig die Förderung der leben-
digen Vielfalt der kulturellen Angebote 
in den Regionen. Darüber hinaus gibt 
es diverse Kunst- und Kulturförderpro-
gramme, -preise und -zuschüsse, Sti-
pendien und Auszeichnungen quer 
durch alle künstlerischen Stilrichtun-
gen. 

Alle zuvor genannten Beispiele be-
treffen vor allem die klassische Kunst-
förderung. Gleichzeitig ist es, wie schon 
erwähnt, auch ein erklärtes Ziel der bay-
erischen Kulturpolitik, die tradierte 
bayerische Kultur, das materielle und 
immaterielle Kulturerbe zu bewahren. 
Zu diesem Zweck unterstützen wir un-
sere Gemeinden, Landkreise und Bezir-
ke bei der Heimatpflege, die das überlie-
ferte Brauchtum weiterentwickeln und 
gemäß ihrer Zeit mit neuem Sinn erfül-
len soll. Der Freistaat zeichnet Aktivitä-
ten in diesem Bereich aus und fördert 
Vereine, die sich der Heimat- und 

Brauchtumspflege widmen, auch finan-
ziell. Neben dem Bayerischen Trachten-
verband, dem Bund der Bayerischen Ge-
birgsschützenkompanien, dem Fran-
kenbund und dem Oberpfälzer Kultur-
bund ist dies vor allem der Bayerische 
Landesverein für Heimatpflege. Auch 
die Laien- und Volksmusik wird von un-
serem Haus gefördert. 

Das Bild Bayerns wird nicht zuletzt 
besonders durch seine Denkmäler ge-
prägt. In der bayerischen Denkmalliste 
sind rund 120.000 Baudenkmäler,  
900 Ensembles und 55.000 Bodendenk-
mäler aufgeführt. Im Bereich der Denk-
malpflege bezuschussen wir den Erhalt 
von Baudenkmälern in ganz Bayern  
– von kleinen Kapellen über historische 
Rathäuser bis hin zu Burgen und Schlös-
sern − mit Mitteln aus verschiedenen 
Fonds. Zu nennen sind hier insbesonde-
re der Entschädigungsfonds, der vom 
Bayerischen Staatsministerium für Wis-
senschaft und Kunst verwaltet und vom 
Freistaat und den Kommunen getragen 
wird, der Kulturfonds und der Fonds 
der Bayerischen Landesstiftung. Seit 
Gründung der Landesstiftung im Jahr 
1972 wurden im kulturellen und sozia-
len Bereich für weit über 7.000 Projekte 
Zuschüsse mit einem Gesamtvolumen 
von über 500 Millionen Euro bewilligt. 
Mit einem Stiftungsvermögen von rund 
800 Millionen Euro gehört die Bayeri-
sche Landesstiftung zu den größten Stif-
tungen Bayerns und auch des gesamten 
Bundesgebietes. 

Nicht vergessen zu erwähnen möch-
te ich außerdem den Teil der Kulturför-
derung, den wir aus den Mitteln des 
Europäischen Fonds für Regionale Ent-
wicklung (EFRE) in die Errichtung und 
in den Ausbau nichtstaatlicher Museen, 
vorwiegend in Heimat- und Freiland-
museen, investieren. Auch speziell im 
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von Besuchern und Zuschauern, gerade 
der jungen Generation. Darauf müssen 
wir reagieren. Wir können langfristig die 
traditionellen Besucher- und Zuschauer-
gruppen nur halten und gleichzeitig 
neue erschließen, wenn wir uns auf de-
ren jeweilige Erwartungen einstellen. 
Die Kulturpolitik muss hier ihre Kern-
ziele verteidigen und sich gleichzeitig 
dem Tempo der neuen Generation an-
passen, wenn sie weiter ihre Herausfor-
derungen erfolgreich meistern will. Des-
halb bündeln wir künftig die Anforde-
rungen der digitalen Zukunft in einer 
übergreifenden Digitalisierungsstrate-
gie, die wir „Bayern.Kultur.Digital“ ge-
nannt haben. Diese Strategie soll erst-
mals in die Haushaltsverhandlungen 
zum Doppelhaushalt 2019/20 einge-
bracht werden und wird verschiedene 
Schwerpunkte enthalten. Unter vielen 
anderen Maßnahmen bauen wir zum 
Beispiel das Studienangebot an der 
Hochschule für Fernsehen und Film 
München im Bereich „Digitale Bildge-
staltung“ in Richtung VFX- und Anima-
tion aus. Ein entsprechendes Studienan-
gebot ist entscheidend für den Medien
standort Bayern, der dringend auf gut 
ausgebildete Fachkräfte in diesem Zu-
kunftsfeld angewiesen ist. Das neue 
Konzerthaus in München planen wir 
von vornherein mit einem starken digita-
len Schwerpunkt. Hier wollen wir bun-
desweit eine Vorreiterrolle einnehmen.

Kann man mit Kunst und Kultur 
Politik machen?

Mit Politik kann man keine 
Kultur machen, aber vielleicht mit 
Kultur Politik.

THEODOR HEUSS4

Ob man mit der Kunst die Politik beein-
flussen und dies an konkreten Beispie-
len aufzeigen kann, ist eine sehr kom-
plexe Frage. Grundsätzlich gilt, dass 
Kunst und Kultur weit mehr als reine 
Unterhaltung sind. Sie sollen die Men-
schen berühren, sie aufrütteln, sollen sie 
mit Inhalten, mit Meinungen, mit Positi-
onen, mit Neuem, mit Unbequemem 
konfrontieren und zum Nachdenken 
animieren. Insofern tragen sie zur Mei-
nungsbildung bei und sind natürlich 
grundsätzlich in der Lage, das Bewusst-
sein der Menschen zu prägen und zu 
verändern. Es muss immer auch Kunst 
geben, die unangepasst ist, die stört, die 
unangenehme Fragen aufwirft, die auf 
Missstände in allen Bereichen der Ge-
sellschaft hinweist, also Kunst, die pro-
voziert, die aufregt, die zu Widerspruch 
führt, die Positionen bezieht. Auch das 
ist Aufgabe von Kunst und Kultur. Auf-
gabe der Kunst- und Kulturpolitik ist es 
in diesem Zusammenhang vor allem, 
Freiräume zu schaffen und zu garantie-
ren, in denen provozierende Kunst und 
Kultur möglich sind. 

Herausforderungen in der  
Kulturpolitik

Kultur, verstanden als 
Lebensweise, ist vielleicht die 
glaubwürdigste Politik.

RICHARD VON WEIZSÄCKER5

Trotz aller Erfolge ist es natürlich eine 
Illusion, zu glauben, wir könnten mit 
staatlicher Politik aller Herausforderun-
gen im Kunst- und Kulturbereich ein-
fach so meistern. Insbesondere sehen 
wir uns heute vielen Entwicklungen ge-
genüber, denen sich die Kulturszene 

gibt es auch auf Bundesebene. Es trägt 
dem Ziel der UNESCO Rechnung, 
überall auf der Welt überliefertes Wis-
sen und Können sowie Alltagskulturen 
zu erhalten und zu fördern. Im Zentrum 
stehen lebendige Traditionen und Riten, 
die einer Gemeinschaft ein Gefühl der 
Identität und der Kontinuität vermitteln 
wie beispielsweise Musik, Tanz, Bräu-
che, Feste und herkömmliche Hand-
werkstechniken. Im bundesweiten Ver-
zeichnis stammt übrigens rund ein Vier-
tel der Einträge aus Bayern.

Ähnlich erfolgreich sind wir auch im 
Bereich der darstellenden Künste. Pro 
Saison besuchen etwa 4,7 Millionen Be-
sucher rund 15.000 Theaterveranstal-
tungen an den bayerischen Bühnen. In 
den letzten Jahren konnte die Bayeri-
sche Staatsoper ihren Rang unter den 
führenden Musiktheatern der Welt wei-
ter festigen und ausbauen. 

Natürlich sind alle Wirkungen und 
Erfolge, die ich hier aufgezeigt habe, kei-
ne, die sich allein die staatliche Kultur-
politik auf ihre Fahnen schreiben kann. 
Es sind Erfolge, die wir im Rahmen un-
serer Möglichkeiten unterstützt haben, 
die aber immer auf das Engagement 
zahlreicher lokaler Akteure, egal ob 
staatlicher, kommunaler oder privater 
Natur, zurückzuführen sind.

Zu guter Letzt wird Kultur von uns 
sogar weit über die Grenzen Bayerns, ja 
sogar Deutschlands, hinaus gezielt geför-
dert, denn auch Kulturexport ist Teil der 
Kulturpolitik. Im Ergebnis, und darauf 
dürfen wir alle stolz sein, ist die bayeri-
sche Kultur in der ganzen Welt ein Aus-
hängeschild für Deutschland. Üblicher-
weise denken wir an dieser Stelle an un-
sere Schlösser und Burgen, allen voran 
unsere Königsschlösser, die von Amerika 
über Asien bis hin nach Australien be-
kannt sind. Explizit möchte ich an dieser 

Stelle aber auf unser ‚bavarikon‘ hinwei-
sen, die digitale Schatzkammer des Frei-
staats Bayern. Sie trägt über das Internet 
unsere Kunst-, Kultur- und Wissens-
schätze in die ganze Welt hinaus, indem 
sie einen weltweiten und kostenlosen Zu-
gang zu einem breiten Spektrum von 
Kulturgütern wie Urkunden und Archi-
valien, Handschriften, archäologischen 
Funden und vielem mehr bietet. Ausge-
wählte Exponate werden sogar als 3D-
Objekte angeboten. Auch unsere bayeri-
schen Bibliotheken erfassen derzeit ihre 
Bestände digital, die dann online in der 
ganzen Welt eingesehen werden können. 
Mit derzeit rund 2,3 Millionen digitali-
sierter Werke verfügt die Bayerische 
Staatsbibliothek über den größten digita-
len Datenbestand aller deutschen Biblio-
theken und, was das Datenvolumen an-
geht, auch über den größten Bestand aller 
deutschen Kultureinrichtungen.

Natürlich beschäftigen wir uns ins-
gesamt sehr intensiv mit der Digitalisie-
rung im Kunst- und Kulturbereich, denn 
sie ist essenziell für die Weiterentwick-
lung unseres Kulturstaates. Wie wir be-
reits am Beispiel des ‚bavarikon‘ und der 
Bibliotheken gesehen haben, bieten uns 
die digitalen Medien zunächst einmal 
viele Möglichkeiten, unser Kulturgut zu 
konservieren, zu erschließen und zu 
präsentieren. Mit ihrer Hilfe können wir 
einen nicht unwesentlichen Teil des kul-
turellen Erbes des Freistaates Bayern 
zeitgemäß und für künftige Generatio-
nen sichern, für ein breites regionales 
wie internationales Publikum virtuell 
zugänglich machen und für die For-
schung erschließen.

Gleichzeitig entstehen im Kulturbe-
trieb ständig neue Konzepte und Forma-
te, die Produktion und Rezeption von 
Kunst und Kultur ändern sich. Es entste-
hen neue Ansprüche und Erwartungen 
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Denken wir an dieser Stelle an die aktu-
elle EU-Kulturpolitik, die heute eben 
dieses Ziel im gesamteuropäischen 
Maßstab verfolgt: Über Kunst und Kul-
tur eine europäische Identität zu stiften 
und sich dabei stets des kulturellen 
Reichtums und der Besonderheiten der 
verschiedenen Kulturräume bewusst zu 
sein und gleichzeitig die Gemeinsamkei-
ten hervor zu heben. Die Wechselwir-
kungen zwischen Bayern und seinen 
europäischen Nachbarn stehen aktuell 
im Mittelpunkt des Europäischen Kul-
turerbejahres, das wir 2018 feiern dür-
fen. Alle Europäer sind dazu aufgerufen, 
das Gemeinschaftliche und Verbinden-
de der europäischen Kultur zu entde-
cken und dabei eben auch die Unter-
schiede wertzuschätzen. 

In diesem Sinne ist es mein Ziel, im-
mer den Blick über den Tellerrand zu 
richten, mich auf das Wesentliche zu fo-
kussieren, aber auch das vermeintlich 
Geringe wertzuschätzen, damit ich mei-
nen Nachfolgern durch meine Kulturpo-
litik ein reiches und vielfältiges kulturel-
les Erbe in Bayern hinterlassen kann.  ///
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ebenso stellen muss wie die Wissen-
schaft, die Wirtschaft und die Gesell-
schaft. 

Nehmen wir zum Beispiel die Inte
gration neuer Mitbürger. Gerade in die-
sem Bereich sind auch Kunst und Kul-
tur hochgradig gefordert, denn sie ver-
mitteln kulturelles Wissen und die 
kulturellen Werte unserer Gesellschaft. 
Insbesondere bieten sie zahlreiche An-
lässe für Begegnungen und Möglich-
keiten zum interkulturellen Austausch. 
Viele Kultureinrichtungen bemühen 
sich schon seit längerer Zeit um eine 
Öffnung für Menschen nichtdeutscher 
Herkunft und mit anderen Bildungs-
hintergründen. Auch bayerische Thea-
ter haben Projekte initiiert, die Men-
schen mit Migrationshintergrund in 
ihre künstlerischen Prozesse mit einbe-
ziehen. So hat die Bayerische Staats-
oper wiederholt einen Workshop spezi-
ell für Schüler mit Migrationshinter-
grund durchgeführt, der den Jugendli-
chen die Kunstform Oper lebensnah 
vermitteln soll. Es geht mir aber in der 
Kulturpolitik um alle Menschen in 
Bayern, nicht nur um Menschen mit 
Migrationshintergrund, sondern bei-
spielsweise auch um Menschen aus bil-
dungsferneren und sozial schwächeren 
Schichten. Ich will, dass unsere kultu-
rellen Angebote in Bayern für Men-
schen aus allen Bevölkerungsteilen er-
reichbar sind.

Eine weitere zentrale Herausforde-
rung für die Kulturpolitik, die immer 
mehr zum Tragen kommt, wird auch die 
Bewältigung des demokratischen Wan-
dels sein. Die Bevölkerung wird in Zu-
kunft zum einen durchschnittlich älter 
sein als bisher, zum anderen auch im-
mer heterogener. Die Kunst muss sich in 
der Folge immer mehr auf ein sich stetig 
veränderndes Publikum einstellen. 

Wichtige Zukunftsthemen sind daher 
insbesondere die kulturelle Bildung und 
das Kulturangebot in der Fläche sowie 
die Erreichbarkeit von Kultureinrich-
tungen in allen Landesteilen. Hier wird 
es neuer Konzepte bedürfen, denn es ist 
ein ganz wichtiger Auftrag für die Kul-
turpolitik, die Menschen in allen Lan-
desteilen des Freistaates mit kulturellen 
Angeboten zu versorgen. Diese sind 
nach meinem Dafürhalten ein zentraler 
Bestandteil für die Lebensqualität in un-
serem Land. Dort, wo es Musikschulen 
und Büchereien gibt, wo kulturelle An-
gebote für Kinder und Jugendliche zur 
Verfügung stehen, lässt es sich – zumin-
dest im kulturellen Sinne gesprochen – 
für alle gut leben.

Ausblick

Kultur beginnt im Herzen jedes 
einzelnen.

JOHANN NEPOMUK NESTROY

Lassen Sie mich zum Abschluss noch 
einmal den Bogen zu unserem großen 
Kunstmäzen und Gründer der bayeri-
schen Kulturpolitik, Ludwig I., span-
nen. Sein Wirken für Wissenschaft und 
Kunst ist nicht nur symbol- und bei-
spielhaft, sondern auch für unsere Ge-
genwart von Vorbildcharakter. Dass er 
den Blick aufs Große und Ganze gerich-
tet hielt, kann und muss für uns eine 
Motivation im positiven Sinne sein. Ein 
aus heutiger Sicht hoch moderner An-
satz des Wittelsbacher-Königs war sein 
Bestreben, mit Kunst und Kultur ein 
Gemeinschafts- und Zusammengehö-
rigkeitsgefühl zu schaffen, ein „Wir-Ge-
fühl“ im zu seiner Zeit noch relativ 
frisch geeinten bayerischen Königreich. 

/// �PROF. DR. MED. MARION KIECHLE 
war Bayerische Staatsministerin für 
Wissenschaft und Kunst, München.

Anmerkungen
  * �Der Artikel entstand vor der Neubesetzung des 

Kabinetts aufgrund der Landtagswahlen vom 
14.10.2018.

  1 �Schiller, Friedrich: Theoretische Schriften. Vom  
Erhabenen, 1973.

  2 �Festrede zur Eröffnung des Berliner Abgeordne-
tenhauses im April 1993.

  3 �Gertrud Prellwitz, deutsche Lehrerin und Dichterin.
  4 �Aus der Rede „Kräfte und Grenzen der Kulturpoli-

tik“, gehalten 1951 als Bundespräsident.
  5 �Zitiert nach Pflüger, Friedbert: Richard von Wei- 

zsäcker: Mit der Macht der Moral, München 2010.



Quelle: Ani Avakyan



/// ANI AVAKYAN
Ich heiße Ani Avakyan, bin 25 Jahre alt und 
in der Ukraine geboren und aufgewachsen. 
Nach dem Möbeldesignstudium an der Aka-
demie für Design und Kunst in meiner Hei-
matstadt Charkiw mit dem Bachelorab-
schluss hat mich mein Entwicklungsweg 
nach Deutschland und nun nach München 
zum Innenarchitektur-Studium an der Aka-
demie der Bildenden Künste (ADBK) ge-
bracht. Für meine Werke schöpfe ich Inspi-
ration in der Natur und Welt um mich herum. 
Ich suche immer nach einer ästhetischen 
und gleichzeitig praktischen und funktiona-
len Lösung.

ani.avakyann@gmail.com
www.behance.net/anisoani

SERIE „VOLKS SEELE“

Diese Bildreihe ist beim Hören einer modernen Interpretation ukrainischer Volksmusik in 
einem Atemzug entstanden. Ethnische Motive erzählen vom Leben des Volkes und zeigen 
seine Sitten und Gebräuche. Diese graphischen Bilder zeigen die Mystik, die Gedanken und 
Vorstellungen, die sich die Menschen um sich machen – die „Volks Seele“ also. Die nach-
empfundenen Emotionen habe ich mit schwarzer Tusche auf Papier gebracht.
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Entwicklung von Gesellschaft und Staat 
festgeschrieben, das „Nie Wieder“ eines 
totalitären sowie Gott und Menschen 
verachtenden Staatswesens. Die Präam-
bel der Bayerischen Verfassung drückt 
dies aus: „Angesichts des Trümmerfel-
des, zu dem eine Staats- und Gesell-
schaftsordnung ohne Gott, ohne Ge-
wissen und ohne Achtung vor der Wür-
de des Menschen die Überlebenden des 
zweiten Weltkriegs geführt hat. In dem 
festen Entschluss, den kommenden 
deutschen Geschlechtern die Segnun-
gen des Friedens, der Menschlichkeit 
und des Rechts dauernd zu sichern, gibt 
sich das Bayerische Volk, eingedenk sei-
ner mehr als tausendjährigen Geschich-
te, nachstehende demokratische Verfas-
sung.“ Auch die Gründungsmütter und 
-väter der Bundesrepublik Deutschland 
sind dieser Zielsetzung gefolgt. 

Gerade als Landeshistoriker fühle 
ich mich dieser Aufgabe in besonderer 
Weise verpflichtet und ich habe dies in 
meiner bisherigen politischen Arbeit als 
zentralen Auftrag verstanden. Meine 
bisherigen Funktionen als Staatsminis-
ter für Unterricht und Kultus sowie als 
Staatsminister für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst haben mir 
dazu vielfältige konkrete Handlungsop-
tionen gegeben, dieses Anliegen intensiv 
zu verfolgen, so etwa über Inhalte im 
Lehrplan für die bayerischen Schulen, 
die Gestaltung der Stundentafeln für 
den Unterricht an den Schulen oder 
über Ressourcen für Einrichtungen der 
Forschung und Lehre in Geschichts- 
und Politikwissenschaften sowie damit 
eng verwobenen Fachgebieten. Und 
auch die Ernennung zum Beauftragten 
der Bayerischen Staatsregierung für jü-
disches Leben und gegen Antisemitis-
mus, für Erinnerungsarbeit und ge-
schichtliches Erbe in diesem Frühjahr 

eröffnet mir in neuer Weise die Möglich-
keit, Erinnerungsarbeit nachhaltig zu 
fördern. 

Dabei orientiere ich mich an der 
Feststellung von Max Mannheimer: 
„Ihr seid nicht verantwortlich für das, 
was geschah. Aber dass es nicht wieder 
geschieht, dafür schon.“ Und dies gilt 
überhaupt für die Ausprägung eines to-
talitäre Macht beanspruchenden Sys-
tems. Das umfasst z. B. auch das SED-
Regime, unter dem bis 1989 die Men-
schen in den „neuen Ländern“ leiden 
mussten. Knapp 30 Jahre nach dem 
Mauerfall bekommt diese Dimension 
der Erinnerungsarbeit eine neue Aktua-
lität. Erinnerungsarbeit zu leisten, ist 
eine große Aufgabe. Erinnerungsarbeit 
und Geschichtspolitik tun not.

Erinnerungsarbeit und  
Geschichtspolitik in der Praxis
Die NS-Zeit

Bei meinem ersten Besuch als Kultusmi-
nister in der KZ-Gedenkstätte Dachau 
im Februar 2009 ging es mir darum, ein 
unmissverständliches Zeichen zu setzen. 
Deshalb habe ich meinem Wunsch Aus-
druck verliehen, dass möglichst viele 
Schüler weiterführender Schulen eine 
KZ-Gedenkstätte oder ein NS-Doku-
mentationszentrum als authentischen 
Ort dieser schlimmsten Jahre der deut-
schen Geschichte als außerschulischen 
Lernort aufsuchen. Der Grund ist nach-

Das „Nie Wieder“ ist ein verfas-
sungsmäßiger GRUNDAUFTRAG der 
Erinnerungsarbeit.

Wenn wir über das Gestern, über unse-
re Geschichte nachdenken, fangen wir 
an, intensiver zu leben, Entscheidungen 
bewusster zu fällen und so unsere Zu-
kunft zielgerichteter zu gestalten. Viel-
leicht macht dieser Satz deutlich, was 
ich meine: Erinnern und Geschichte bie-
ten Weg und Chance, unsere Identität 
zu suchen und sich unserer selbst zu ver-
gewissern. Erinnerungsarbeit ist inten-
sive Beschäftigung mit den Licht- und 
Schattenseiten der regionalen, der baye-
rischen, der deutschen, der europäi-
schen und der Weltgeschichte.

Erinnerungsarbeit schafft die Voraus-
setzung für nachhaltiges politisches Be-
wusstsein. Das klingt abstrakt, ist aber 
ein hoher Anspruch. Denn Erinnerungs-
arbeit darf nicht wahllos stattfinden, darf 
nicht herausgreifen, was einem Men-
schen, einer Gesellschaft gerade gefällt, 
oder auslassen, was einem Menschen 
oder einer Gesellschaft gerade missfällt. 

/// Zukunft braucht Herkunft*

„Nie Wieder“ als Teil der  
Staatsräson

Bei der Erinnerungsarbeit finden sich 
aus historischen Gründen und zugleich 
aus aktuellem Anlass klare Prioritäten. 
Es gibt ein Feld der Erinnerungsarbeit, 
das zu den staatspolitischen Kernaufga-
ben in Deutschland und Bayern gehört, 
und dem wir uns nachhaltig widmen 
müssen, auch und gerade im Jahr 2018. 
Die Mütter und Väter der Bayerischen 
Verfassung haben das „Nie Wieder“ als 
Grundauftrag für den Aufbau und die 

AUS DER VERGANGENHEIT LERNEN

LUDWIG SPAENLE /// Erinnern, erklären, gestalten − diese drei Elemente begründen 
die geschichtspolitische Grundeinstellung von Ludwig Spaenle. Für ihn soll Geschich-
te den Menschen auch ihre Schattenseiten erklären, um somit die Zukunft besser 
gestalten zu können. Und Erinnerungsarbeit ist nie abgeschlossen, sondern muss 
nachhaltig fortgesetzt werden. Der Antisemitismus z. B. kommt mittlerweile wieder 
in höchst unterschiedlichen Gewändern daher und findet rechts bis links, bei Bürgern 
wie auch bei Migranten arabischer Herkunft einen besonderen Nährboden. Und er 
paart sich mit einem hohen Maß an Israelfeindlichkeit.

ERINNERUNGSARBEIT ist Kern-
aufgabe und Basis für politisches 
Bewusstsein.
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lin“ bezeichnet wurde, war wie ganz 
Deutschland aufgrund der Beschlüsse 
der vier Mächte nach dem Kriegsende 
1945 geteilt worden. Mitten durch den 
Ort mit dem Tannbach an der Linie 
zwischen der amerikanischen und so-
wjetischen Besatzungszone sowie spä-
ter zwischen der Bundesrepublik und 
der DDR zog sich zunächst ein Bretter- 
und Drahtzaun und später eine Beton-
mauer mit entsprechenden Wachtür-
men. Diese trennten Familien, machten 
ein Miteinander unmöglich und führ-
ten fast zur Isolation der Einwohner auf 
der DDR-Seite, weil Besuche der Be-
wohner der 5-Kilometerzone hinter 
dem Eisernen Vorhang nur einge-
schränkt erlaubt wurden. Erst im De-
zember 1989, also einen Monat nach 
dem Fall der Mauer in Berlin, wurde 
auch hier in Mödlareuth die Mauer 
durch Bagger beseitigt. In bewegenden 
Szenen lagen sich die Menschen in den 
Armen. 

Das Deutsch-Deutsche Museum in 
Mödlareuth auf bayerischem und thü-
ringischem Boden bietet die einmalige 
authentische Situation zur Erinnerung 
an die Teilung Deutschlands und das 
Alltagsleben der Menschen auf beiden 
Seiten der „Zonengrenze“ – hier unter 
dem Bundesadler, dort unter Hammer 
und Zirkel. In Mödlareuth bietet sich 
die Chance, eine Stätte für intensive Er-

innerungsarbeit und für die Geschichts-
vermittlung von nationaler Dimension 
zu schaffen. Ich begleite diesen Erinne-
rungsort seit Mitte der 1990er-Jahre in 
verschiedenen Funktionen. Im Juli 2018 
hat die Bundeskulturstaatsministerin 
Monika Grütters die Finanzierungszu-
sage um rund ein Viertel auf nun 5,6 
Millionen Euro angehoben. Bayern ist 
nun gefordert, hier die bisherige Zusage 
ebenfalls aufzustocken.

Das Attentat von 1972
Zu den Ereignissen von historischer Be-
deutung gehört in besonderer Weise das 
Attentat palästinensischer Terroristen 
auf jüdische Sportler bei den Olympi-
schen Sommerspielen 1972 in München. 
Am 5. September 1972 waren acht Mit-
glieder der palästinensischen Terroror-
ganisation „Schwarzer September“ in 
das Olympische Dorf eingedrungen. Sie 
hatten im Haus Connollystraße 31 elf 
israelische Sportler als Geiseln genom-
men. Zwei Sportler, die sich gegen die 
Terroristen zur Wehr zu setzen versuch-
ten, wurden noch in der Connollystraße 
ermordet. Die deutschen Sicherheitsbe-
hörden brachten Terroristen und Gei-
seln unter dem Hinweis, sie von dort 
nach Kairo ausfliegen zu lassen, nach 
Fürstenfeldbruck. Weitere neun israeli-
sche Geiseln und ein bayerischer Polizist 
kamen beim Befreiungsversuch auf dem 
Flughafen von Fürstenfeldbruck ums 
Leben.

Dieser terroristische Anschlag 1972 
in München war ein bis heute schmerzli-
cher „Einschnitt“ in das Leben der 
Sportler und ihrer Angehörigen, in die 
bis dahin heiteren Olympischen Spiele 
in München und ein „Einschnitt“ in die 
münchner, bayerische und deutsche Ge-
schichte. Und es ist ein Anfangsort des 
internationalen Terrors. Hier fehlte, 

Die Vergangenheit muss BEWUSST 
GEHALTEN werden.

vollziehbar. Gerade an Orten wie Da
chau und Flossenbürg können junge 
Leute die Menschen verachtende Grau-
samkeit des braunen Unrechtsregimes in 
besonders eindrücklicher Weise nach-
empfinden: In Dachau, wo über 43.000 
Menschen im Zeichen des Hakenkreu-
zes ermordet worden sind, und in Flos-
senbürg, wo zwischen 1938 und 1945 
über 30.000 Menschen getötet wurden 
oder aufgrund der erlittenen Strapazen 
gestorben sind. Mit einem erfolgreichen 
Modellversuch für die bayerischen Mit-
telschulen und Projekten für Jugendliche 
mit Migrations- oder Fluchthintergrund 
werden hier neue Schritte gegangen.

Das Gespräch mit Zeitzeugen för-
dert die intensive inhaltliche Begegnung 
gerade junger Leute mit der dunkelsten 
Seite der deutschen Geschichte. Ich darf 
eigens an die Zeitzeugengespräche mit 
Max Mannheimer und Uri Chanoch 
erinnern, die unter dem Dritten Reich 
unbeschreibliches Leid erfahren haben 
und dennoch nach 1945 trotz dieser 
existenziellen Erfahrungen ganz be-
wusst ihr Leben im Nachkriegsdeutsch-
land fortgesetzt und sich hier in der Zi-
vilgesellschaft engagiert haben.

Bei der Auseinandersetzung z. B. mit 
den Vorgängen während des Dritten 
Reichs wächst nach meiner Überzeu-
gung bei den jungen Leuten, aber auch 
bei Erwachsenen die Bereitschaft, sich 

gegen ein Neuaufleben dieser men-
schenfeindlichen Ideologie zu engagie-
ren. Erinnerungsarbeit – noch dazu am 
authentischen Ort und im Dialog mit 
Zeitzeugen – ist gelebte Demokratieer-
ziehung auf der Grundlage lebendig ge-
machter Geschichte. Auch Erwachse-
nenbildung ist ein Feld, das weitere 
Möglichkeiten eröffnet.

Wenn Schüler authentische Orte wie 
die KZ-Gedenkstätten Dachau und 
Flossenbürg oder NS-Dokumentations-
zentren wie Nürnberg oder München 
besuchen oder mit Zeitzeugen sprechen 
wollen, bedarf es einer ausgiebigen päda
gogischen Vor- und Nachbereitung im 
Unterricht. Nur so kann Wissen nach-
haltig vermittelt werden, können auf der 
Basis des Wissens und der Erfahrungen 
vor Ort Haltungen geprägt werden. Be-
sonders nachhaltig ist die Wirkung, 
wenn die Schüler und auch interessierte 
Erwachsene sowohl authentische Orte 
besuchen wie auch Zeitzeugen begeg-
nen und durch Gespräche an ihren weit-
hin dramatischen Erlebnissen teilhaben 
können. 

Das SED-Regime
Was für die NS-Diktatur zutrifft, lässt 
sich auch für das SED-Regime feststel-
len. Viele junge Menschen, die kurz vor 
oder nach 1989 geboren wurden, ken-
nen das geteilte Deutschland und die 
unterschiedlichen Lebensverhältnisse 
diesseits und jenseits des Eisernen Vor-
hangs nicht mehr. Die „Verklärung“ in 
einer Art „Ostalgie“ der DDR ist eine 
Folge. Und auch für viele Ältere sind die 
deutsche Teilung, der Todesstreifen und 
der Alltag diesseits und jenseits der in-
nerdeutschen Grenze im Bewusstsein 
nicht mehr so präsent.

Mödlareuth, ein kleines Dorf in der 
Nähe von Hof, das gern als „Little Ber-

Der Besuch authentischer 
Orte und das Gespräch mit Zeit-
zeugen sind NACHHALTIG erlebte 
Erinnerungsarbeit.
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Eröffnung wurde der Erinnerungsort 
„Einschnitt“ von mehreren Tausend 
Menschen besucht, von vielen ganz be-
wusst, von anderen beim Spaziergang 
durch das Olympiagelände. Staatsgäste 
nutzen internationale Begegnungen und 
Konferenzen auch, um den Erinne-
rungsort aufzusuchen. Den israelischen 
Ministerpräsidenten Benjamin Netanja-
hu durfte ich z. B. im Umfeld der Sicher-
heitskonferenz in München Mitte Fe
bruar 2018 zu dem Gedenkraum im 
Olympiagelände begleiten. Die Reso-
nanz in Israel war hoch. Das Olympi-
sche Komitee Israels hat im März 2018 
in Gegenwart des deutschen Botschaf-
ters und mir einen Empfang zur Würdi-
gung der Gedenkstätte gegeben.

Vorbilder lehren Geschichte
Neben historischen Orten kommt Per-
sonen der Zeitgeschichte als Vorbilder 
eine besondere Rolle in der Geschichts- 
und Erinnerungsarbeit zu. Dies sind 
z. B. mit Blick auf die NS-Diktatur die 
Mitglieder der Weißen Rose, also die 
Geschwister Hans und Sophie Scholl, 
Christoph Probst, Willi Graf und Uni-
versitätsprofessor Kurt Huber, oder 
auch Einzelgänger wie Georg Elser, der 
im November 1939 im Münchner Bür-
gerbräukeller ein Attentat auf Hitler ver-
übte. Hier müssen wir die richtigen For-
men der Beschäftigung mit diesen Vor-
bildern finden. Auf meine Initiative hin 
hat z. B. im Oktober 2009, also 70 Jahre 

nach dem Attentat auf Hitler, die Bayeri-
sche Landeszentrale für politische Bil-
dungsarbeit in München ein Symposi-
um zum Thema „Georg Elser und der 
deutsche Widerstand – ein Erbe deut-
scher Demokratie“ organisiert. Sein Le-
ben wurde auch verfilmt. 

Auch Objekte als Gegenstände der 
Sachkultur haben hohe Aussagekraft 
und können, entsprechend in den Zu-
sammenhang gestellt, wichtige Impulse 
für die Erinnerungsarbeit und die De-
mokratieerziehung leisten. Die öffentli-
che Debatte um eine mögliche Präsenta-
tion der Guillotine, mit der sehr wahr-
scheinlich die Mitglieder der Weißen 
Rose 1943 in Stadelheim von den Scher-
gen des Dritten Reichs hingerichtet wur-
den, sei hier exemplarisch genannt. Die-
se Tötungsmaschine, die sich im Be-
stand des Bayerischen Nationalmuse-
ums in München befindet, und ein mög-
licher Hype um diese macht bewusst, 
dass wir sensibel mit den Relikten, gera-
de der jüngsten Vergangenheit, umge-
hen müssen. Diese Gegenstände können 
einerseits die Aufarbeitung der Herr-
schaftsmechanismen des Dritten Reichs 
ermöglichen, aber auch wie im Fall einer 
Guillotine zum beliebten Zielort für Vo-
yeure werden. Das sollten wir vermei-
den. Anders zu bewerten ist möglicher-
weise die Ausstellung von einer Selbst-
schussanlage an der ehemaligen Grenze 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der DDR. Diese Einrichtungen 
gehörten zu den schrecklichen Instru-
menten des DDR-Regimes, um Men-
schen an der vermeintlichen „Republik-
flucht“ zu hindern. 

Schulen legen wichtige Grundlagen
Unsere Lehrkräfte leisten in den Schu-
len bei der Geschichtsarbeit und in der 
Demokratieerziehung intensive Arbeit. 

Personen der Zeitgeschichte können 
als VORBILDER fungieren.

trotz des Monuments von Fritz Koenig 
und der Erinnerungstafel in der Connol-
lystraße ein angemessener Gedenkort. 
Anlässlich des 40-jährigen Gedenkens 
an das Attentat beschloss die Bayerische 
Staatsregierung, einen solchen zu schaf-
fen. Hier soll an die getöteten israeli-
schen Sportler und den bayerischen Po-
lizisten erinnert, der terroristische An-
schlag dargestellt und dieser in die Zeit 
eingeordnet werden. Dieses Projekt ist 
ein Kernstück meiner geschichtspoliti-
schen Arbeit. 

Wir wollten damit den Opfern im 
öffentlichen Bewusstsein ihre Persön-
lichkeit wiedergeben. Dabei war ein 
Kernanliegen der Konzeptentwicklung, 
den Gegensatz zwischen dem weltoffe-
nen, sportlichen Wettbewerb nach der 
olympischen Idee und dem dramati-
schen Einschnitt des vernichtenden Ter-
rors darzustellen. Das Architekturbüro 
Brückner & Brückner hat dieses Anlie-
gen mit dem Symbol des „Einschnitts“ 
im Gelände nahe dem Olympischen 
Dorf entwickelt. Am westlichen Linden-
hügel im Olympiapark wurde der Ent-
wurf realisiert. Es wurde der Erinne-
rungsort in einen Hügel am Kolehmai-
nenweg hineingeschnitten und mit den 
Biographien der zwölf Opfer und einer 
medialen Präsentation des Attentats zur 
historischen Einbettung in die heiteren 

Spiele und den palästinensischen Terror 
ausgestaltet. 

Die gemeinsame Finanzierung des 
Erinnerungsorts durch den Freistaat 
Bayern, die Bundesrepublik Deutsch-
land, die Landeshauptstadt München, 
das Internationale Olympische Komi-
tee, den Deutschen Olympischen Sport-
bund und die Foundation for Global 
Sports Development macht die Bedeu-
tung des Erinnerungsorts für Bayern, 
Deutschland sowie international ebenso 
deutlich wie die Eröffnungsfeier am 6. 
September 2017. An dieser Eröffnung 
durch Bayerns Ministerpräsidenten 
Horst Seehofer nahmen u. a. Bundes-
präsident Frank-Walter Steinmeier, Isra-
els Staatspräsident Reuven Rivlin und 
Landtagspräsidentin Barbara Stamm 
teil; ferner der Vorsitzende des Zentral-
rats der Juden in Deutschland Josef 
Schuster, die Vorsitzende der Israeliti-
schen Kultusgemeinde in München und 
Oberbayern Charlotte Knobloch, Mün-
chens Oberbürgermeister Dieter Reiter, 
IOC-Präsident Thomas Bach, der DOSB 
Vorstandsvorsitzende Michael Vesper 
sowie Steven Ungerleider von der 
Foundation for Global Sports Develop-
ment.

Voraussetzungen
Erinnerungsarbeit muss  
konkret sein

Erinnerungsarbeit darf nicht abstrakt 
sein, sondern muss persönliche Begeg-
nung und wo dies möglich ist auch Aus-
einandersetzung zulassen. Es war uns 
gerade bei der Eröffnung des Erinne-
rungsorts an das Attentat von 1972 ein 
wichtiges Anliegen, jenseits der offiziel-
len Feier in einer persönlichen Gedenk-
stunde mit den Angehörigen der Opfer 
noch einmal der schrecklichen Ereignis-
se zu gedenken. Im ersten Jahr nach der 

GEDENKORTE wie der des Olympia-
attentats 1972 in München schaffen 
Geschichtsbewusstsein.
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der einerseits als anerkannter Raketen-
forscher galt, andererseits aber für den 
Raketenbau im Konzentrationslager 
Mittebau-Dora und damit für das Leid 
vieler tausender Zwangsarbeiter verant-
wortlich war. Schulen diskutierten au-
ßerdem den Namen des Regensburger 
Bürgermeisters Hans Herrmann und 
des Sonderschulpädagogen Erwin 
Lesch und haben diese im Einverneh-
men mit ihren Sachaufwandsträgern 
abgelegt.

Erinnerungsarbeit muss auch die 
kritische Auseinandersetzung mit den 
ideologischen Schriften etwa der NS-
DAP einschließen. Hier stand für 2016 
eine wichtige Entscheidung an. Wie sol-
len wir angesichts des Auslaufens der 
Rechte des Freistaats Bayern an den 
Schriften des ehemaligen Eher-Verlags, 
z. B. an der Hitlerschen Propaganda-
schrift „Mein Kampf“, sicherstellen, 
dass die Inhalte nicht aus ideologischen 
oder finanziellen Gründen missbraucht 
werden konnten. Historiker bevorzugen 
eine möglichst direkte Auseinanderset-
zung mit Quellen und Zeitzeugen auf 
der Basis historisch-kritischer Editionen 
und kommentierter Ausgaben. Doch ge-
rade bei dieser Hetzschrift, die eine geis-
tige Grundlage für Massenmord, den 
Zweiten Weltkrieg und die Unterdrü-
ckung weiter Teile Europas und darüber 
hinaus lieferte, war eine Entscheidung 
über das richtige Vorgehen nicht leicht. 
Dass für viele, etwa jüdische Opfer oder 
israelitische Kultusgemeinden, der Ge-
danke der freien Verbreitung von „Mein 
Kampf“ nur schwer erträglich war, war 
dabei zu sehen.

Dem Weg, der heute beschritten 
wird, ging ein intensives Ringen um die 
richtige Form der Auseinandersetzung 
mit dem Machwerk voraus. Das Institut 
für Zeitgeschichte hat eine höchst sorg-

fältig bearbeitete historisch-kritische 
und kommentierte Ausgabe veröffent-
licht, die Bayerische Landeszentrale für 
politische Bildungsarbeit hat entspre-
chende fachliche und pädagogische Ar-
beitshilfen dazu herausgegeben und die 
Schulen haben über das Bayerische 
Kultusministerium zusätzliche pädago-
gische und fachliche Hinweise erhalten.

Erinnerungsarbeit als  
Versöhnungsarbeit

Erinnerungsarbeit ohne Versöhnungsbe-
reitschaft ist undenkbar. Erinnerungsar-
beit mündet mit Blick auf die Schatten-
seiten deutscher und bayerischer Ge-
schichte in Versöhnungsarbeit. Das Ziel 
dabei muss sein, die zum Teil tiefen 
Wunden der Opfer von Unterdrückung, 
Ermordung oder Vertreibung zu lindern 
– sofern dies noch möglich ist. Und es 
muss uns ein Anliegen sein, auf der Basis 
einer ehrlichen und nachhaltigen Erin-
nerungsarbeit und den Anstrengungen 
um Versöhnung den Grundstein für eine 
freundschaftlich-nachbarschaftliche Ko-
existenz dauerhaft zu legen. Dazu gehört 
vorrangig die Versöhnungsarbeit mit Is-
rael und den vielen Menschen, die auf-
grund deutschen Handelns unbeschreib-
bares Leid erfahren haben. Von dem 
Unrechtsregime der Nationalsozialisten 
wurden allein über sechs Millionen Ju-
den ermordet. 

Erinnerungsarbeit muss auch 
eine KRITISCHE Auseinandersetzung
zulassen.

Dies wurde auch in einem Ost-West-
Vergleich zum Wissen über die ehemali-
ge DDR deutlich, wo bayerische Schüler 
am besten abschnitten. Dies wurde aber 
auch am Engagement von Schülern  
des Hans-Leinberger-Gymnasiums in 
Landshut gegen eine geplante Veranstal-
tung einer rechtsextremen Vereinigung 
in der Mensa dieser Schule Ende 2011 
deutlich. Das Vorgehen der Landshuter 
Schüler erzielte am Ende Erfolg, weil 
Schule und Kommune an einem Strang 
zogen. Ich konnte mich selbst von der 
Handlungsfähigkeit und Tatkraft der 
Schüler überzeugen, als ich im Dezem-
ber 2011 an einer öffentlichen Kundge-
bung der Schulen der Stadt gegen die 
geplante Versammlung rechtsextremer 
Kräfte in Landshut teilnahm.

Und wir können stolz darauf sein, 
dass wir mit der Bayerischen Landes-
zentrale für politische Bildungsarbeit 
eine Einrichtung haben, die vor allem 
den jungen Menschen das Funktionie-

ren unserer parlamentarischen Demo-
kratie zu erklären hilft und zugleich den 
Blick auf die Schattenseiten unserer Ge-
schichte mit allen Auswirkungen auf 
das Heute sichtbar öffnet. Die Bayeri-
sche Landeszentrale handelt hier in en-
ger Vernetzung mit den KZ-Gedenk-
stätten in Flossenbürg und Dachau, den 
NS-Dokumentationszentren Nürnberg 

und München sowie dem Deutsch-
Deutschen Museum in Mödlareuth. 
Schulklassen die diese Orte besuchen, 
erhalten einen finanziellen Zuschuss 
und besonders qualifizierte Lehrkräfte 
werden eigens abgeordnet, um diese 
Klassen zu begleiten. Die Weiterent-
wicklung der Lehrpläne und die Fortbil-
dung der Lehrkräfte im Themenfeld An-
tisemitismus sind dabei weiterhin wich-
tige Aufgaben.

Kritische Aufarbeitung
Erinnerungsarbeit heißt auch Aufarbei-
ten der Namensgebung von Schulen, 
Straßen und öffentlichen Gebäuden. 
Auf meine Ersuchen hin haben sich 
mehrere bayerische Schulen mit dem ei-
genen Schulnamen intensiv beschäftigt. 
Nötig war dies immer dann, wenn es 
sich bei den Namensgebern um Perso-
nen handelte, die in das nationalsozia-
listische Diktatursystem verstrickt wa-
ren. In diesem Fall haben wir den Schu-
len und Schulträgern empfohlen, den 
Namen abzulegen. Wer im Dritten Reich 
Teil des Herrschaftssystems war oder 
die ideologische Grundlage aktiv mitge-
staltet oder mit vertreten hat, kann nicht 
als Vorbild für Menschen in einer demo-
kratischen Gesellschaft dienen. Dabei 
sollte man sich wohl auch bewusst sein, 
dass Menschen in einer totalitären Herr-
schaft nicht jeden Schritt eigenverant-
wortlich gestalten können, sondern bei 
Handlungen der Distanzierung oder gar 
des Widerstands auch mit schlimmsten 
Konsequenzen für das eigene Leben so-
wie für Freunde und Angehörige rech-
nen müssen. Wir sollten uns deshalb im 
Urteil zurückhalten – neben Licht fällt 
auf jede einzelne Person auch Schatten. 

Bei der Reflexion der Namensgeber 
von Schulen ergab sich beispielsweise 
eine Debatte um Wernher von Braun, 

Die Bayerische Landeszentrale für 
politische Bildungsarbeit vermittelt 
PRAXISNAH Demokratieverständnis.
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zur Schaffung eines Bayerisch-Israeli-
schen Jugendwerks zur Intensivierung 
des gegenseitigen Austauschs gegeben. 

Brückenbau zwischen Bayern  
und Tschechien 

Eine große Bedeutung für den Freistaat 
hat die Versöhnungsarbeit mit unserem 
Nachbarland Tschechien. Gerade das 
Verhältnis zwischen den Menschen aus 
dem ehemaligen Sudetenland und aus 
Tschechien erweist sich bis heute auf-
grund der Erfahrungen während des 
Dritten Reichs, aber auch während der 
Vertreibung als Folge der Beneš-Dekrete 
als hoch belastet. Gemeinsam mit  
dem ehemaligen Europa-Abgeordne- 
ten Bernd Posselt, zugleich Sprecher  
der Sudetendeutschen Volksgruppe, 
konnten wir mit unserem Partner auf 
mehreren Tschechienreisen äußert emp-
findliche Themen der bayerisch-tsche-
chischen Geschichte ansprechen. Diese 
sind mit den Begriffen Lidice und dem 
NS-Terror in Theresienstadt ebenso ver-
bunden wie mit der Vertreibung der 
deutschstämmigen Bevölkerung aus der 
Tschechoslowakei nach 1945. 

2015 konnte ich für die Bayerische 
Staatsregierung mit meinem Amtskolle-
gen Daniel Hermann als Grundlage für 
eine engere Zusammenarbeit zwischen 
den kulturellen Einrichtungen wie Mu-
seen, Gedenkstätten, Galerien, Biblio-
theken, Theatern und für die Zusam-
menarbeit von Schulen eine Vereinba-
rung zu Kulturfragen unterzeichnen. 
Ein Ergebnis dieses Memorandums of 
Understanding und vor allem des Wil-
lens zur Zusammenarbeit von bayeri-
schen und tschechischen Kultureinrich-
tungen wie dem Haus der Bayerischen 
Geschichte, der Nationalgalerie Prag 
und dem Germanischen Nationalmuse-
um in Nürnberg war die Bayerische-

Tschechische Landesausstellung zu 
Kaiser Karl IV. 2016 in Prag und Nürn-
berg. Begleitend dazu hatte das Bayeri-
sche Kultusministerium einen Schüler-

wettbewerb mit dem Titel „Die Deut-
schen und ihre östlichen Nachbarn. 
Wir in Europa“ ausgeschrieben.

Handreichung nach Polen
Das Verhältnis zwischen Deutschen 
und Polen war vergleichbar schwierig 
wie das zwischen den Deutschen und 
den Tschechen. Polnischerseits belastete 
u. a. das Erleben der NS-Herrschaft, die 
enge Kollaboration zwischen Hitler und 
Stalin auf Kosten von Polen und die Fol-
gen auch für die Juden gerade in War-
schau das Miteinander. Aus deutscher 
Sicht trübte die Vertreibung der deutsch-
stämmigen Bevölkerung nach dem 
Kriegsende das Verhältnis zueinander 
stark ein. Doch das Pontifikat des Paps-
tes Johannes Paul II., die Beziehungen 
der Katholiken in beiden Ländern, aber 
auch die kontinuierliche Arbeit von Poli-
tikern vor allem nach dem Fall der Mau-
er haben das gegenseitige Verständnis, 
die Erinnerung an und die Aufarbeitung 
des Unrechts ermöglicht und so zu ei-
nem freundschaftlichen Grundklima 
beigetragen. Das durfte ich bei mehre-
ren Besuchen in Polen erleben. 2011 
konnte in Krakau, Auschwitz, Breslau 

Die bayerisch-tschechische 
Zusammenarbeit von KULTUREIN-
RICHTUNGEN wird verstärkt.

Sinti und Roma
Wir dürfen in diesem Zusammenhang 
aber auch nicht das Leid und Schicksal 
der Sinti und Roma aus dem Blick verlie-
ren. Rund 500.000 von ihnen wurden 
Opfer des NS-Regimes. Gemeinsam mit 
der Bundeszentrale für politische Bil-
dung hat die Bayerische Landeszentrale 
für politische Bildungsarbeit 2015 die 
Publikation „Sinti und Roma. Eine 
deutsche Minderheit zwischen Diskri-
minierung und Emanzipation“ heraus-
gegeben, um den Vorurteilen Fakten 
entgegen zu stellen. Es war richtig, dass 
Bayern jüngst einen Vertrag mit dem 
Bayerischen Landesverband der Sinti 
und Roma geschlossen hat, in dem der 
Freistaat sich verpflichtet, diese künftig 
zu unterstützen. Für dieses Projekt habe 
ich intensiv geworben.

Aktiv Versöhnung und Zukunft ge-
stalten – in Europa – und mit Israel

Es ist gelungen, im Zusammenwirken 
mit dem Europäischen Parlament, dem 
Freistaat Bayern, dem Elsass und Israel 
ein völlig neues Modell des Austauschs 
und der Erinnerungsarbeit zu schaffen. 
Mittlerweile folgen diesem andere Bun-
desländer sowie einige französische Re-
gionen.

In den vergangenen Jahren durfte 
ich mehrfach Israel besuchen. Der Dia-
log hat dabei verschiedene konkrete Er-
gebnisse erbracht. 2010 konnten wir mit 
Israel den Austausch von Stipendiaten 
vereinbaren. Im November 2011 konnte 
ich gemeinsam mit dem israelischen Er-
ziehungsminister Gideon Sa’ar und dem 
Direktor der nationalen israelischen Ge-
denkstätte Yad Vashem, Avner Shalev, 
eine Absichtserklärung (Memorandum 
of Understanding) mit dem Ziel, die Zu-
sammenarbeit in der Bildungsarbeit 
zwischen Bayern und Israel auszubauen, 

unterzeichnen. Dabei stehen die schuli-
sche Bildung, die Gedenkstättenpäda-
gogik und der Jugendaustausch im Mit-
telpunkt. Bei der Ausarbeitung konkre-
ter Handlungsschritte wurde 2012 der 
Jugend- und Schulaustausch verstärkt 
und eine Koordinierungsstelle einge-
richtet. 

Ich bin sehr froh, dass diese Arbeit 
von vielen Schultern mitgetragen wird. 
Die Bayerische Landeszentrale für poli-
tische Bildungsarbeit, die Stiftung Baye-
rischer Gedenkstätten, das Kultusmi-
nisterium, die KZ-Gedenkstätten Flos-
senbürg und Dachau, die Weiße Rose 
Stiftung, der Bayerische Jugendring und 
eine Reihe von Schulen widmen sich 
dieser Aufgabe. Auch der Bayerische 
Landtag hat erstmals 2013 zu einem 
Studientag Israel eingeladen. Dabei 
kann man auf die jahrzehntelange Ar-
beit verschiedener Organisationen wie 
dem Bayerischen Jugendring aufbauen.

Die Einsetzung eines Beauftragten 
für jüdisches Leben und gegen Antise-
mitismus, für Erinnerungsarbeit und 
geschichtliches Erbe durch die Bayeri-
sche Staatsregierung darf als unmissver-
ständliches Symbol für die Wertschät-
zung der Juden in Bayern sowie für eine 
intensive Versöhnungsarbeit mit den 
Opfern des Dritten Reichs und deren 
Angehörigen sowie zum Staat Israel ge-
deutet werden. Ich habe die Anregung 

Seit 2010 wurde die Bildungszusam-
menarbeit mit Israel INTENSIVIERT.
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•	� Bayerns Bürger haben eine besondere 
Möglichkeit, nicht nur über das Recht 
der Petition an den Landtag ihre Mei-
nung direkt den Entscheidungsträ-
gern zur Kenntnis zu bringen. 

Das Fundament einer lebendigen und 
starken Demokratie ist das Erinnern.1  ///

/// �DR. LUDWIG SPAENLE 
war von 2008 bis 2013 Bayerischer 
Staatsminister für Unterricht und Kultus 
und von 2013 bis 2018 Bayerischer 
Staatsminister für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst, München. Er 
wurde im Mai 2018 zum Beauftragten 
der Bayerischen Staatsregierung für jü-
disches Leben und gegen Antisemitis-
mus, für Erinnerungskultur und ge-
schichtliches Erbe ernannt.

Anmerkungen
* �Marquard, Odo: Zukunft braucht Herkunft, Dit-

zingen 2003.
1 �Der Artikel entstand im Oktober 2018.

BAYERN verfügt über fundamentale 
demokratische und rechtsstaatliche 
Errungenschaften. 

und Oppeln die Kooperation zwischen 
der KZ-Gedenkstätte Auschwitz und 
der Gedenkstättenpädagogik in Bayern 
intensiviert werden. 

Im Frühjahr 2015 gaben der Gene-
raldirektor der Bayerischen Staatsbiblio-
thek, Claus Ceynova, und ich im Beisein 
des polnischen Außenministers Grze-
gorz Schetyna in Warschau eine wert-
volle liturgische Handschrift aus dem 
12. Jahrhundert, das sogenannte „Plo-
cker Pontifikale“, an den polnischen Bi-
schof Piotr Libera zurück. Die Übergabe 
erfolgte auf der Grundlage des Wa-
shingtoner Abkommens von 1998. Die 
Nationalsozialisten hatten die kirchen-
geschichtlich höchst wertvolle Hand-
schrift, die zunächst für die Erzdiözese 
Gnesen geschaffen worden war, 1939 
beschlagnahmt und dann entwendet. 
Unter dem Hinweis auf eine falsche Pro-
venienz und unter einem falschen Titel 
war sie 1973 von einem Auktionator 

dem Freistaat Bayern angeboten und 
von der Bayerischen Staatsbibliothek 
angekauft worden. Später wurde bei ei-
ner liturgiewissenschaftlichen Untersu-
chung die tatsächliche Herkunft der 
Handschrift ermittelt.

Initiative „Demokratisches Bayern“
Zur Erinnerungskultur gehört auch die 
Geschichte der Demokratie in Bayern 

und Deutschland. Ich will deshalb eine 
Initiative mit dem Titel „Demokrati-
sches Bayern“ starten, um die demokra-
tischen und rechtsstaatlichen Entwick-
lungen sichtbar zu machen. Dabei wer-
de ich mit universitären Einrichtungen 
wie dem Institut für Bayerische Landes-
geschichte der LMU eng zusammenar-
beiten. Ein paar Aspekte dazu:

•	� Wir dürfen nicht vergessen, dass in 
Deutschland und in Bayern 1919 mit 
der Republik in der Weimarer Verfas-
sung für das Deutsche Reich und mit 
der Bamberger Verfassung für den 
Freistaat Bayern das Frauenwahlrecht 
eingeführt wurde – weltweit zuerst. 

•	� Wir dürfen nicht vergessen, dass es 
in Deutschland und in Bayern nicht 
nur eine horizontale Gewaltenteilung 
zwischen Legislative, Exekutive und 
Judikative gibt.

•	� Wir erinnern an den starken Födera-
lismus in unserem Land.

•	� Das Wahlrecht in Deutschland und 
Bayern gibt den Bürgern zwei Stim-
men, eine für einen Direktkandida-
ten in einem Stimmkreis und eine für 
eine Liste, und verbindet damit die 
Entscheidung der Bürger für einzelne 
Kandidaten mit der Repräsentation 
des Wählerwillens in der Gesamtzu-
sammensetzung der Parlamente. 

•	� Wir dürfen nicht vergessen, dass ge-
rade im Freistaat Bayern die Bürger 
auf kommunaler Ebene, etwa durch 
das Bündeln von Stimmen auf Kandi-
daten und eine Liste (Kumulieren) 
sowie das Verteilen der Stimmen auf 
unterschiedliche Wahlvorschläge 
(Panagieren), viel direkter Einfluss 
auf die Zusammensetzung von Stadt- 
und Gemeinderat bzw. Kreistag neh-
men können als in vielen anderen 
Ländern.

Erinnerungsarbeit hat mit Polen
ein FREUNDSCHAFTLICHES Grundklima
aufgebaut.
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cheren und volatilen Verhältnissen wich­
tiger werden: als Felder der Begegnung 
und des Austauschs; als Plattform, auf 
der Meinungen, Haltungen und ästheti­
sche Konzepte aufeinandertreffen; als 
Ort, an dem Themen auch jenseits tages­
politischer Zwänge innovativ und zu­
kunftsweisend verhandelt werden.

Die Welt ist multipolar geworden. 
Neue Zentren mit eigener Anziehungs­
kraft sind entstanden, welche die lange 
währende Deutungshoheit „des Wes­
tens“ über die globale Gesellschaft und 
Politik in Frage stellen. Für viele hat das 
liberale Narrativ von der offenen, demo­
kratischen und an freiheitlichen Werten 
orientierten Gesellschaft an Anzie­
hungskraft verloren. Wirtschaftlicher 
Erfolg – so scheint es – ist auch ohne die 
Freiheit des Einzelnen möglich. Den 
Ländern des Westens wird gerade in der 
Debatte um Imperialismus und Koloni­
alismus eine Doppelmoral vorgeworfen, 
in der hehre Werte zwar für die eigenen 
Bürger gelten, nicht jedoch für die Men­
schen anderer Gesellschaften. So gewin­
nen neue Erzählungen von der eigenen 
Geschichte und Gesellschaft an Bedeu­
tung, die auch in der Abgrenzung und 
Emanzipation vom „Westen“ entstehen 
und die häufig liberale Wertvorstellun­
gen anders gewichten oder in Frage stel­
len.1 Der Begriff vom „Wettbewerb der 
Narrative“ beschreibt diese Situation 
sehr plastisch.2 

Dabei stehen nicht ganze Gesell­
schaftssysteme oder „Zivilisationen“3 
im Widerstreit, sondern die Trennlinien 
und Spaltungen ziehen sich zusehends 
mitten durch unsere eigenen Gesell­
schaften. In den USA und einigen euro­
päischen Ländern haben Vertreter po­
pulistischer Strömungen die Regierung 
übernommen. Sie zeichnen sich dadurch 
aus, dass sie nach außen kaum an Kom­

promissen arbeiten, sondern eine rigide 
Durchsetzung der eigenen nationalen 
Interessen verfolgen. Im Inneren propa­
gieren sie eine Abgrenzung unterschied­
licher gesellschaftlicher, kultureller und 
religiöser Gruppen voneinander und 
eine Ausgrenzung des vermeintlich 
Fremden. Solche Strömungen sind in 
den letzten Jahren auch in der deutschen 
Gesellschaft stärker und lauter gewor­
den. „Pegida“ oder die Ereignisse in 
Chemnitz sind Ausdruck dieser Bewe­
gungen, die das Ansehen der Bundesre­
publik im Ausland schädigen4 und das 
liberale Erfolgsmodell der Bundesrepu­
blik gefährden. Ein Modell, das auf de­
mokratischen und rechtsstaatlichen 
Prinzipien basiert und auf internationa­
le Kooperation, europäische Integration 
und Einbettung in globale Wirtschafts-, 
Politik- und Kulturprozesse setzt.

Nicht nur in Deutschland ist die Be­
deutung der Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik in den vergangenen Jah­
ren gewachsen. Auch andere Nationen 
haben das politische Potenzial dieses 
Feldes für sich erkannt:5 Russland be­
treibt mehr als 100 Kulturinstitute. Chi­
na hat in den vergangenen Jahren welt­
weit über 500 Konfuzius-Institute ge­
gründet, Tendenz steigend.6 Kritische 
Beobachter merken an, dass diese Akti­
vitäten auch darauf abzielen, eine stär­
kere außenpolitische Einflussnahme 
dieser Länder zu flankieren.7

POPULISTISCHE Strömungen 
spalten und bedrohen derzeit die 
Gesellschaft weltweit.

Mit Kultur gegen die Krise
Der Brexit, der Austritt Großbritanni­
ens aus der europäischen Union, steht 
kurz bevor. Die USA verhängen neue 
Zölle gegen China und die EU. Gewalt­
same Konflikte erschüttern Syrien, den 
Irak und andere Teile der Welt. In 
Chemnitz macht ein brauner Mob Jagd 
auf Ausländer oder ausländisch ausse­
hende Mitbürger. Beim Blick auf dieses 
Mosaik aus Schlagzeilen der vergange­
nen Monate entsteht der Eindruck, dass 
sich die Welt heute schneller dreht als 
noch vor wenigen Jahren, dass Konflik­
te zunehmen und sicher geglaubte 
Wahrheiten nicht mehr gültig sind. Die 
Dynamik hat sich erhöht. 

Gerade für ein international vernetz­
tes und von globalen Geschehnissen ab­
hängiges Land wie Deutschland ist es 
wichtig, die Trends zu analysieren, die 
hinter diesen und vielen anderen Ereig­
nissen und politischen Symptomen lie­

/// Unser bester Mann weltweit: Johann Wolfgang von Goethe

gen. Diese Entwicklungen gewinnen zu­
nehmend aus kulturellen und gesell­
schaftspolitischen Konflikten ihre Dyna­
mik. Ihre Analyse liefert daher auch Er­
kenntnisse für die zukünftige Gestaltung 
unserer Auswärtigen Kultur- und Bil­
dungspolitik. Und umgekehrt kann die 
internationale Kulturarbeit einen wichti­
gen Beitrag zur Analyse und im besten 
Falle auch Bewältigung neuer Herausfor­
derungen leisten. Denn Kultur, Wissen­
schaft und Bildung werden in solch unsi­

AUSWÄRTIGE KULTUR- UND 
BILDUNGSPOLITIK
JOHANNES EBERT /// In Zeiten der Unsicherheit und globalen Beschleunigung  
gewinnt der internationale Austausch von Kultur, Wissenschaft und Bildung  
zentrale Bedeutung. Mittlerorganisationen wie das Goethe-Institut spielen hier  
eine tragende Rolle. Dabei geht es weniger um Repräsentation, sondern um  
Dialog, Kooperation und Koproduktion von Wissen und Kultur.

Internationale Kulturarbeit 
erfährt in einer globalen Welt 
zunehmend politisches Potenzial 
bei der KRISENBEWÄLTIGUNG.
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Gegenüber stellt sich dann ein, wenn ge­
meinsam gedacht, geplant und gearbeitet 
wird. So entstehen echte und nachhaltige 
Austausch- und Verständigungsprozes­
se. Das heißt vor allem, dass die Goethe-
Institute vor Ort mit Partnern aus Staat 
und Zivilgesellschaft eng zusammenar­
beiten und gemeinsam Projekte und Pro­
gramme entwickeln. Zunehmend arbei­
tet das Goethe-Institut dabei auch lände­
rübergreifend und multilateral und 
bringt Akteure ganz unterschiedlicher 
Länder und Regionen zusammen, um 
sich gemeinsam mit globalen Herausfor­
derungen auseinanderzusetzen. 

Im Koalitionsvertrag von Union und 
SPD sind die Arbeit des Goethe-Instituts 
als deutsche Mittlerorganisation und an­
dere Aspekte der Auswärtigen Kultur- 
und Bildungspolitik explizit erwähnt, 
wie etwa die Aufarbeitung der deutschen 
Kolonialgeschichte im Verhältnis zu Afri­
ka, die Bedeutung der deutsch-französi­
schen kulturpolitischen Zusammenar­
beit für die weitere Entwicklung des euro­
päischen Projekts oder auch die Bekämp­
fung von Fluchtursachen durch eine Stär­
kung lokaler Strukturen von Startups 
oder Kreativindustrien. Dadurch setzen 
die Regierungsparteien ein deutliches 
Zeichen, dass die Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik tatsächlich eine starke 
dritte Säule der deutschen Außenpolitik 
darstellt, wie es Willy Brandt in den 
1960er-Jahren – damals in seiner Funkti­
on als Außenminister – gefordert hatte.9

Kultur- und Bildungspolitik  
als dritte Säule der deutschen 
Außenpolitik
Für eine aktive pluralistische  
Zivilgesellschaft

Immer stärker rückt dabei ein Thema in 
den Fokus, nämlich die Zivilgesell­
schaft. Wir beobachten, dass weltweit 

der Druck auf die Zivilgesellschaften 
steigt und Freiräume zusehends einge­
schränkt werden. Laut Transformati­
onsindex BTI der Bertelsmann Stiftung 
ist die Qualität von Demokratie, guter 
Regierungsführung und Marktwirt­
schaft auf den niedrigsten Stand seit 12 
Jahren gefallen.10 Dies betreffe, so der 
BTI, heute nicht mehr nur autokratische 
Regime, sondern auch in Demokratien 
versuchten Regierungen zusehends, mit 
harter Hand durchzugreifen. Dabei ist 
eine aktive und pluralistische Zivilge­
sellschaft nach unserem Verständnis ein 
wesentlicher Faktor, um die Freiheit 
und Teilhabe des Einzelnen zu gewähr­
leisten, die Verantwortung des Bürgers 
für das Gemeinwesen zu stärken, die 
Entwicklung von Gesellschaften auf ein 
breites Fundament zu stellen und diese 
damit nachhaltig zu gestalten.11

Das Goethe-Institut und andere 
deutsche Mittlerorganisationen sind in 
dieser Situation gefordert. Physische und 

digitale Freiräume sind notwendig, um 
für Partner, die unter Druck geraten, ei­
nen Ort des offenen und zensurfreien Di­
alogs zu schaffen. Mit Qualifizierungs­
angeboten und Mobilitätsprogrammen 
stärken die deutschen Mittlerorganisati­
onen lokale Netzwerke und vernetzen sie 
mit Partnerorganisationen weltweit. 

Die Mittlerorganisationen haben 
eine SCHUTZFUNKTION für die Zivilge-
sellschaft gegen antidemokratische 
und autokratische Entwicklungen.

Das Goethe-Institut als  
Mittlerorganisation

Die Bundesrepublik wird zu Recht welt­
weit als Land wahrgenommen, in dem 
Kultur, Bildung und Wissenschaft einen 
hohen Stellenwert haben. Um unser 
„Modell“ auch in Abgrenzung zu einer 
staatlich verordneten Auswärtigen Kul­
tur- und Bildungspolitik zu verstehen, ist 
ein Blick in die jüngere Geschichte 
Deutschlands notwendig. Aufgrund der 
Verantwortung für die Katastrophe des 
Zweiten Weltkriegs waren die ersten 
Jahrzehnte nach Kriegsende von dem Be­
mühen geprägt, Deutschland wieder zu 
einem anerkannten Mitglied der zivili­
sierten Staatenwelt zu machen. Mit Blick 
auf den Missbrauch von Bildung, Kultur 
und Kunst im „Dritten Reich“ zur natio­
nalsozialistischen Propaganda fiel in der 
jungen Bundesrepublik auch die Ent­
scheidung, die internationale Bildungs- 
und Kulturkooperation dem direkten Zu­
griff der Regierung zu entziehen und in 
die Hände eigenständiger Organisatio­
nen zu übergeben, die sich als Teil der 
deutschen Zivilgesellschaft verstehen. 
Der Deutsche Akademische Austausch­
dienst (DAAD), das Goethe-Institut und 
zahlreiche weitere Akteure arbeiten im 
Auftrag des Staates, strategisch abge­
stimmt, aber inhaltlich weitgehend unab­
hängig. Dabei stehen die Prinzipien der 
Meinungs-, Kultur- und Wissenschafts­
freiheit im Mittelpunkt. Dieses Konzept 
hat sich bis heute erfolgreich bewährt. 
Gerade in der Außendarstellung eines 
pluralistischen Staatswesens mit einer 
aktiven und breit aufgestellten Zivilge­
sellschaft verleiht die Eigenständigkeit 
der Mittlerorganisationen im Ausland der 
Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik 
Glaubwürdigkeit und Vertrauen.8

Das Goethe-Institut ist als weltweit 
tätiges Kulturinstitut der Bundesrepu­

blik Deutschland mit einem Netzwerk 
aus rund 160 Instituten in 90 Ländern 
die größte Mittlerorganisation. Es för­
dert die Kenntnis der deutschen Sprache 
im Ausland und pflegt die internationa­
le kulturelle Zusammenarbeit. Darüber 
hinaus bieten die Goethe-Institute au­
thentische und aktuelle Informationen 
über das kulturelle, gesellschaftliche 
und politische Leben in unserem Land 
an. Zu diesem Zweck betreuen die Insti­
tute auch zahlreiche weitere Einrichtun­
gen lokalen Rechts wie Goethe-Zentren, 
Kulturgesellschaften, Lesesäle, Sprach­
lernzentren oder Projekträume. So be­
steht das erweiterte Netzwerk des Goe­
the-Instituts aus fast 1.000 Anlaufstel­
len. Darüber hinaus sind die Institute 
eng vernetzt mit Museen, Galerien, 
Konzerthäusern, Bibliotheken, Univer­
sitäten sowie mit Intellektuellen, Künst­
lern und Vertretern der Zivilgesellschaf­
ten weltweit. Das Goethe-Institut ist ein 
lebendiger Organismus, der Menschen, 
Institutionen und kulturelle sowie zivil­
gesellschaftliche Akteure aus der gan­
zen Welt zusammenbringt, gemeinsame 
Projekte unterstützt und neue Netzwer­
ke begründet.

Es geht also zunehmend weniger um 
reine Repräsentation, sondern um Dia­
log, um Kooperation und Koproduktion 
von Wissen und Kultur. Denn auch für 
die Auswärtige Kultur- und Bildungspo­
litik gilt: Ein tieferes Verständnis vom 

Das Goethe-Institut ist die größte 
deutsche Mittlerorganisation und 
WELTWEIT kooperativ tätig.
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setzen. Kultur kann ein Schlüssel zum 
Dialog insbesondere mit denjenigen 
sein, die Zweifel und Befürchtungen 
hinsichtlich einer offenen Gesellschaft 
in Europa hegen. 

Gemeinsame europäische Kultur­
projekte wie Festivals, Ausstellungen 
oder Musik können den Reichtum und 
die Vielfalt unserer Kulturen verdeutli­
chen und auf emotionaler Ebene für Eu­
ropa begeistern. Dabei arbeiten die Goe­
the-Institute zunehmend europäisch 
und üben jeden Tag konkrete Kulturzu­
sammenarbeit ein, beispielsweise in ge­
meinsamen Häusern mit europäischen 
Partnern wie dem deutsch-französi­
schen Kulturinstitut in Ramallah, den 
gemeinsamen Unterbringungen mit 
dem Instituto Cervantes in Stockholm, 
dem British Council in Kiew oder dem 
Istituto Italiano di Cultura in Straßburg. 
Für die nächsten Jahre ist die Einrich­
tung von zehn deutsch-französischen 
Kulturinstituten geplant. Weitere Anker 
der Zusammenarbeit sind das Netzwerk 
EUNIC, ein Zusammenschluss aller eu­
ropäischen Kulturinstitute mit über 90 
Clustern weltweit, die europäisch ko­
operieren, und More Europe, ein Netz­
werk aus Stiftungen und Kulturinstituti­
onen, die das Ziel verfolgen, Kultur in 
der Europäischen Union stärker in den 
Fokus zu rücken. 

Europa nimmt also in unserer Ar­
beit seit Jahren einen besonderen Stel­
lenwert ein. Im Dezember 2016 fand in 
Brüssel die große Konferenz „European 
Angst“ statt. Eröffnet von Literaturno­
belpreisträgerin Herta Müller setzte 
sich die Konferenz mit der aktuellen 
Situation in Europa auseinander und 
ließ auch EU-kritische Stimmen zu 
Wort kommen. Im Rahmen der Konfe­
renz verfassten 42 junge Europäer ge­
meinsam ein Manifest zur Zukunft Eu­

ropas.14 Das ist auch insofern wichtig, 
als sich gerade die junge Generation 
„ihr“ Europa immer wieder neu erar­
beiten muss. Im Februar 2017 organi­
sierte das Goethe-Institut ein Festival 
mit dem Titel „Collecting Europe“, bei 
dem gemeinsam mit dem British Coun­
cil im Londoner Victoria and Albert 
Museum ein Bewusstsein für Europa 
geschaffen werden sollte. Im Zentrum 
stand dabei der Gedanke, wie dauer­
haft die liberalen Wertvorstellungen 
Europas sind und was davon in den 
kommenden Jahrhunderten noch Be­
stand haben wird.

Dass nicht naiver Enthusiasmus, 
sondern die Bereitschaft zu produkti­
ven, auch spannungsgeladenen Dialo­
gen für die Arbeit und die künftige Aus­
richtung der Auswärtigen Kultur- und 

Bildungspolitik wegweisend sein muss, 
zeigt das Großprojekt „Freiraum“, das 
2017 bis 2019 stattfindet und an dem 
fast 50 zivilgesellschaftliche Organisati­
onen in Europa teilnehmen.15 Im Mit­
telpunkt steht der Begriff der Freiheit, 
der spätestens seit der Aufklärung für 
die europäische Kulturgeschichte und 
das europäische Selbstverständnis hohe 
Relevanz hat. Viele Partner des Goethe-
Instituts, auch in Ländern der Europäi­
schen Union, sind verunsichert, man­
che stehen tatsächlich unter Druck. Ih­

Gemeinsame europäische 
KULTURPROJEKTE fördern und stärken 
die Integration.

Denn gerade die Einbettung in internati­
onale Kontexte stärkt Akteure vor Ort, 
im schlimmsten Fall auch bei einer kon­
kreten Gefährdung von Kulturschaffen­
den oder zivilgesellschaftlichen Akteu­
ren, wie wir es in manchen Ländern erle­
ben. Gemeinsam mit dem Institut für 
Auslandsbeziehungen und unterstützt 
vom Auswärtigen Amt hat das Goethe-
Institut deshalb vor Kurzem die Martin 
Roth-Initiative eingerichtet. Dieses welt­
weite Schutzprogramm gibt gefährdeten 
Akteuren aus dem Kulturbereich die 
Möglichkeit, sich in ein sicheres Land ih­
rer Heimatregion oder nach Deutschland 
zu begeben, um dort weiter zu leben und 
zu arbeiten. Gerade in diesem Feld trägt 
Deutschland aufgrund der eigenen Ver­
gangenheit eine besondere Verantwor­
tung gegenüber seinen Partnern in Län­
dern, in denen die Zivilgesellschaft durch 
antidemokratische und autokratische 
Entwicklungen zu erodieren droht.

Für Europa und seine Integration
Die europäische Integration ist für 
Deutschland von besonders hoher Be­
deutung. Bei allen Herausforderungen 
darf man nicht vergessen, dass sie die 
Grundlage für ein jahrzehntelanges 
friedliches Zusammenleben in Europa 
darstellt. Allerdings scheint die Strahl­
kraft des Gründungsmythos der Euro­
päischen Union, auf dem Trümmerhau­
fen des Zweiten Weltkriegs die europäi­
schen Staaten friedlich geeint zu haben, 
zusehends zu verblassen. Die europäi­
sche Wirtschafts- und Bankenkrise hat 
das Vertrauen in die europäischen Insti­
tutionen erschüttert und euroskeptische 
Bewegungen nehmen zu. Die Brexit-
Entscheidung war ein Schock und stellt 
sowohl Großbritannien als auch die EU 
vor gewaltige Probleme. 

Dabei hat die Europäische Union, 
dieser historisch einmalige Zusammen­
schluss der Mitgliedsstaaten, ihren Bür­
gern auf der Grundlage von Demokra­
tie, Meinungsfreiheit und Rechtsstaat­
lichkeit einen vergleichsweise hohen 
Grad an Wohlstand und Sicherheit er­
möglicht. Sie sorgt für eine Annäherung 
unterschiedlicher Interessen und ver­
leiht Europa in einer multipolaren Welt 
eine eigene Stimme und ein eigenes Ge­
wicht. Es gibt keine Alternative zur eu­
ropäischen Integration, auch wenn die­
se ein langwieriger Prozess mit Kompro­
missen und Rückschlägen ist.12 Kultur 
und Bildung können hier einen wesent­
lichen Beitrag leisten. Denn schon 
Jacques Delors, der langjährige Präsi­
dent der Europäischen Kommission, hat 
erkannt: „Man verliebt sich nicht in ei­
nen großen Binnenmarkt.“13

Für das Goethe-Institut ist die euro­
päische Kooperation daher ein wichti­
ges Thema. Es engagiert sich für die Vi­
sion der europäischen Integration und 
für einen auf kultureller Vielfalt basie­
renden europäischen Kulturraum. 2015 
hat es die Arbeit in Europa explizit in 
seine Satzung aufgenommen. Die Goe­
the-Institute treten für den fundamenta­
len Wert der Freiheit als Kern des euro­
päischen Gedankens ein, thematisieren 
aber auch explizit dessen Brüche, Krisen 
und Ambivalenzen. Es gilt, Ängste ernst 
zu nehmen, ihnen jedoch eine Diskussi­
on über die Chancen und Vorteile der 
europäischen Integration entgegen zu 

Kultur ist ein Schlüssel zum DIALOG.
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de mit Programmen für junge Menschen 
kann Kulturarbeit Perspektiven vor Ort 
geben und dazu beitragen, die Entste­
hung einer „verlorenen Generation“ zu 
verhindern. Mit einer positiv bestärken­
den Arbeit in Flüchtlingslagern und 
Auffangstellen in den Nachbarländern 
Syriens schafft das Goethe-Institut Per-
spektiven für ein Leben vor Ort – durch 
Kultur- und Bildungsprogramme für 

Kinder und Jugendliche oder Fußballak­
tivitäten, die den Teamgeist stärken sol­
len, und Programme, die geflüchteten 
Kulturschaffenden das Weiterarbeiten 
auch im Exil erleichtern.

Zu den Kernaufgaben des Goethe-
Instituts gehört die Vermittlung der 
deutschen Sprache. 15,4 Millionen 
Menschen weltweit lernen Deutsch, da­
von über 13 Millionen an 95.000 Schu­
len. Das Goethe-Institut erreicht mit 
seinem Netzwerk und seinen Angebo­
ten einen großen Teil dieser Schulen 
und trägt mit Lehrerfortbildung, Stipen­
dien und Seminaren zu einem moder­
nen und attraktiven Fremdsprachenun­
terricht bei. An den Goethe-Instituten 
selbst lernen 270.000 Sprachkursteil­
nehmer pro Jahr. Dies spiegelt auch die 
Attraktivität des Bildungs-, Kultur- und 
Wirtschaftsstandorts Deutschland wi­
der. Über 500.000 Deutschprüfungen 
werden abgenommen. Wie existenziell 

die Kenntnis der deutschen Sprache ist, 
wird gerade bei der Integration der 
Flüchtlinge in unserem Land sehr deut­
lich. Sprache ist der Schlüssel zu gesell­
schaftlicher Teilhabe. Hier hat sich das 
Goethe-Institut bereits früh mit digita­
len Lernprogrammen wie der preisge­
krönten „Ankommen“-App für Ge­
flüchtete und Fortbildungskursen für 
ehrenamtliche Deutsch-Begleiter enga­
giert, aber auch mit arabisch untertitel­
ten deutschen Filmen und übersetzter 
Literatur, die den Zugang zu unserer 
Kultur und Gesellschaft erleichtern. 

Eine ausreichende Kenntnis des Deut­
schen hat sicher auch dazu beigetragen, 
dass über 300.000 Flüchtlinge  
– eine unerwartet hohe Zahl – bereits 
eine Arbeit in Deutschland finden konn­
ten.19 Diese Zahl zeigt aber auch, wie 
hoch der Bedarf an Zuwanderern für den 
deutschen Arbeitsmarkt ist. Der eklatan­
te Mangel an Fachkräften, der in Deutsch­
land herrscht, ist jüngst bei der Diskussi­
on über ein Zuwanderungsgesetz wieder 
in den Blick geraten.20 Wenn wir die 
Wirtschaftskraft und den Wohlstand un­
seres Landes erhalten wollen, sind wir auf 
die Zuwanderung von Fachkräften ange­
wiesen. Dabei geht es längst nicht mehr 
nur um Ingenieure oder Pflegekräfte, 
denn inzwischen betrifft der Arbeitskräf­
temangel auch viele andere Berufszweige. 
Die deutsche Sprache ist für Flüchtlinge 
und Arbeitskräfte gleichermaßen der 
Schlüssel zu unserer Gesellschaft. Sie zu 
vermitteln ist eine zentrale Aufgabe der 
Institutionen der Auswärtigen Kultur- 
und Bildungsarbeit. Dabei wird in der 
Politik häufig unterschätzt, dass das Er­
lernen der Sprache Zeit braucht und hohe 
finanzielle Ressourcen eingesetzt werden 
müssen, um Lehrer zu gewinnen und die 
für den Unterricht nötige Infrastruktur 
bereitzustellen.

Globalen Herausforderungen wie 
Migration kann man mit Bildungs- 
und Kulturarbeit VOR ORT begegnen.

nen möchte das Goethe-Institut mit 
„Freiraum“ eine Plattform zum Aus­
tausch eröffnen und stabiler Partner 
sein.

Kulturpolitischer Einsatz zur 
Bewältigung globaler Herausforde-
rungen

Auch im globalen Maßstab hat die Be­
deutung der internationalen Kooperati­
on deutlich zugenommen, denn viele 
Herausforderungen lassen sich auf nati­
onaler Ebene allein gar nicht mehr lö­
sen. Ökologie, Nachhaltigkeit, die Fol­
gen des Klimawandels – hierzu bedarf 
es internationaler Abkommen und Kon­
zepte, aber auch bei jedem Einzelnen 
eines Problembewusstseins, zu dessen 
Schärfung Kultur- und Bildungsprojek­
te beitragen können. 

Digitalisierung
In ähnlich globalen Zusammenhängen 
steht das Thema der Digitalisierung. 
Technologische Entwicklungen und der 
freie Fluss von Informationen über das 
Internet, das per se global und nicht na­
tional angelegt ist, bieten unzählige 
Chancen in der Arbeitswelt, bei Bildung 
und Ausbildung, bei der demokrati­
schen Meinungsbildung und gesell­
schaftlichen Transparenz. Gleichzeitig 
haben die vergangenen Jahre gezeigt, 
welche Gefahren mit der grenzenlosen 
Digitalisierung verbunden sind. Stich­
worte wie Datenschutz und Datensi­
cherheit, aber auch die Problematik von 
Filterblasen und Fake News spielen hier 
eine Rolle. 

Die tiefgreifenden gesellschaftlichen 
Folgen der Digitalisierung zu beleuch­
ten, aber auch digitale Instrumente für 
Bildung und Kulturaustausch zu nutzen 
und weiterzuentwickeln, sind wichtige 
Zukunftsaufgaben für Kultur- und Bil­

dungsinstitutionen. Ebenso müssen sie 
es sich zur Aufgabe machen, die Medien­
kompetenz gerade junger Menschen 
auch im internationalen Kontext zu stär­
ken, nicht nur, weil das Verständnis an­
derer Kulturen zusehends im Internet 
geprägt wird. Vor allem in Ländern wie 
Weißrussland, der Ukraine, Armenien 
oder Aserbaidschan setzt das Goethe-
Institut sehr erfolgreich darauf, Jugendli­
che in speziellen Workshops für den kri­
tischen Umgang mit Quellen zu sensibi­
lisieren und so ihre Medienkompetenz 
zu steigern. Nicht zuletzt stellen die In­
formationen, die das Goethe-Institut im 
digitalen Raum über Deutschland und 
die Zusammenarbeit mit Partnern und 
Künstlern in den Gastländern bereit­
stellt, häufig im globalen Kontext die ers­
te Informationsquelle über unser Land 
und unsere Herangehensweise dar. 

Migration
Ein großes Thema, das nicht nur auf ei­
ner europäischen, sondern auf globaler 
Ebene zu betrachten ist, ist die Migrati­
on. Große Fluchtbewegungen aufgrund 
von Gewalt oder Umweltkatastrophen 
werden weiterhin eine wichtige Kon-
stante der Weltpolitik bleiben. Die Inte­
gration von Asylsuchenden bleibt, un­
abhängig von der Zahl, die jährlich nach 
Deutschland kommt, vor diesem Hin­
tergrund ein zentrales Thema. Eine 
wichtige Aufgabe für die Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik ist es hier, 
Bildungs- und Kulturangebote für 
Flüchtlinge zu machen, die in Länder 
geflohen sind, die an ihre Heimat an­
grenzen. Man sollte nicht vergessen, 
dass die meisten Flüchtlinge aus Syrien 
nicht in Deutschland, sondern in Jorda­
nien (mehr als 600.000)16, im Libanon 
(knapp 1 Mio.)17 und der Türkei (etwa 
2,9 Mio.)18 untergekommen sind. Gera­



IM FOKUS

56	 POLITISCHE STUDIEN // 482/2018 	 482/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 57

nicht die geeigneten Rezepte. Insbesondere des­
halb, weil es davon ausgeht, dass Zivilisationen 
bzw. Kulturen monolithische Blöcke sind und die 
vielfältigen Strömungen innerhalb von Kulturen, 
Hybridisierungen und Verflechtungen zu wenig 
herausarbeitet. Gerade sie sind jedoch Schnittstel­
le und Anknüpfungspunkt für eine nach vorne 
gerichtete Kulturpolitik. 
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Ausblick
Das Thema Migration macht besonders 
deutlich, wie tief sich auswärtige und in­
nere Kulturpolitik inzwischen durch­
dringen, denn angesichts der globalen 
Verortung Deutschlands sind „außen“ 
und „innen“ nicht mehr zu trennen. Die 
Politik nimmt Ansätze der außenkultur­
politischen Akteure als modellhaft auch 
für die Innenkulturpolitik auf und regt 
darüber hinaus neue Verknüpfungen 
beider Bereiche an. Mit seinem Netz­
werk hat das Goethe-Institut direkten 
Zugang zu Intellektuellen, Kulturschaf­
fenden und Experten weltweit. Die Er­
kenntnisse daraus will das Goethe-Ins­
titut künftig noch stärker in Deutsch­
land einbringen, denn auch über das 
Arbeitsfeld Integration hinaus können 
wir die Erfahrungen aus der Auslands­
arbeit für die deutsche Gesellschaft 
nutzbar machen. 

Zwar kann Kulturaustausch nicht 
die Welt retten, aber er kann Horizonte 
erweitern und kreative Impulse zu zen­
tralen globalen Fragen wie auch lokalen 
Problemen geben. Die Herangehenswei­
se des Goethe-Instituts und der deut­
schen Mittlerorganisationen setzt dar­
auf, nachhaltig für freiheitliche Werte 
und einen partnerschaftlichen Dialog 
einzutreten. Kulturaustausch in dieser 
Form verschafft im Ausland Glaubwür­
digkeit und genießt hohes Ansehen. Er 
kann auch unter schwierigen politischen 

Verhältnissen – sei es in Deutschland, 
Europa oder in globalen Kontexten – 
wichtige Kommunikationskanäle offen­
halten, kann in restriktiver werdenden 
Gesellschaften zivilgesellschaftliche 
Akteure stärken und zum Verständnis 
aufgeklärter Wertvorstellungen beitra­
gen. In einer multipolaren Welt ist ein 
internationaler Kulturaustausch, der auf 
den Prämissen freier Meinungsäuße­
rung sowie der Unabhängigkeit von 
Wissenschaft und Kunst basiert, des­
halb wichtiger denn je. Eine zukunfts­
weisende Auswärtige Kultur- und Bil­
dungspolitik muss diesem Anspruch 
gerecht werden.  ///

/// �JOHANNES EBERT
ist Generalsekretär des Goethe-Instituts, 
München.

Anmerkungen
  1 �Mair, Stefan / Perthes, Volker: Ideen und Macht. 

Was definiert die relative Gewichtsverteilung in der 
Welt?, in: Internationale Politik 3/2011, S. 10-23, 
https://zeitschrift-ip.dgap.org/de/ip-die-zeit­
schrift/archiv/jahrgang-2011/ideen-und-macht

  2 �Eine vom Goethe-Institut gemeinsam mit der 
Heinrich-Böll-Stiftung, dem Bundesverband der 
Deutschen Industrie und dem Käte Hamburger 
Kolleg organisierte zweitägige öffentliche Tagung 
setzte sich im März 2017 unter dem Titel „Wettbe­
werb der Narrative: Zur globalen Krise liberaler 
Erzählungen“ mit Themen wie Demokratie, Men­
schenrechte, Meinungsfreiheit, sexuelle Orientie­
rung und Geschlecht oder Flucht und Migration 
auseinander, https://www.goethe.de/de/uun/ver/
wdn.html, Stand: 26.9.2018.  

  3 �Huntington, Samuel P.: Kampf der Kulturen, 
München / Wien 1996. Einige Aussagen von Hun­
tingtons Analyse sind zwar inzwischen eingetrof­
fen, für die Ausgestaltung einer Auswärtigen Kul­
tur- und Bildungspolitik liefert das Buch jedoch 

Mittlerinstitutionen setzen auf 
nachhaltige globale und partner-
schaftliche KULTURARBEIT.



Quelle: Ani Avakyan



/// ANI AVAKYAN – SERIE „VOLKS SEELE“



POLITISCHE-STUDIEN-ZEITGESPRÄCH

62	 POLITISCHE STUDIEN // 482/2018 	 482/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 63

maß eskalieren dürfen, dass die Groß-
mächte sich gezwungen sehen, aktiv 
einzugreifen, und damit die Gefahr einer 
direkten Konfrontation zwischen Groß-
mächten in regionalen Konflikten exis-
tiert. All das fehlt gegenwärtig. Aber ja, 
die Gefahr eines umfassenden nuklearen 
Krieges ist heute nicht vorhanden und 
das ist zumindest eine gute Nachricht.

Politische Studien: Sehen Sie Regionen, 
in denen von einer hegemonialen Stabili-
tät gesprochen werden kann? Ich denke 
da vor allem an Ostasien. Bislang ist es 
den USA gelungen, die Konflikte auf der 
koreanischen Halbinsel, in der Taiwan-
straße sowie im Ost- und Südchinesischen 
Meer einzuhegen. 
Carlo Masala: Ja, bislang haben die USA 
die Rolle eines Hegemons in Ostasien 
eingenommen, aber ich sehe auch diese 
Rolle am Erodieren. Je stärker China 
wird, desto mehr wird es seinen An-
spruch auf regionale Hegemonie in Asi-
en zur Geltung bringen und desto stär-
ker wird es sich dahingehend engagie-
ren, die USA aus dieser Region heraus-
zuhalten. Anti-Access Area Denial 
(A2AD) ist da nur die militärische Kom-
ponente dieser Politik. China steigt auf 
und beansprucht regional wie global 
seinen „Platz an der Sonne“. Und sie ma-
chen es sehr geschickt über ökonomi-
sche Anreize, politischen Druck und 
nur im Notfall mit militärischer Dro-
hung. Die One Belt, One Road-Initiative 
(OBOR) ist ein sehr geschickter Ver-
such, die Welthandelsströme zukünftig 

so umzulenken, dass Asien und damit 
China im Zentrum des Welthandels ste-
hen werden. Wenn man sich die mariti-
me Komponente dieser Initiative an-
schaut, dann wird einem klar, dass der 
nächste Schritt die Errichtung von Ma-
rine-Stützpunkten entlang dieser Route 
sein wird. Kurzum: Auch in Ostasien ist 
die US-Hegemonie langsam, aber be-
ständig am Schwinden. Dem Hegemon 
fehlt es zunehmend an Gefolgschaft.

Politische Studien: William C. Wohlforth 
und andere Realisten haben darauf ver-
wiesen, dass eine eindeutige Unipolarität 
im Gegensatz zu den Annahmen von Ken-
neth N. Waltz auch stabilisierend wirken 
kann. Wie bewerten Sie vor diesem Hinter-
grund die permanente Kritik diverser 
NATO-Staaten an der Führungsrolle der 
USA? 
Carlo Masala: Ich fand das Argument 
von Wohlforth und Stephen Brooks nie 
sonderlich überzeugend und glaube, 
dass sie aus einer besonderen Situation, 
nämlich des unglaublichen machtpoliti-
schen Ungleichgewichtes nach dem Zer-
fall der Sowjetunion, eine generelle The-
orie abgeleitet haben, die nicht Bestand 
hat. Denn wir sehen doch, dass letzten 
Endes Gegenmachtbildung zunimmt, 
da die riesige amerikanische Übermacht 
für aufstrebende Staaten nicht akzepta-
bel ist. Und wenn man sich die späteren 
Schriften von Wohlforth, also nach 
1995, anschaut, so gibt er ja auch zu, 

Politische Studien: Herr Professor Masa-
la, Sie haben sich in Ihrem gerade neu bei 
C. H. Beck aufgelegten Buch ausführlich 
mit dem Thema „Weltunordnung“ be-
fasst. Wie definieren Sie diesen Begriff?
Carlo Masala: Weltunordnung ist für 
mich der gegenwärtige Zustand in der In-
ternationalen Politik, in der es keine sta-
bile machtpolitische Konfiguration gibt, 
in der es nicht absehbar ist, dass es mit-
telfristig eine geben wird und vor allem, 
in der sich die Großmächte des Internati-
onalen Systems nicht als Manager dessel-
bigen verstehen und auf die Einhaltung 
von Regeln und Normen achten, die aus 
ihrer Sicht für ein stabiles Internationales 
System essenziell sind.

/// Die Spielregeln müssen neu gemacht werden

Politische Studien: Ihre Skepsis ist nach-
vollziehbar. Aber haben wir nicht auch 
Formen einer rudimentären globalen Ord-
nung? Es gibt keine Nuklearkriege. Die 
Konflikte zwischen den Großmächten 
sind bislang nicht eskaliert.
Carlo Masala: Das ist in der Tat ein Posi-
tivum. Es ist aber das einzige. Wir haben 
z. B. keinen Konsens mehr darüber, dass 
die Weiterverbreitung von Massenver-
nichtungswaffen eingeschränkt werden 
sollte, dass die Norm zum Nicht-Einsatz 
von chemischen Waffen in Konflikten 
durchgesetzt werden muss und dass re-
gionale Konflikte nicht über das Aus-

DIE WELT IN UNORDNUNG

CARLO MASALA /// lehrt an der Universität der Bundeswehr in München. Zu seinen  
Forschungsschwerpunkten gehören die Theorien der internationalen Politik, Sicher-
heitspolitik sowie die transatlantischen Beziehungen. Professor Masala ist u. a.  
Mitglied im wissenschaftlichen Beirat des NATO Defence College (Rom) sowie der  
Bundesakademie für Sicherheitspolitik. Im folgenden Interview bewertet er die  
momentane Weltlage, die ihm derzeit sehr in Unordnung geraten zu scheint.

„Weltunordnung ist für mich der GEGENWÄRTIGE Zustand 
in der Internationalen Politik.

„Auch in OSTASIEN ist die US-Hegemonie langsam, aber 
beständig am Schwinden.
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deration riskieren würden, um die balti-
schen Staaten zu befreien.

Politische Studien: Worauf müssten sich 
die Großmächte einigen, wenn sie die 
Welt stabilisieren wollen? Wäre die Ver-
einbarung von Einflusssphären in Europa, 
am Persischen Golf und in Ostasien ein 
gangbarer Weg? 
Carlo Masala: Einflusssphären sind, so 
zynisch dies auch in den Ohren der 
meisten Menschen klingen mag, ein 
wichtiger Faktor, der dazu beiträgt, die 
gegenwärtige Lage zu stabilisieren. Die-
se Einflusssphären gelten für die unmit-
telbare geographische Nachbarschaft 
von Großmächten. Daneben wird es im-
mer wieder „umkämpfte Räume“ geben, 
in diesem Falle sicherlich Afrika sowie 
der Mittlere und Nahe Osten. Aber die 
Anerkennung von sicherheitspolitischen 
Interessen in der unmittelbaren Nach-
barschaft von Großmächten wäre ein 
erster und wichtiger Schritt.  

Politische Studien: Glauben Sie, dass 
Deutschland die strategischen Folgen der 
von Ihnen beschriebenen Weltunordnung 
versteht?
Carlo Masala: Deutschland hat sehr gut 
verstanden, dass der Vorteil der verrin-
gerten Abhängigkeit von den USA darin 
besteht, dass es selektiver in seinem au-
ßen- und sicherheitspolitischen Vorge-
hen sein kann. Vor 20 Jahren wäre eine 

Situation, in der die USA und Frank-
reich, die beiden wichtigsten Verbünde-
ten Deutschlands, sich in einer Frage 
wie Libyen einig sind und Deutschland 
sich der Zustimmung zu einer militäri-
schen Operation seiner beiden engsten 
Partner verweigert, undenkbar gewesen. 
Heute hat Berlin diese Möglichkeit und 
nutzt sie auch. Insofern ist Deutschland 
in der Weltunordnung gut angekom-
men. Allerdings hat Deutschland die 
strategischen Folgen dieser neuen Welt-
unordnung noch nicht in Gänze ver-
standen, denn noch immer versucht das 
Auswärtige Amt sehr reflexartig, eine 
Weltordnung zu reparieren, die in 
Trümmern liegt. Man hält an multilate-
ralen Institutionen und an regelbasierter 
Ordnung fest. Das Verteidigungsminis-
terium ist da weiter, indem es konsta-
tiert, dass Ad-hoc-Koalitionen wohl die 
Zukunft sicherheitspolitischer Koopera-
tion sein werden und dass Deutschland 
sich dieser Form der Zusammenarbeit 
öffnen müsse.  ///

/// �PROF. DR. CARLO MASALA
lehrt Internationale Politik an der Bun-
deswehr-Universität Neubiberg.

 „DEUTSCHLAND ist in der Weltunordnung gut angekommen. 

dass Polarität für ihn nur dazu dient, die 
Struktur des internationalen Systems zu 
klassifizieren, dass aber aus einer Polari-
tät keine Schlüsse über die Prozesse in 
der internationalen Politik gezogen wer-
den können. Damit bleibt die Polaritäts-
frage ein akademisches Glasperlenspiel.

Was Europa anbetrifft so gibt es eine 
erstaunliche Schizophrenie. Führen die 
USA, so beklagen sich die Europäer über 
die amerikanische Führung, führen die 
USA nicht, so beklagen sich die Europä-
er über fehlende amerikanische Füh-
rung. Letzten Endes habe ich das Ge-
fühl, dass bis auf Frankreich eigentlich 
alle Europäer amerikanische Führung 
wollen, jedoch nicht bereit sind, den 
Preis dafür, nämlich die Aufgabe eines 
gewissen Grades an außen- und sicher-
heitspolitischer Souveränität zu zahlen. 

Politische Studien: Würden Sie soweit 
gehen zu behaupten, dass der Westen mit 
seiner Interventionspolitik in der musli-
mischen Welt und seinem Verhalten ge-
genüber Russland dazu beiträgt, Instabi-
lität zu schaffen?
Carlo Masala: Ja, das ist eine der Haupt-
aussagen meines Buches. Der liberale 
Interventionismus der USA und der Eu-
ropäer hat entscheidend dazu beigetra-
gen, Instabilität zu produzieren. An vie-
len Plätzen, an denen die sogenannte 
westliche Staatengemeinschaft militä-
risch interveniert hat, herrscht heute 
mehr Chaos als vor der Intervention. Der 
Versuch, Demokratie und freie Markt-
wirtschaft zu universalisieren, zur Not 

mit Waffengewalt, hat den Widerstand 
anderer Staaten hervorgerufen. Die rus-
sische Reaktion ist zu einem großen Teil 
als eine Gegenreaktion zu diesen Versu-
chen zu begreifen. Die Welt war histo-
risch gesehen immer dann ein sicherer 
Platz (global betrachtet), wenn sich die 
Großmächte gegenseitig Einflusszonen 
zusicherten und sich gegenseitig als legi-
time Großmächte mit legitimen Interes-
sen anerkannten. Dies ist heute nicht 
mehr der Fall. Und dies trägt ein erhebli-
ches Maß zu der gegenwärtigen Instabi-
lität im internationalen System bei.

Politische Studien: Es ist durchaus vor-
stellbar, dass Russland seine hybride 
Kriegsführung auch auf das Baltikum 
überträgt. Sollte Moskau dort militäri-
sche Aktionen – teils verdeckt, teils auch 
ganz offen – initiieren, mit welcher Reak-
tion der NATO rechnen Sie?
Carlo Masala: Diese Frage ist schwierig 
zu beantworten. Ich würde nicht darauf 
wetten, dass die Allianz sich in dieser 
Frage einig ist und vor allem mit allen 
Mitteln, die ihren Mitgliedsstaaten zur 
Verfügung stehen, reagieren würde. 
Auch mit Blick auf die geostrategische 
Lagerung der baltischen Staaten würde ja 
eine Verteidigung dieser erst in Polen be-
ginnen können. D. h., die baltischen 
Staaten wären eine Zeit lang besetzt, be-
vor sie zurückerobert werden könnten. 
Ich habe Zweifel daran, ob die USA einen 
nuklearen Krieg gegen die russische Fö-

„Der liberale Interventionismus der USA und der 
Europäer hat ENTSCHEIDEND dazu beigetragen, Instabilität 
zu produzieren.
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Auswärtige Akteure lieferten groß-
zügig Waffen und Munition. Die USA, 
Frankreich und Großbritannien hielten 
sich im Hintergrund und räumten ihren 
Partnern in der Region (Katar, Saudi-
Arabien, Türkei) eine Führungsrolle ein, 
und zunehmend gerieten die syrischen 
Aufständischen in Abhängigkeit von ih-
ren Unterstützern. Wer sich deren Vor-
gaben nicht unterordnete, wurde fallen-
gelassen. 

Eine Demokratisierung Syriens stand 
nicht unbedingt auf der Agenda der Regi-
onalmächte. Die Türkei suchte die syri-
sche Muslimbruderschaft als ihren Juni-
orpartner an die Macht zu bringen. Die 
absoluten Monarchien Katar und Saudi-
Arabien waren ohnehin wenig an Demo-
kratisierung interessiert, sondern wollten 
Staatspräsident Baschar al-Assad stürzen 
und eine Iran-feindliche sunnitische Re-
gierung in Damaskus etablieren. In bei-
den Golfmonarchien ist der wahabitische 
Islam Staatsreligion, und es verwundert 
daher nicht, dass diese eng mit salafisti-
schen, nichtdemokratischen Rebellenor-
ganisationen wie Ahrar al-Sham oder 
Dschaisch al-Islam zusammenarbeite-
ten. Die demokratischen und gemäßig-
ten Rebellen gerieten dadurch jedenfalls 
ins Hintertreffen. Zunehmend strömten 
nun auch kampferprobte, gut bewaffnete 
Dschihadisten aus dem Ausland nach Sy-
rien. Katar, Saudi-Arabien und die Tür-
kei tolerierten dies, solange es dem 
Kampf gegen Assad nutzte. Fallweise ar-
beitete man sogar mit extremistischen 
Gruppierungen wie der zu al-Qaida ge-
hörenden al-Nusra-Front zusammen.

Westliche Akteure verloren bald die 
Kontrolle über die Unterstützungsnetz-
werke. Selbst leisteten sie nur in einge-
schränktem Umfang Militärhilfe, hielten 
Panzerabwehrlenkwaffen lange zurück 
und verweigerten grundsätzlich Boden-

Luft-Raketen. Ab 2014 versuchte man, 
zuverlässige und loyale Rebellenverbän-
de im Ausland neu aufzustellen, doch 
dieser Ansatz scheiterte. Schließlich be-
endeten die USA und Großbritannien im 
Juli bzw. September 2017 die Ausbildung 
und Unterstützung syrischer Rebellen.

Falsche Signale aus Libyen
Die Geschehnisse in Libyen hatten über-
zogene Erwartungen bei syrischen De-
monstranten geweckt. Dort hatten west-
liche Mächte auf der Grundlage einer 
von China und Russland mittels Enthal-
tung tolerierten Sicherheitsratsresoluti-
on zum Schutz der Zivilbevölkerung ein-
gegriffen. Die NATO-Operation inter-
pretierte das Mandat sehr weitgehend 
und agierte als „Luftwaffe der Rebellen“ 
beim Sturz der Regierung. Doch Libyen 
taugte nicht als Vorbild. Im Unterschied 
zu Syrien ist das Land strategisch ver-
gleichsweise unbedeutend, und Gaddafi 
konnte auf keine einflussreichen Unter-
stützer zählen. China und Russland wa-
ren über die Instrumentalisierung eines 
humanitären Mandats für einen Re
gimewechsel erbost und machten deut-
lich, in Syrien kein „zweites Libyen“ zu-
zulassen. Militärisch durchgesetzte 
Flugverbots- oder Schutzzonen hatten 
daher von Anfang an keine Aussicht auf 
Billigung im Sicherheitsrat. 

Der Westen überließ die Einfluss-
nahme und Unterstützung anfangs 
überwiegend den BEFREUNDETEN
Regionalmächten.

Wie es begann …
Mitte 2011 wurde aus einer bis dahin 
überwiegend friedlichen Opposition 
ein bewaffneter Aufstand. Wesentliche 
Verantwortung hierfür trägt die syri-
sche Regierung, die massive Gewalt 
gegen Demonstranten einsetzte. Doch 
wurde die Opposition auch von aus-
ländischen Staaten dazu ermuntert, 
mit Waffengewalt einen Regimewech-
sel herbeizuführen. Diese Entschei-
dung aber war fatal, denn dadurch ver-
lor die Opposition ihre „demokratische 
Unschuld“ und wurde zur Bürger-
kriegspartei. Schon bald kämpften Re-
bellen mit ähnlich rücksichtslosen Me-

/// Steuert der Krieg in Syrien seinem Ende zu?

SIEBEN JAHRE KRIEG: 
BILANZ UND KONTUREN EINER 
NACHKRIEGSORDNUNG

MARTIN PABST /// Nach sieben Jahren scheint der Krieg in Syrien auf ein Ende zu-
zusteuern. Mit russischer und iranischer Unterstützung haben die Regierungskräfte 
die Rebellen massiv zurückgedrängt. Die Terrororganisation „Islamischer Staat“ ist 
weitgehend niedergekämpft. Doch könnte der Konflikt nun zum offenen Krieg zwi-
schen den involvierten auswärtigen Mächten eskalieren. Es öffnet sich aber auch ein 
Fenster für einen Interessenausgleich. Von Schutzmächten garantierte Einflusszonen 
könnten für eine Übergangszeit die kriegerischen Auseinandersetzungen einfrieren 
und die Grundlage für innersyrische Friedensgespräche schaffen.

thoden wie die Regierungskräfte. Ver-
geblich hatten nicht wenige Aktivisten 
der „Lokalen Koordinationskomitees“ 
vor diesem Schritt gewarnt. Sie setzten 
und setzen weiter auf gewaltlose Op-
position.

Ab Mitte 2011 wurde aus 
friedlichem Protest eine BEWAFFNETE 
Rebellion.
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PKK-nahen Kurden.1 Das Erscheinen 
einer dritten Konfliktpartei trug dazu 
bei, eine Konfliktlösung zu erschweren. 
Die Position der Rebellen wurde da-
durch in mehrfacher Hinsicht ge-
schwächt. Einerseits schieden kurdische 
Milizen als Verbündete aus, zweitens 
konnte die Regierung Armeeinheiten 
vom Norden an andere Fronten verle-
gen, drittens änderten sich mittelfristig 
die Prioritäten der Türkei. Statt Assad 
zu stürzen, suchte sie ab 2015 ein auto-
nomes oder gar unabhängiges kurdi-
sches Staatsgebilde zu verhindern.

US-Präsident Barack Obamas Absa-
ge seines angekündigten Vergeltungs-
schlags für den Fall eines Chemiewaf-
feneinsatzes (10.9.2013) führte zu Ent-
täuschung unter den Rebellen und ei-
nem Zulauf zu Islamisten und Dschiha-
disten. Katar, Saudi-Arabien und die 
Türkei nahmen nun weniger Rücksicht 
auf westliche Interessen und scheuten 
nicht vor einer Unterstützung radikaler 
Gruppierungen zurück. Obama übte er-
neut Zurückhaltung, als er im Septem-
ber 2016 nicht auf die Bombardierung 
eines VN-Hilfskonvois durch russische 
und syrische Kampfflugzeuge reagierte. 
Sein Nachfolger Donald Trump setzte 
sich davon ab, indem er nach einem er-
neuten Chemiewaffeneinsatz im April 
2017 einen Luftangriff gegen eine syri-
sche Luftwaffenbasis befahl. Doch er 
griff nur zu einer sehr begrenzten, eher 
symbolischen Repressalie. 

2014 verdrängte der im Irak entstan-
dene „Islamische Staat“ (IS) alle ande-
ren Rebellengruppen sowie die al-Qai-
da-treue al-Nusra-Front aus dem Osten. 
Damit kam eine vierte Kriegspartei hin-
zu, was die Lage weiter komplizierte. 
Obwohl der IS keinerlei Allianzen ein-
ging und alle Akteure attackierte, fügte 
er faktisch den Rebellen die größten 

Verluste zu. Außerdem änderten sich 
nun die Prioritäten westlicher Staaten. 
Statt gegen Assad vorzugehen, stand die 
Bekämpfung des IS im Vordergrund. 

Eine Kriegswende brachte im Septem-
ber 2015 die russische Militärinterventi-
on. Damit konterkarierte Moskau die 
letztmaligen gemeinsamen Anstrengun-
gen von USA, Frankreich, Großbritanni-
en, Katar, Saudi-Arabien und der Türkei 
zur Bildung schlagkräftiger Rebellenalli-
anzen. Mit Hilfe russischer Kampfflug-
zeuge und Militärberater sowie iranischer 
Stellvertretermilizen konnte die Regie-
rung das von ihr kontrollierte Territori-
um sukzessive erweitern. 

Zunächst sah es so aus, als ob Russ-
land und die USA nun gemeinsame Frie-
densverhandlungen organisieren wür-
den. Am 30. Oktober 2015 konstituierte 
sich die von beiden Mächten geführte 
International Syria Support Group, und 
am 18. Dezember wurde im Sicherheits-
rat einstimmig die Resolution 2254 ver-
abschiedet, die einen Übergangsfahrplan 
aufstellte. Doch Russland, der Iran und 
die Regierungskräfte nutzten den Aus-
schluss terroristischer Gruppen dazu, 
während der laufenden Verhandlungen 
den Krieg auch gegen die Rebellen fort-
zusetzen. Denn als terroristisch klassifi-
zierte Gruppen wie die al-Nusra-Front 
waren entweder mit gemäßigteren Rebel-

Ab 2014 griff der „ISLAMISCHE 
STAAT“ als vierte Kriegspartei und 
gemeinsamer Feind aller ein.

Hinzu kam, dass der Sturz Gaddafis 
in Libyen ein Machtvakuum erzeugte, 
in dem sich rivalisierende Milizen bis 
heute bekämpfen. Dies führte dazu, 
dass USA, Frankreich und Großbritan-
nien Assad zwar zu schwächen suchten, 
vor dessen gewaltsamem Sturz aber zu-
rückscheuten. Den Rebellen gestanden 
sie daher nur begrenzte militärische Un-
terstützung zu.

Erfolgreiches Kalkül der Regierung
Die syrische Regierung setzte auf die 
militärische Konfrontation. Sie hatte 
den Vorteil einer einheitlichen Armee 
und einheitlicher Kommandostruktu-
ren. Die oppositionelle „Freie Syrische 
Armee“ (FSA) hingehen blieb weitge-
hend Wunschdenken. Es kämpften 
hunderte Rebellengruppen mit lokaler 
Verwurzelung und ohne gemeinsames 
Oberkommando. Diese konnten nie 
mehr als ein Drittel der Syrer hinter sich 
bringen. Unentschiedene Syrer waren 
nicht für einen Aufstand zu gewinnen, 
dessen Führer nicht bekannt waren und 
der zunehmend vom Ausland instru-
mentalisiert wurde.

Geschickt betrieb der aus der religiö-
sen Minderheitsgruppe der Alawiten 
stammende Regierungsclan eine Polari-
sierung entlang konfessioneller Linien. 
Man offerierte den religiösen Minderhei-
ten Schutz und erzeugte Furcht vor radi-
kalislamistischem Terror, mit dem man 
alle Rebellen summarisch identifizierte. 
Es sollte nicht lange dauern, bis die Pro-
phezeiung wahr wurde. Je länger der 
Krieg andauerte, desto stärker traten ra-
dikalsunnitische Rebellen in den Vorder-
grund und polarisierten ihrerseits mit 
konfessioneller Hetze. Damit wurden 
Gräben errichtet, die wohl erst durch 
langwierige Versöhnungsbemühungen 
wieder überwunden werden können. 

Die syrische Regierung erhielt erhebli-
che politische, militärische und finanziel-
le Unterstützung aus dem Iran und Russ-
land. Für Teheran ist die Landbrücke 
über Syrien in den Libanon von erstrangi-
ger strategischer Bedeutung. Sie dient der 
Unterstützung iranischer Stellvertreter im 
Libanon (Hisbollah) und in Palästina (Is-
lamischer Dschihad, Hamas). 2012 ent-
schied sich der Iran somit für einen um-
fassenden Beistand. Seine Aktivitäten 
waren von Landeskenntnis und sorgsa-
mer Planung geprägt, während die Unter-
stützung für die Rebellen wenig infor-
miert, mangelhaft koordiniert, nicht sel-
ten sprunghaft und von unterschiedli-
chen Zielvorgaben bestimmt war.

2015 gelang es der militärisch unter 
Druck geratenen syrischen Regierung, 
Russland zu einer Militärintervention zu 
bewegen. Für Moskau eröffnete sich da-
mit die Chance, seinen bestehenden Ein-
fluss im Nahen Osten (Marinebasis Tar-
tus in Syrien) zu erweitern sowie dschiha-
distische Kämpfer, die zum Teil aus Russ-
land eingesickert waren, außerhalb seines 
Staatsgebiets zu bekämpfen. Die russi-
sche Intervention sollte außerdem de-
monstrieren, dass Moskau von außen 
betriebenen Regimewechsel nicht duldet.

Wegmarken des Konflikts
International kaum wahrgenommen 
wurde im Sommer 2012 das „Stillhalte-
abkommen“ der Regierung mit den 

Die syrische REGIERUNG hatte 
auf lange Sicht militärisch und 
strategisch die Oberhand.
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ckung des Westens und gegebenenfalls 
Russlands dem türkischen Besatzungs-
gebiet zugeschlagen werden. Diverse Re-
bellengruppen in Idlib sind mit Ankara 
verbündet, und türkische Soldaten ste-
hen bereits zusammen mit russischen 
Militärpolizisten als Garantiemacht an 
den Grenzen der entmilitarisierten Zone.

Im Norden und Osten ist der IS weit-
gehend niedergekämpft – von der „In-
ternationalen Allianz gegen den Islami-
schen Staat“, von den USA und verbün-
deten Kurden, aber auch von Russland, 
Iran und Regierungskräften. Doch man 
muss damit rechnen, dass sich IS-Reste 
im Untergrund neu formieren und zur 
verdeckten bzw. terroristischen Kriegs-
führung übergehen werden.

Es bleiben in Syrien folgende Akteure 
übrig, die jeweils bestimmte Zonen kon-
trollieren:

•	� Russland, syrische Regierung: Küs-
tenprovinzen Latakia und Tartus; ca. 
4.300 russische Soldaten; Marineba-
sis Tartus, Luftwaffenbasis Hmei-
mim, rund 20 weitere Positionen.

•	� Iran, syrische Regierung: Linie Daraa 
/ Damaskus / Homs / Aleppo bis zum 
westlichen Euphratufer, möglicher-
weise bis zu 20.000 iranische Revolu-
tionsgardisten und Soldaten mit ca. 
60.000 schiitischen Milizionären un-
ter ihrem Kommando; drei größere 
Stützpunkte in Azzan bei Aleppo, 
Homs (Luftwaffenbasis T4) und al-
Kiswah südlich von Damaskus sowie 
sieben kleinere Basen; Iran demen-
tiert freilich militärische Stützpunkte 
in Syrien und räumt nur Militärbera-
ter ein4.

•	� Türkei, FSA-Rebellen: von der tür-
kisch / syrischen Grenze bis zum 
westlichen Euphrat-Ufer (Distrikte 

Afrin, Dscharablus, Al Bab im Gou-
vernement Aleppo); Zahl türkischer 
Soldaten unbekannt; wichtige Stütz-
punkte Al-Bab, Al-Rai, Akhtarin und 
Dscharablus. 

•	� USA, Frankreich und YPG-Kurden 
nebst arabischen und turkmenischen 
Milizen (zusammenfassend als Sy-
risch-Demokratische Kräfte (SDF) 
bezeichnet): vom östlichen Euphrat-
Ufer bis zur syrisch / irakischen 
Grenze; 1.500-2.000 US-Soldaten 
und 100 französische Soldaten; zwei 
US-Luftwaffenbasen in Kharab As-
heq und Rmeilan sowie acht weitere 
US-Basen5.

•	� USA, Großbritannien, Rebellengrup-
pen: ein Gebiet in der syrischen Wüs-
te nördlich des Länderdreiecks Syrien 
/ Jordanien / Irak; Zahl der Soldaten 
unbekannt; im Zentrum die Militär-
basis al-Tanf zuzüglich eines Gebiets 
im Radius von 55 Kilometern.

Die türkisch kontrollierte Zone soll die 
Entstehung eines kurdischen Staatswe-
sens verhindern. Durch die Ansiedlung 
arabischer Flüchtlinge und die Flucht 
kurdischer Einwohner werden die de-
mografischen Verhältnisse verändert. 
Neue Schulen werden gegründet, die 
Türkisch unterrichten und dem türki-
schen Erziehungsministerium unterste-
hen. Sehr aktiv ist in Nordwestsyrien 
auch die türkische Religionsbehörde Di-

In möglichen Ansprüchen der Türkei 
auf syrisches Gebiet liegen die
WURZELN neuer Territorialkonflikte.

len verbündet oder agierten in räumlicher 
Nähe von diesen. Mit der Rückeroberung 
von Ost-Aleppo (Dezember 2016), Ost-
Ghouta bei Damaskus (April 2018) und 
Daraa im Süden (Juli 2018) kontrollierte 
die Regierung wieder 58 % des Landes. 
Auf die PKK-nahen Kurden entfallen 
25 %, auf die Türkei und die letzte Rebel-
lenhochburg Idlib zusammen 11 %, auf 
den IS noch 6 %. 

Mit dem im Januar 2017 angestoße-
nen Astana-Prozess wurde ein neues 
Verhandlungsformat eingeführt, an 
dem die USA nur noch als Beobachter 
teilnehmen. Russland, der Iran und die 
Türkei positionieren sich als Vermittler. 
Behandelt werden militärische Fragen, 
während sich der fortdauernde Genfer 
Friedensprozess unter dem Schirm der 
VN politischen Fragen widmet. Die Ver-
einbarung von vier „Deeskalationszo-
nen“ führte zu partiellen Waffenstill-
ständen, doch setzten Russland, der 
Iran und die Regierungskräfte selektiv 
die Bekämpfung von Rebellengruppen 
fort, auch unter Verletzung von Deeska-
lationsvereinbarungen. 

Von Bedeutung war die neue Mäch-
tekonstellation auch deshalb, weil ihr 
die Türkei angehört. Zur Umorientie-
rung Ankaras hatten die Kurdenfrage 
sowie die zunehmenden Spannungen 
Ankaras mit dem Westen beigetragen. 
Russland möchte das NATO-Mitglied 
Türkei aus der westlichen Allianz her-
ausbrechen. Der geopolitische Vorden-
ker und Putin-Berater Alexander Dugin 
formulierte als Ziel einen „Mittleren Os-
ten ohne westliche Präsenz“. Für dieses 
Projekt „brauchen wir die Türkei und 
Iran als Alliierte“.2 Aufsehen erregte 
2018 der Beschluss der türkischen Re-
gierung, russische S-400-Flugabwehr-
systeme zu kaufen. Mit Unterstützung 
Russlands und des Irans und in Abstim-

mung mit den USA besetzte die Türkei 
von Januar bis März 2018 den zum kur-
dischen Selbstverwaltungsgebiet zäh-
lenden Distrikt Afrin in Nordwestsyri-
en. Zwar kann man noch nicht von einer 
Allianz der Türkei mit Russland und 
dem Iran sprechen, jedoch von einer Po-
litik der Äquidistanz, die inzwischen 
von Erdoğan offen propagiert wird.3

Derzeitige Lage
Mitte September 2018 stand die Offensi-
ve von Regierungskräften, Russland und 
dem Iran gegen die letzte Rebellenbasti-
on Idlib bevor. Hilfsorganisationen 
warnten vor einer humanitären Katas
trophe. Doch brachten Russland und die 
Türkei am 17. September eine Vereinba-
rung über eine entmilitarisierte Zone um 
Idlib zustande. Bis zum 10. Oktober soll-
ten alle schweren Waffen abgezogen, bis 
zum 15. Oktober alle Rebellen das Ge-
biet verlassen haben. Die Vereinbarung 
bringt freilich nur einen Aufschub der 
Entscheidung. Denn die syrische Regie-
rung drängt auf ein Niederkämpfen der 
letzten Rebellen, und diese haben keine 
weitere Rückzugsmöglichkeit. Zudem 
ist noch offen, ob sich die aus der dschi-
hadistischen al-Nusra-Front hervorge-
gangene Organisation Hajat Tahrir al-
Scham (HTS) an die Vereinbarung hal-
ten wird. Entweder wird es zu einem 
späteren Zeitpunkt zum Showdown 
kommen oder Idlib wird mit Rückende-

Die Türkei verfolgt eine Politik der 
ÄQUIDISTANZ.
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des IS. Als Bastion gegen eine iranische 
Präsenz in Südsyrien hätte er weiterhin 
Bedeutung, doch wird inzwischen auch 
über eine Räumung spekuliert. Frühere 
Gedankenspiele, das Gebiet zu einer bis 
zu den Golanhöhen reichenden US-
amerikanisch / britisch / saudisch / isra-
elischen Einflusszone auszuweiten, sind 
durch den Kriegsverlauf des Jahres 2018 
obsolet geworden.

Saudi-Arabien und Katar sind in Sy-
rien keine relevanten Akteure mehr. Zu 
den Astana-Verhandlungen wurden sie 
nicht eingeladen. Seit 2017 sind beide 
Staaten wegen ihrer unterschiedlichen 
Haltung gegenüber der Muslimbruder-
schaft und gegenüber dem Iran verfein-
det, und Katar ist vollauf damit beschäf-
tigt, das Embargo arabischer Golfstaa-
ten zu unterlaufen. Saudi-Arabien kon-
zentriert sich seit 2015 auf seine gegen 
den Iran gerichtete Militärintervention 
im Jemen. Auch sucht man, dem Erz-
feind Iran zusammen mit den USA und 
Israel global entgegenzutreten. In Syrien 
hat sich Saudi-Arabien damit abgefun-
den, dass Assad an der Macht bleibt.7 
Man will ihn jedoch mit dem Angebot 
von Wiederaufbauhilfe vom Iran ab-
bringen. Außerdem unterstützt Riad die 
USA, Frankreich und die SDF östlich 
des Euphrats und bietet die Entsendung 
von Truppen an, gegebenenfalls als Er-
satz für US-Truppen, deren Abzug von 
Präsident Trump angestrebt wird.8

Israel agiert aus dem Hintergrund. 
Die Regierung Netanjahu hielt sich lan-
ge im Syrien-Konflikt zurück und setzte 
auf einen möglichst lange dauernden 
Krieg mit größtmöglicher Schwächung 
aller syrischer Kriegsparteien. Denn so-
wohl ein vom Iran unterstützter Sieg As-
sads wie auch dessen Sturz durch radi-
kalsunnitische Kräfte hätten Sicher-
heitsrisiken für Israel mit sich gebracht. 

Als „rote Linie“ wurde die Weitergabe 
von High-Tech- oder Massenvernich-
tungswaffen an die in Syrien kämpfende 
Hisbollah betrachtet. Wenn dies drohte, 
griff Israel zu gezielten Luftschlägen. 
Den mit dem Syrien-Krieg verbundenen 
Aufmerksamkeitsverlust für den israe-
lisch-palästinensischen Konflikt nutzte 
die Regierung Netanjahu dazu, die Sied-
lungspolitik in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten voranzutreiben 
und vollendete Tatsachen für eine oktro-
yierte Friedenslösung zu schaffen. Mit 
der Hilfe von US-Präsident Trump will 
man dieses Ziel nun erreichen.

Die auswärtigen Akteure bestimmen 
heute das Geschehen. Die politischen 
Bestrebungen der Syrer sind nur noch 
von zweitrangiger Bedeutung. Doch 
wird langfristige Stabilität nur durch 
eine allen Bevölkerungsgruppen Rech-
nung tragende Friedensordnung mög-
lich sein.

Droht ein bewaffneter  
internationaler Konflikt?

Der Rückzug des IS schuf ein Vakuum, 
das unterschiedliche Akteure zu beset-
zen versuchten. So rückten im Februar 
2017 von Norden türkische Soldaten 
und verbündete FSA-Rebellen auf die 
Stadt al-Bab vor, gleichzeitig von Wes-
ten kurdische und arabische SDF-Mili-

Langfristige STABILITÄT braucht 
eine bevölkerungsgruppengerechte 
Friedensordnung.

yanet, die Moscheen repariert und Ima-
me entsendet. Erdogan deutet potenziel-
le Gebietsansprüche in Syrien und im 
Irak an. Er verkündete am 10. Novem-
ber 2016 zum Todestag von Staatsgrün-
der Mustafa Kemal Atatürk: „Wir wer-
den nicht Gefangene auf 780.000 Quad-
ratkilometern sein”6. Damit könnte sich 
ein künftiger Territorialkonflikt zwi-
schen Syrien und der Türkei anbahnen.

Die US-amerikanisch / französische 
Einflusszone im Osten bildet einen 
Sperrriegel gegen Versuche des Irans, 
über Syrien einen Landkorridor zum 
Mittelmeer zu etablieren. Auch bietet sie 
Kurden Schutz vor einem Vordringen 
türkischer bzw. syrischer Militärs. Im 
Fall von Afrin leisteten die USA ihnen 
jedoch keinen Beistand, sondern tole-

rierten die türkische Invasion. In der 
Zone östlich des Euphrats befindet sich 
der Großteil der syrischen Ölvorkom-
men. Dies könnte die Regierung dazu 
verleiten, ihre Wiedereroberung zu ver-
suchen. Doch haben die USA Ende 2017 
bekräftigt, auch nach Niederkämpfung 
des IS die Unterstützung für die SDF auf-
rechtzuhalten. Anfang 2018 kündigte 
Washington an, 30.000 Mann „Grenz-
schutzkräfte“ in Ostsyrien aufzustellen, 
was sowohl die syrische wie auch die 
türkische Regierung verurteilte. Inzwi-
schen hat US-Außenminister Rex Tiller-
sen die Ankündigung wieder relativiert.

Der US-amerikanisch / britische Mi-
litärstützpunkt al-Tanf diente ursprüng-
lich der Ausbildung von Rebellen sowie 
als Ausgangspunkt für die Bekämpfung 
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Luftabwehr am 18. September. Eigentli-
ches Ziel waren in den syrischen Luft-
raum eingedrungene israelische Kampf-
flugzeuge gewesen. Zur massiven Verär-
gerung Israels beschloss Russland dar-
aufhin, die syrische Armee unverzüg-
lich mit dem modernen S-300-Luftab-
wehrsystem auszustatten. Moskau hat-
te die 2013 vereinbarte Lieferung jahre-
lang mit Rücksicht auf Israel zurückge-
halten. 

Im Fall einer Regierungsoffensive auf 
Idlib droht ein weiterer bewaffneter Kon-
flikt zwischen auswärtigen Akteuren, 
denn die Regierung in Damaskus hat die 
Wiedereroberung des gesamten Staatsge-
biets angekündigt. Einer sich anschlie-
ßenden Operation zur Vertreibung der 
Türkei aus Afrin, Dscharablus und al-
Bab könnten sich kurdische und arabi-
sche SDF-Kräfte anschließen. Wie auch 
im Fall von Idlib wird viel davon abhän-
gen, ob die Astana-Partner Türkei, Russ-
land und Iran einen Kompromiss finden, 
den die (faktisch abhängige) syrische Re-
gierung mittragen müsste. 

Wechselseitig vereinbarte Einfluss-
zonen als Übergangslösung?

Es deutet sich eine Vierteilung Syriens 
an: eine russische und eine iranisch do-
minierte, jeweils von Assad regierte 
Zone, eine türkische kontrollierte Zone 
im Nordwesten sowie eine Einflusszo-
ne der USA östlich des Euphrats. Die 
beiden nicht von Assad regierten Zo-
nen können verfolgten Bevölkerungs-
gruppen Zuflucht bieten. Es besteht je-
doch auch die Gefahr, dass die jeweils 
herrschenden Kräfte die „Säuberung“ 
ihrer Zonen von unerwünschten Bevöl-
kerungsgruppen fortsetzen werden. So 
wurde der syrischen Regierung und 
dem Iran vorgeworfen, Schiiten aus 
dem Ausland in Wohngebieten vertrie-

bener sunnitischer Einwohner anzusie-
deln. Mit der Türkei verbündeten ara-
bischen und turkmenischen Milizen 
wurde angelastet, Kurden in die Flucht 
geschlagen und sich deren Eigentum 
angeeignet zu haben. Auch die PKK-
nahen Kurden wurden beschuldigt, 
arabische und turkmenische Einwoh-
ner vertrieben zu haben, um ein mehr-
heitlich kurdisch besiedeltes, territorial 
konsolidiertes Gebiet in Nordsyrien zu 
schaffen.

Die Schaffung von Einflusszonen 
könnte einen verlustreichen „End-
kampf“ vermeiden und einen belastba-
ren Waffenstillstand herstellen. Damit 
wäre eine Voraussetzung für Friedens-
gespräche zwischen den syrischen Kon-
fliktparteien geschaffen. Ein Vorteil 
wäre auch, dass die problematischste 
Streitfrage, nämlich „Bleibt Assad oder 
muss er gehen?“, erst einmal vertagt 
würde. Die übergangsweise Aufteilung 

Syriens und die (nach Möglichkeit freie) 
Wahl lokaler und regionaler Verwaltun-
gen in der türkischen bzw. US-amerika-
nischen Einflusszone könnten als Vor-
bild für eine spätere Dezentralisierung 
bzw. Föderalisierung Syriens dienen.

Natürlich besteht die Gefahr, dass 
sich diese Aufteilung verstetigt und 
schließlich zur territorialen Desintegra-
tion Syriens führt. Ein Rezept für erfolg-

EINFLUSSZONEN könnten für 
einen dauerhaften Waffenstillstand
sorgen.

zen sowie US-Spezialkräfte, von Süden 
syrische Regierungskräfte, Hisbollah-
Kämpfer und iranische Revolutionsgar-
disten. Es kam zu ersten Scharmützeln. 
Schließlich nahmen türkische Soldaten 
und ihre Verbündeten die Stadt ein.

Im Februar 2018 kündigte die Tür-
kei an, in das östlich von al-Bab gelege-
ne Manbidsch vorzurücken, wo neben 
SDF-Kräften auch US-Soldaten statio-
niert sind. Jedem, der sich den Türken 
in den Weg stellen würde, drohte 
Erdoğan eine „osmanische Ohrfeige“ 
an.9 Doch es kam zu einer Einigung. In 
Absprache mit Washington rückten tür-
kische Einheiten von Afrin nach Osten 
vor, ohne aber Manbidsch einzuneh-
men. Am 18. Juni fand eine gemeinsame 
US-amerikanisch / türkische Patrouille 
an der Demarkationslinie statt. Gemäß 
dem syrisch-turkmenischen Journalis-
ten Hüsnü Mahalli billigte die Türkei im 
Gegenzug den USA eine Einflusszone 
östlich des Euphrats zu, wo sie die 
60.000 bis 80.000 Mann starken kurdi-
schen Milizionäre einhegen sollen. Von 
der angekündigten türkischen Militä-
roffensive östlich des Euphrats war zu-
nächst keine Rede mehr, nun spricht 
Erdogan wieder davon.10

Im Osten kam es bei der Wiederer-
oberung von IS-Territorium zu einem 
Wettlauf zwischen USA / SDF und 
Russland / Iran / syrische Regierung. 
Am 7. Februar 2018 griffen bei Khas-
ham (Provinz Deir e-Zour) rund 500 
Regierungssoldaten und private russi-
sche Militärdienstleister der „Gruppe 
Wagner“ eine SDF-Stellung an. US-
Kampfflugzeuge, US-Hubschrauber 
und von US-Soldaten bediente Artille-
riegeschütze töteten über 100 Angreifer, 
darunter eine größere Zahl Russen.11 
Inzwischen haben sich Russland und 
die USA über eine Respektierung der 

Euphrat-Demarkationslinie verständigt. 
Im Süden droht eine militärische 

Konfrontation zwischen Israel einerseits 
sowie iranischen Revolutionsgarden 
und Hisbollah-Kämpfern andererseits. 
Israel fürchtet, künftig vom Iran und der 
Hisbollah aus zwei Richtungen (Liba-
non und Südsyrien) in die Zange ge-
nommen zu werden. Am 10. Mai 2018 
behauptete Israel, dass iranische Kräfte 
aus Syrien rund 20 Raketen auf die Go-
lanhöhen abgefeuert hätten. Daraufhin 
wurden Dutzende angeblich iranische 
Militäranlagen im Süden Syriens von is-
raelischen Kampfflugzeugen zerstört. 
Israel baut auf seine guten Beziehungen 
zu Russland, um ein befriedigendes Ar-
rangement zu erreichen. Man ist an-
scheinend bereit, Regierungsoffensiven 
östlich der Golanhöhen zu tolerieren, 
sofern Russland durch Militärposten 
garantiert, dass weder iranische noch 
Hisbollah-Einheiten näher als 80 Kilo-
meter an die Golan-Demarkationslinie 
heranrücken.12 Israel fürchtet freilich, 
dass der Iran mittelfristig nach dem Vor-
bild des Libanons eine „nichtstaatliche“ 
antiisraelische Stellvertretermiliz in 
Südsyrien etabliert.

Wie sensibel die Lage ist und wie 
schnell sich zwischenstaatliche Kon
stellationen ändern können, dokumen-
tiert der versehentliche Abschuss eines 
russischen Aufklärungsflugzeugs (15 
getötete Soldaten) durch die syrische 

In Syrien ist ein KAMPF aller aus-
wärtigen Akteure um Einfluss und 
Gebiete entbrannt.
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Kurs zu ändern und dem Iran in Syrien 
entgegenzukommen. Wahrscheinlich 
werden wir daher für längere Zeit einen 
durch Einflusszonen abgesicherten „fro-
zen conflict“ in Syrien erleben. Wieder-
aufbau und teilweise Flüchtlingsrück-
kehr werden möglich sein, ein tragfähi-
ges Friedensabkommen aber noch auf 
sich warten lassen.  ///

/// �DR. MARTIN PABST
ist Politikwissenschaftler und Leiter des 
Büros Forschung & Politikberatung, 
München.
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versprechende Konfliktlösung ist eine 
Landteilung nicht, denn auch nach mas-
senweiser Flucht und Vertreibung sind 
noch keine exklusiven Gebiete für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen entstan-
den. Außerdem schaffen neue Grenzen 
meist auch neue Probleme. Schließlich 
könnte sich der Sezessionsvirus in der 
Region ausbreiten. So würde ein unab-
hängiger kurdischer Staat in Nordsyrien 
gleichgerichtete Sezessionsbestrebun-
gen im Irak, im Iran und in der Türkei 
anfachen.

Möglicherweise gerät nun der Frie-
densprozess wieder in Bewegung. Als 
Pendant zur „Astana-Gruppe“ (Russ-
land, Iran, Türkei) hat sich eine „Kleine 
Gruppe“ (USA, Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Ägypten, Jorda-
nien, Saudi-Arabien) zusammengefun-
den. Es wurde eine Übereinkunft darü-
ber erzielt, dass zeitnah ein 150-köpfi-
ges Verfassungskomitee (ein Drittel Re-
gierungsanhänger, ein Drittel Oppositi-
onelle, ein Drittel Unabhängige) unter 
Führung der UNO zusammentreten 
sollen. Der UN-Gesandte für Syrien, 
Staffan de Mistura, kündigte freilich 
überraschend seinen Rücktritt zum No-
vember 2018 an. 

Friedensverhandlungen wären dann 
besonders erfolgversprechend, wenn 
sich die beiden stärksten auswärtigen 
Mächte USA und Russland als Vermitt-
ler zusammentun, wie 2015 angedacht, 
aber nicht zu Ende geführt. Denn auch 
Russland dürfte kein Interesse daran 
haben, den Krieg bis zum bitteren Ende 
auszufechten und dabei bewaffnete 
Auseinandersetzungen mit den USA 
oder der Türkei zu riskieren. Die russi-
schen Ressourcen sind begrenzt. Starke 
Verluste unter russischen Soldaten wä-
ren in der Heimat nicht populär. Für 
den Wiederaufbau Syriens werden hohe 

Summen benötigt, die ohne Unterstüt-
zung des Westens nicht aufzutreiben 
sind. Schließlich dürfte Russland auch 
nicht daran interessiert sein, dass der 
derzeitige Partner Iran zu großen Ein-
fluss erhält. Denn gerade wird auch ein 
Machtkampf zwischen Moskau, Tehe-
ran und Ankara um die Vormachtstel-
lung im Nahen und Mittleren Osten 
ausgetragen. 

Ohne den Iran wird eine Friedenslö-
sung in Syrien aber nicht möglich sein. 
Mit allen auswärtigen Akteuren teilt er 
das Ziel der Stabilisierung Syriens und 
der Bekämpfung des Dschihadismus. 
Doch es ist fraglich, ob die USA bereit 
sein werden, den Iran als Partner für 
eine Friedenslösung in Syrien zu akzep-
tieren. Die am 18. Dezember 2017 ver-
abschiedete „Nationale Sicherheitsstra-
tegie“ der USA erhebt den Kampf gegen 
den Iran zur strategischen Priorität.13 
Die Islamische Republik wird als 
„Schurkenstaat“ und „Förderer von Ter-
rorismus“ bezeichnet, deren Einfluss 
weltweit zu bekämpfen ist. Mit der Auf-
kündigung des Nuklearabkommens 
und der Wiederinkraftsetzung umfas-
sender Finanz- und Energiesanktionen 
startete Präsident Trump 2018 einen 
Wirtschaftskrieg gegen den Iran. Offen-
bar spekuliert er darauf, dass innere Un-
ruhen zum Regimewechsel in Teheran 
führen. Es ist derzeit kaum vorstellbar, 
dass Trump bereit sein wird, seinen von 
Israel und Saudi-Arabien unterstützten 

Frieden und Stabilisierung in Syrien 
sind ohne den IRAN nicht machbar.



Quelle: Ani Avakyan, Foto: Ivan Avdeenko photography



/// ANI AVAKYAN – HOCKER „FALTER“

Der „Falter“ wirkt optisch sehr leicht, jedoch besitzt er durch sein Metallgerüst eine hohe 
Stabilität. Die Materialkombination von weißem Kunstrattan und natürlichen Weiden er-
zeugt einen Kontrast, welcher die Form des Möbelstücks in den Vordergrund stellt.
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zungsprozesse, die durch die Digitalisie-
rung und damit verbunden auch durch 
die KI hervorgerufen werden. Spätestens 
2018 ist das Thema Künstliche Intelli-
genz nicht nur in unserem Alltag ange-
kommen, sondern dominiert zunehmend 
auch unsere gesellschaftspolitische Dis-
kussion bezüglich ihrer Vor- und Nach-
teile. Der Pionier der optischen Text- und 
Spracherkennung sowie Sprachsynthese 
und Leiter der technischen Entwicklung 
bei Google, Ray Kurzweil, schrieb bereits 
2014 dazu: „Künstliche Intelligenz um-
gibt uns überall. Wir haben sie schon 
lange nicht mehr unter Kontrolle. Allein 
die alltägliche Kommunikation mit ande-
ren per SMS, E-Mail oder Handy bedient 
sich intelligenter Algorithmen, um die 
Informationen auf den Weg zu bringen. 
Fast jedes Produkt, das wir anfassen, 
wurde ursprünglich in Kooperation von 
menschlicher und künstlicher Intelligenz 
entworfen und dann in automatisierten 
Fabriken hergestellt“.2

Kurzweil bemerkt weiter, dass unsere 
Zivilisation sofort zum Stillstand kom-
men würde, wenn unsere KI-Systeme 
morgen in den Streik treten würden und 
stellt dazu fest: „Glücklicherweise sind 
unsere intelligenten Maschinen zur Zeit 
noch nicht intelligent genug, um eine sol-
che Verschwörung anzuzetteln.“3 Genau 
das ist aber die Frage, die die Skeptiker 
stellen, nämlich, wie lange die künstliche 
noch von der menschlichen Intelligenz 
beherrscht und in Schach gehalten wer-
den kann. Es wäre fatal, wenn die Wis-
senschaftler Goethes Zauberlehrling ca. 
220 Jahre nach der Veröffentlichung Rea-
lität werden ließen.

Zwischen Euphorie und Apokalypse
Der Physiker Stephen William Hawking 
schreckte kurz vor seinem Tod Anfang 
2018 die wissenschaftliche Welt und die 

Öffentlichkeit auf, indem er ausführte, 
dass die gesamte Menschheit durch eine 
Serie verschiedener Risiken wie Klima-
wandel, Atomkrieg, genetisch veränder-
te Viren und Künstliche Intelligenz be-
droht würde. Über die KI sagte 
Hawking, „dass dies das bedeutendste 
aber auch letzte Ereignis in der Ge-
schichte der Menschheit sein könnte. Er 
begründete dies logisch damit, dass 
Maschinen, die in der Lage wären, sich 
selbst fortzuentwickeln, viel schneller 
seien als die biologische Evolution, und 
dieser darum überlegen“.4 Bereits zuvor 
hatte der Tesla-Chef Elon Musk, der be-
kanntlich selbst ein KI-Unternehmen 
betreibt, mit seiner Aussage, dass er die 
KI für gefährlicher als Atomwaffen hal-
te, für Aufregung gesorgt. Musk wört-
lich: „Der Wettbewerb um die Vorherr-
schaft in KI auf nationaler Ebene wird 
meiner Meinung nach der wahrschein-
lichste Auslöser des dritten Weltkriegs 
sein.“5

Wenngleich die Anzahl derer, die 
die Szenarien von Hawking und Musk 
für wahrscheinlich halten, derzeit deut-
lich in der Minderheit ist, wäre es si-
cher falsch, derartige Befürchtungen 
komplett auszublenden. Die Skepsis 
gegenüber der KI bzw. der automati-
schen Bilderkennung wird gegenwärtig 
auch von Nachrichten aus China ge-

Sich selbst entwickelnde Maschinen 
sind der biologischen Evolution
ÜBERLEGEN.

In aller Munde …
Das Thema Künstliche Intelligenz (KI) 
wird gegenwärtig von allen politischen 
Ebenen, von der EU wie auf nationaler 
Ebene und hier auch im Freistaat Bayern, 
massiv vorangetrieben. Man sieht in den 
Anwendungsmöglichkeiten einen we-
sentlichen Faktor für Innovation, Ent-
wicklung und Wettbewerbsfähigkeit. Bei 
aller Euphorie sollte man aber auch die 
ethischen Fragen, die sich im Zusam-
menhang damit stellen, beachten. Das 
letzte Werk des großen deutschen Sozio-
logen Ulrich Beck, das 2017 nach seinem 
Tod erschien, trägt den Titel „Die Meta-
morphose der Welt“. Er beschreibt darin, 
dass nach Ansicht vieler Zeitgenossen die 
äußere Ordnung der Welt zerbrochen 
und ihr innerer Zusammenhang verloren 
gegangen sei: „Die Metamorphose ist 
kein ‚gesellschaftlicher Wandlungspro-

/// Fluch oder Segen für die Menschheit?

KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

SIEGRFIED BALLEIS /// Künstliche Intelligenz ist im Zusammenhang mit der Digitali-
sierung erst seit kurzem ins Zentrum der gesellschaftspolitischen Diskussion gerückt. 
Dabei ist die Künstliche Intelligenz keine Erfindung dieser Tage, sondern geht bereits 
auf den Beginn der 50er-Jahre zurück. Durch die nahezu explosionsartige Zunahme 
der Produktion von Daten, die nach wie vor exponenziell steigenden Rechenkapazi-
täten und Durchbrüche in der Algorithmik hat sie inzwischen eine außergewöhnliche 
Anwendungsbreite erlangt. Dabei gibt es neben vielen positiven Anwendungsfällen 
auch ernst zu nehmende kritische Stimmen bis hin zu der Aussage von Elon Musk, 
Künstliche Intelligenz sei gefährlicher als Atomwaffen.

zess‘, keine ‚Transformation‘, weder Evo-
lution noch Revolution, noch ‚Krise‘. Sie 
ist eine Form der Veränderung der Form 
menschlichen Daseins.“1

Nichts könnte die gegenwärtigen Ver-
änderungsprozesse in unserem gesamten 
Leben in Wirtschaft, Gesellschaft und 
auch für uns als Privatpersonen und 
Konsumenten besser beschreiben, als die 
gegenwärtig beobachtbaren Umwäl-

KI reicht schon bis in die 
50ER-JAHRE zurück.
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solch eine geistige Anstrengung ist, 
könnte eine ultraintelligente Maschine 
noch bessere Maschinen konstruieren; 
zweifellos würde es dann so zu einer ‚In-
telligenzexplosion‘ kommen und die 
menschliche Intelligenz würde weit da-
hinter zurückbleiben“.10 Bostrom be-
schreibt weiter, dass im Sommer 1956 
am Dartmouth College zehn Wissen-
schaftler zu einem sechswöchigen Work-
shop zusammenkamen, die sich alle für 
die Themen Neuronale Netze, Automa-
tentheorie und das Studium der Intelli-
genz interessierten. In der Rückschau 
wird dies häufig als die Geburtsstunde 
des Forschungsgebiets Künstliche Intel-
ligenz betrachtet. Mitte der 70er-Jahre 
folgte das Programm SHRDLU, mit dem 
ein simulierter Roboterarm in einer si-
mulierten Welt Anweisungen befolgen 
konnte. Darauf folgten Expertensyste-
me, die zur Unterstützung von Entschei-
dungsträgern gedacht waren. Sie waren 
in der Lage, einfache Schlussfolgerun-
gen aus einer Datenbasis zu ziehen. Ein 
neuer Antrieb für die Künstliche Intelli-
genz war dann die Herausbildung Neu-
ronaler Netze, die anhand von Beispie-
len, Objekte in Kategorien einteilten, 
also zu klassifizieren lernten.11

Einen weiteren großen Entwick-
lungsschub erfuhr die KI nach Ulrich 
Eberl mit Lernmodulen des „sogenann-
ten Deep-Learning-Verfahren, mit dem 
sich Objekte und Muster aller Art erken-
nen und klassifizieren lassen. Sie sind 
eine Weiterentwicklung der Neuronalen 
Netze, die sich an der Funktionsweise 
der Nervenzellen im Gehirn orientie-
ren.“12 Eberl erläutert im Weiteren de-
tailliert, wie sich diese Prozesse in Ana-
logie zu den Prozessen im menschlichen 
Gehirn nachbilden und erklären lassen. 
Inzwischen übertrifft die Künstliche In-
telligenz auf zahlreichen Gebieten die 

menschliche Intelligenz bereits bei Wei-
tem. Das gilt beispielsweise für Spiele 
wie Dame, Schach oder Scrabble sowie 
das extrem anspruchsvolle Go-Spiel, bei 
dem es der künstlichen Intelligenz von 
AlphaGo Zero 2017 erstmals gelang, je-
den Gegner zu schlagen.13

Gesellschaftspolitische Diskussion 
Am 22. März 2017 führte der Ausschuss 
„Digitale Agenda“ des Deutschen Bun-
destags unter Leitung des damaligen 
Vorsitzenden Jens Koeppen eine Exper-
tenanhörung zum Thema „Künstliche 
Intelligenz und Robotik“ durch. Einer 
der Experten, Frank Kirchner, Leiter 
des Robotics Innovation Center am 
Deutschen Forschungszentrum für 
Künstliche Intelligenz in Bremen, stellte 
fest, dass nunmehr die Diskussion zum 
Thema KI in der Mitte der Gesellschaft 
angekommen sei.14 Interessanterweise 
verneinte der Experte von Algorithmen-
watch die Frage, ob KI auch Kreativität 
schaffen könne. Inzwischen wissen wir 
aber, dass Algorithmen Artikel schrei-
ben und Songs texten können. Spätes-
tens seit der Frankfurter Buchmesse 
2017 ist klar, dass dank Deep-Learning 
Computer auch Kunst erschaffen kön-
nen. Diese Neuheit hatte Ahmed Elgam-
mal von der amerikanischen Rutgers 
University mitgebracht. Im Art & Artifi-
cial Intelligence Labor seiner Universität 
entstanden Gemälde, ohne dass der 
Mensch Hand angelegt hatte.15

Algorithmen können mittlerweile 
KREATIV arbeiten.

nährt, wo in einigen Städten bereits flä-
chendeckend Informationen über die 
Bürger erfasst, verarbeitet und für ein 
Social Scoring genutzt werden. Das 
chinesische Unternehmen Sensetime, 
dessen Software auf 100 Millionen chi-
nesischer Smartphones installiert ist 
und das gegenwärtig das wertvollste 
KI-Start-up der Welt sein dürfte, plant 
beispielsweise die Auswertung von 
Liveübertragungen von Verkehrsüber-
wachungsanlagen, Bankautomaten 
und Smartphones. Es ist durchaus ver-
ständlich, dass Kritiker darin erste 
Schritte zu einem perfekten Überwa-
chungsstaat sehen.6

Diesen kritischen, zum Teil apoka-
lyptischen Prognosen stehen zahlreiche 
Verheißungen bezüglich der Vorteile 
gegenüber. Das sind z. B. autonom ver-
kehrende Fahrzeuge, die die Menschen 
sicher und unfallfrei transportieren, 
der Einsatz intelligenter Roboter als 
persönliche Assistenten oder die Nut-
zung in der Medizin, beispielsweise 
durch verbesserte CT-Scans.7 Die Sym-
pathie für die Künstliche Intelligenz 
wird vor allem dadurch gespeist, dass 
wir heute vormals futuristisch erschei-
nende Möglichkeiten wie automatische 
Gesichts- und Spracherkennung, se-
mantische Suchmaschinen, humanoide 
Roboter oder wissensbasierte Systeme 
als selbstverständlich ansehen. Ulrich 
Eberl, der langjährige Herausgeber von 

Pictures of the Future der Siemens AG, 
fasst die Vorzüge zusammen: „Virtuelle 
Assistenten wie Siri, Alexa, Cortana 
oder Google Assistant lernen Fragen 
und Befehle von Menschen zu verste-
hen und sinnvoll zu beantworten. Pro-
gramme wie Google Translate oder 
DeepL können in Sekundenschnelle 
lange Textabschnitte in andere Spra-
chen übersetzen. […] Das Smartphone 
war nur der Anfang der Ära der smar-
ten Maschinen.“

Neben Smart Health, Smart Finance 
und Smart Factory heißen die Schlag-
worte Smart Grids, Smart Cars, Smart 
Buildings und Smart Cities. Intelligente 
Stromnetze, die Smart Grids, sollen 
künftig Energieangebot und Nachfrage 
in Einklang bringen.8

Geschichte der KI
Der Autor Nick Bostrom hat die Ent-
wicklung der Künstlichen Intelligenz in 
seinem neuesten Werk9 sehr gut be-
schrieben. Er verweist darin auf die 
Gruppe um Alan Turing, die den deut-
schen Geheimcode im Zweiten Welt-
krieg entschlüsselte und zitiert den Ma-
thematiker I.J. Good, der als Chefstatis-
tiker der Gruppe fungierte: “Eine ultra
intelligente Maschine sei definiert als 
eine Maschine, die alle geistigen An-
strengungen jedes noch so schlauen 
Menschen bei weitem übertreffen kann. 
Da die Konstruktion von Maschinen 

Das Smartphone war nur der ANFANG

der Smartmaschinen-Ära.

Neben Gefahren ist KI auch 
mit ZUKUNFTSWEISENDEN Vorzügen 
verbunden.
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ausbaufähig. Weiter gibt es laut dem Be-
richt auch gravierende kulturelle Unter-
schiede bezüglich der Datenweitergabe. 
93 % der chinesischen Kunden z. B. sind 
bereit, Standortdaten mit ihrem Auto-
hersteller zu teilen, in Deutschland hin-
gegen nur 65 %.

Die Forscher des EPSC gaben aber 
auch klare strategische Empfehlungen. 
Europa brauche zur Förderung der KI 
eine ambitionierte und schnelle Strate-
gie, die sowohl die Wirtschaft als auch 
die öffentliche Verwaltung umfasst.19 
Dementsprechend hat die Europäische 
Kommission nun eine Reihe von Maß-
nahmen zur besseren Erschließung und 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
vorgelegt. Das Konzept beruht auf den 
drei Säulen, Erhöhung öffentlicher und 
privater Investitionen, Vorbereitung so-
zioökonomischer Änderungen und Ge-
währleistung eines geeigneten ethischen 
und rechtlichen Rahmens.

Daher sollen die Investitionen in die 
KI-Forschung und deren Entwicklung 
im öffentlichen und privaten Sektor bis 
Ende 2020 insgesamt um mindestens  
20 Milliarden € gesteigert werden. Die 
Kommission will ihre Investitionen im 
Zuge des Forschungs- und Investitions-
programms Horizon 2020 im Zeitraum 
2018-2020 auf 1,5 Milliarden € aufsto-
cken20 und nur wenige Monate später 
löste die EU-Kommission den Anspruch 
ein, die ethischen und sozialen Auswir-
kungen zu berücksichtigen. Am 18. Juni 
2018 trafen sich Angehörige der Europä-
ischen Kommission mit zwölf Vertre-
tern weltanschaulicher Gemeinschaften 
aus Europa, um diese Fragen zu disku-
tieren. Der erste Vizepräsident der Euro-
päischen Kommission, Frans Timmer-
mans, führte dazu aus, dass sich unsere 
Gesellschaften inmitten einer beispiel-
losen digitalen Revolution befänden 

und wir die Kontrolle über diesen Wan-
del behalten und sicherstellen müssten, 
damit er dazu dient, unsere Werte zu 
fördern und unser Sozialmodell zu ver-
teidigen. Der für den digitalen Binnen-

markt zuständige Vizepräsident, An-
drus Ansip, plädierte dafür, dass wir 
uns in Europa die zahlreichen Vorteile 
der Künstlichen Intelligenz von der bes-
seren Gesundheitsvorsorge bis hin zu 
mehr Sicherheit im Verkehr zunutze ma-
chen sollten.21

KI und Bayern 
Am 26. Juni 2018 beschäftigte sich der 
Ministerrat der bayerischen Staatsre-
gierung mit dem Thema KI. Dabei 
führte Ministerpräsident Söder aus: 
„Künstliche Intelligenz ist die Schlüs-
selstrategie der Zukunft. Wenn Bayern 
weiterhin erfolgreich sein soll, dann 
muss es mit Künstlicher Maschineller 
Intelligenz zukünftig seine gesamte In-
dustrie verstärken. Deswegen starten 
wir mit enormem Einsatz eine neue 
Künstliche Intelligenz Strategie. Bayern 
soll weltweit eine der führenden Regio-
nen für Künstliche Maschinelle Intelli-
genz werden. Mit neuen Konzepten 
und Projekten wie MediaLabs und neu-
en Gründerzentrum sorgen wir dafür, 
dass die Chancen der Digitalisierung in 
allen Regionen Bayerns genutzt werden 
können“.

Bereits zu Beginn der gesellschafts-
politischen Diskussion befasste sich 
der Deutsche Ethikrat mit der Thema-
tik. Im Juni 2017 stand seine Jahresta-
gung unter dem Motto „Autonome Sys-
teme. Wie intelligente Maschinen uns 
verändern“. In einem Focus-Interview 
im Vorfeld dazu meinte Peter Dabrock, 
Vorsitzender des Deutschen Ethikrats, 
dass die ethischen Fragen bei der 
Künstlichen Intelligenz selbstverständ-
lich beantwortet werden müssten, aber 
ein Abhängen Deutschlands im globa-
len Wettbewerb bei dieser Frage das 
eigentlich ethische Problem wäre: „Es 
wäre der größte Fehler, wenn wir die 
Chancen, die sich mit der zunehmen-
den Automatisierung und sogenannten 
intelligenten Maschinen verbinden, 
vertun.16 Dabrock stellte aber auch die 
kritische Frage, wer die Verantwortung 
für die Handlungen autonomer Syste-
me trage, wenn der Nutzer selbst an 
solchen Entscheidungen nur noch am 
Rande oder vermeintlich gar nicht 
mehr beteiligt sei. 

Renommierte Wissenschaftler wie 
beispielsweise der Präsident der Deut-
schen Akademie für Technikwissen-
schaften, Henning Kagermann, mit sei-
nem Vortrag „Was können selbststeu-
ernde Systeme?“ oder der Chef des Leib-
niz-Institut für Wirtschaftsförderung, 
Christoph M. Schmidt, mit dem Vortrag 
„Autonome Maschinen im Dienst des 
Kunden?“ lieferten wesentliche Impulse 
für die weitere Diskussion.17

KI im Koalitionsvertrag 
Die Bundesregierung verständigte sich 
im Koalitionsvertrag vom 13. März 2017 
darauf, Deutschland zu einem weltweit 
führenden Standort bei der Erforschung 
von KI zu machen: „Hierzu wollen wir 
aus der Plattform lernende Systeme her-

aus ein nationales Forschungskonsorti-
um für künstliche Intelligenz und ma-
schinelles Lernen aufbauen und konse-
quent auf Anwendungen in allen Fel-
dern der Forschungs- und Innovations-
strategie ausrichten. Wir werden ge-
meinsam mit unseren französischen 
Partnern ein öffentlich verantwortetes 
Zentrum für künstliche Intelligenz er-
richten. Gemeinsam mit Polen wollen 
wir ein Zentrum für digitale Innovatio-
nen in der Systemforschung einrichten“.18 
In einem späteren Artikel wird behan-
delt, inwieweit die KI-Strategie der Bun-
desregierung inzwischen weiter konkre-
tisiert wurde.

KI und die EU
Am 10. April 2018 unterzeichneten 25 
EU-Mitgliedsstaaten eine Erklärung zur 
Zusammenarbeit bei der Künstlichen 
Intelligenz. Ausgelöst wurde die Initiati-
ve durch einen Bericht des European Po-
litical Strategy Centers (EPSC), eine 
Wissenschaftsorganisation, die der EU-
Kommissionspräsident Juncker 2014 ins 
Leben gerufen hat. Laut diesem Bericht 
werden nur 4 % der weltweit verarbeite-
ten Daten in der EU gespeichert und nur 
10 % der für die EU so wichtigen kleinen 
und mittelgroßen Unternehmen nutzen 
Big-Data-Analysen. In Europa gibt es 
zwar genügend Forschungszentren für 
KI, aber deren Vernetzung untereinan-
der und mit Unternehmen ist noch stark 

Der Ausbau der KI ist im KOALITIONS-
VERTRAG festgeschrieben.

Die ZUSAMMENARBEIT in der EU wird 
verstärkt.
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bar und nutzbar gemacht werden und 
ein entsprechender Ordnungsrahmen 
konzipiert wird. Es bedarf der Etablie-
rung einer vertrauens- und innovati-
onsfördernden KI-Kultur in Deutsch-
land. Kanzleramtsminister Helge 
Braun ist sich allerdings auch der Ge-
fahren dieser Technologie bewusst und 
zitierte in einem Interview mit dem 
Spiegel die Warnungen von Stephen 
Hawking. Es gebe ein enormes Poten-
zial, aber auch enorme Risiken, die wir 
steuern müssten.25

Ausblick
Die Debatte um Künstliche Intelligenz 
dreht sich nicht mehr nur um techni-
sche, sondern zunehmend auch um 
ethische Fragestellungen. Diese hat die 
Europäische Union im Rahmen ihres 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 
aufgegriffen. In der Diskussion dazu, 
sah man durchaus die Gefahr einer 
Welt, in der die Roboter die Vorherr-
schaft übernehmen könnten. So gibt es 
derzeit bereits die Möglichkeit, anhand 
von Satellitenbildern im Falle eines Mili-
täreinsatzes optimale Angriffsziele aus-
zuwählen, die dann automatisch atta-
ckiert werden können.26 Kritisch ist 
auch der Einsatz von Cyberwaffen zu 
sehen. Vielfach wird angenommen, dass 
mit dem Einsatz von Stuxnet, mit dem 
ausländische Geheimdienste die Leit-

technik von Urananreicherungsanlagen 
im Iran stören konnten, dieses „Zeital-
ter“ bereits begonnen hat.

Auch im Hinblick auf die enormen 
Chancen der Anwendung der Künstli-
che Intelligenz bei selbstfahrenden Au-
tos müssen, wie Ulrich Eberl es be-
schreibt, die damit verbundenen Ge-
fahren berücksichtigt werden – etwa 
die eines Angriffs auf die Steuerung des 
Fahrzeugs. Dies kann über Internetver-
bindungen sogar schon bei nichtauto-
nomen Fahrzeugen passieren. „Im Juli 
2015 erlebte der Journalist Andy 
Greenberg den Alptraum eines jeden 
Autofahrers. Wie er im Technologie-
magazin ‚Wired‘ schrieb, war er mit 
mehr als 110 km pro Stunde auf einem 
US-Highway bei St. Louis unterwegs, 
als plötzlich die Klimaanlage mit Hoch-
druck kalte Luft ins Auto blies, das Ra-
dio mit voller Lautstärke Hip-Hop-Mu-
sik spielte und die Scheibenwaschanla-
ge eine Ladung Wasser auf die Wind-
schutzscheibe spritzte und ihm da-
durch die Sicht nahm. Dann funktio-
niert sein Gaspedal nicht mehr, der 
Jeep Cherokee verlor massiv an Ge-

schwindigkeit und kroch auf der Über-
holspur nur noch dahin – ein schrilles 
Hupkonzert der nachfolgenden Fahr-
zeuge ließ nicht lange auf sich war-
ten“.27 Eberl stellt dann zwar klar, dass 
dieser aufsehenerregende Auto-Hack 

Auf BUNDESEBENE wird der Ausbau 
der neuen Technologie ebenfalls mit 
Nachdruck gefördert.

Bei aller Technikeuphorie sollte man 
doch VORSICHT walten lassen.

Auch die damalige Wissenschafts-
ministerin Marion Kiechle glaubte, dass 
KI zu den wegweisenden Antriebskräf-
ten der Digitalen Revolution zählt. Sie 
sah in der systematischen Verknüpfung 
der Hochschul- mit der anwendungsbe-
zogenen Forschung außeruniversitärer 
Einrichtungen eine besondere Schlag-
kraft.22 Bereits zwei Wochen später rief 
der damalige bayerische Wirtschaftsmi-
nister Franz-Josef Pschierer Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen auf, 
Projektvorschläge zur Initiative Künstli-
che Intelligenz beziehungsweise Auto-
nome Mobilität einzureichen.23

Strategie der Bundesregierung
Nachdem im Koalitionsvertrag bereits 
das Thema Künstliche Intelligenz als 
Schwerpunktthema angekündigt wur-
de, legte die Bundesregierung am 18. 
Juli 2018 die Eckpunkte für eine „Stra-
tegie Künstliche Intelligenz“ vor.24 So 
sollen sowohl Forschung als auch Ent-
wicklung und Anwendung der KI in 
Deutschland und Europa auf ein welt-
weit führendes Niveau gebracht und 
dort gehalten werden. Die Bundesregie-
rung will weiterhin eine verantwor-
tungsvolle und gemeinwohlorientierte 
Nutzung in Zusammenarbeit mit Wis-
senschaft, Wirtschaft, Staat und Zivil-
gesellschaft. Dazu soll auch die sehr 
gute wissenschaftliche Basis der KI in 

Deutschland verbreitet und mit ande-
ren vielversprechenden technologi-
schen Entwicklungen und Anwendun-
gen verknüpft werden. Deutschland 
will seine gute Position in der KI-For-
schung gemeinsam mit europäischen 
Partnern und Technologieführern zu 
einer Spitzenposition ausbauen. Dabei 
soll aber stets eine menschenzentrierte 
Entwicklung und Nutzung von KI-An-
wendungen gewährleistet werden. Im 
Hinblick auf die Bürger wird gefordert, 
dass bei der Nutzung der Potenziale der 
KI-Sicherheit, Effizienz und Nachhal-
tigkeit in Anwendungsfeldern von be-
sonderer Bedeutung weiter verbessert 
werden. Abschließend heißt es im Ziel-
katalog, dass sichergestellt werden 
muss, dass IT-Systeme, die KI nutzen 
und zur Anwendung bringen, ein hohes 
Niveau an IT-Sicherheit gewährleisten 
müssen, damit Manipulation, Miss-
brauch und Risiken für die öffentliche 
Sicherheit verhindert werden.

Die Handlungsfelder bestehen zum 
einen in der Stärkung von Forschung in 
Deutschland und Europa, um Innova-
tionstreiber zu sein und auch den 
Transfer in die Wirtschaft zu fördern. 
Zum anderen soll mit Innovationswett-
bewerben das vorhandene Potenzial 
für Sprunginnovationen stärker ge-
nutzt und eine Gründungsdynamik ge-
weckt werden. KI kann zudem für den 
Strukturwandel bezüglich Arbeitswelt 
und Arbeitsmarkt genutzt und bei der 
Ausbildung und Gewinnung von Fach-
kräften eingesetzt werden. KI kann 
auch für staatliche Aufgaben und Ver-
waltungsdienstleistungen genutzt wer-
den. Grundlegende Voraussetzung für 
alle Maßnahmen ist jedoch, dass ein 
intensiver Dialog mit der Gesellschaft 
geführt wird, der Handlungsrahmen 
weiterentwickelt wird, Daten verfüg-

Die bayerische Regierung hat die 
KÜNSTLICHE INTELLIGENZ STRATEGIE 
initiiert.
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abgesprochen war, aber er zeigt doch 
eindeutig, wie verletzlich derartige Sys-
teme sind.

Bei aller Euphorie über die nahezu 
unglaublich scheinenden Möglichkeiten 
des Einsatzes der KI sind deshalb die 
politischen Entscheidungsträger auf eu-
ropäischer und nationaler Ebene ange-
halten, über entsprechende Rahmenbe-
dingungen und Grenzen zu diskutieren, 
wenn uns diese Technik nicht wie Goe-
thes Zauberlehrling entgleiten soll.  ///
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ist Alt-OB der Stadt Erlangen, Vorsitzen-
der des Universitätsbunds der FAU-Er-
langen / Nürnberg sowie Honorarprofes-
sor am dortigen Lehrstuhl für Politische 
Wissenschaften.
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justina@go4more.de

„SKY IS NOT WORKING HARD“ 

„Sky is not working hard“ ist eine Kugel von 50 cm Durchmesser und sie besteht aus circa 
600 Hartgummitieren. Wird die Kugel bewegt, erzeugen die auf den Boden auftreffenden 
Beine einen Klang der äquivalent zu 100 spielenden Personen ist. Auf diese Weise stellt sie 
eine teilautomatische Lösung zur Integration menschlicher Bedürfnisse in eine zunehmend 
rationeller gestaltete Welt dar. Gleichzeitig reiht sie sich, ähnlich einer Gebetsmühle, in die 
alte Tradition der Rationalisierung von positiven Handlungen ein.
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mer glückliche Wirken dieses bedeuten-
den Staatsmanns in 19 Kapiteln und auf 
mehr als 800 stets kurzweiligen und 
spannenden Seiten. Die akribische 
Quellenarbeit ist beeindruckend. Was 
allerdings auffällt ist, dass Taubman 
trotz eines längeren Moskau-Aufent-
halts als amerikanischer Austauschstu-
dent in den 60er-Jahren und seiner im-
mer wieder aufblitzenden Kenntnis des 
heutigen Russlands Gorbatschows Le-
ben aus einer dezidiert westlichen Pers-
pektive betrachtet. Zwar bemüht sich 
der Autor sichtlich um Objektivität und 
Ausgewogenheit, doch die russische 
Sicht der Dinge wird oft nur erwähnt 
und bestenfalls oberflächlich beschrie-
ben, aber kaum analysiert – schade, 
denn man hat während der Lektüre 
stets den Eindruck, dass Taubman dies 
leicht hätte leisten können.

Immerhin beschreibt er gleich auf 
den ersten Seiten die über Jahrzehnte ge-
wachsenen Strukturen politischer, wirt-
schaftlicher und sozialer Art in Russ-
land, mit denen Gorbatschow zu kämp-
fen hatte. Sie wurden zunächst vom au-
toritären Charakter des Zarentums und 
anschließend vom sowjetischen Totali-
tarismus geprägt. Diese historisch ge-
wachsenen Strukturen äußerten sich 
zum einen in einer langen Tradition bei-
nahe bedingungslosen Gehorsams der 
Staatsgewalt gegenüber. Zum anderen 
wurden sie sichtbar in der geringen Er-
fahrung der Bevölkerung mit staatsbür-
gerlichem Handeln, in einer fehlenden 
Tradition demokratischer Selbstorgani-
sation und in der Abwesenheit echter 
Rechtsstaatlichkeit.

Beide Großväter Gorbatschows fie-
len Josef Stalins Großem Terror zum 
Opfer, der in den 30er-Jahren die 
Sowjetunion erschütterte. Taubman 
sieht diese Tatsache und Gorbatschows 

teilweise traumatische Erlebnisse im 
Zweiten Weltkrieg als mögliche Ursa-
chen für seine spätere Ablehnung der 
Anwendung von Gewalt an. Zur Wahr-
heit gehört aber auch, dass Gorbatschow 
und seine Familie vom Schlimmsten 
verschont blieben. So überlebten seine 
beiden Großväter den Gulag und konn-
ten bald nach Hause zurückkehren. 
Gorbatschows Vater, der im Zweiten 
Weltkrieg fälschlicherweise als gefallen 
gemeldet worden war, kehrte nach vier 
Jahren an der Front „im Triumph“ (S. 
34) zu seiner Familie zurück.

Nach dem Krieg gewann Gorbat-
schow eine der wichtigsten Auszeich-
nungen der Sowjetunion, den Orden des 
Roten Banners der Arbeit, nachdem er 
zusammen mit seinem Vater auf dem 
Mähdrescher Ernterekorde aufgestellt 
hatte. In einem Schulaufsatz verherr-
lichte er Stalins Wirken. Während sei-
nes Jurastudiums an der Moskauer 
Staatlichen Universität (MGU) wurde 
Gorbatschow in die Kommunistische 
Partei aufgenommen, und trotz neuer 
Repressionswellen in den letzten Le-
bensjahren Stalins war er von dessen 
Tod im März 1953 erschüttert. Gorbat-
schow war als Student ein überzeugter 
Kommunist, auch wenn seine bereits 
vorhandenen Zweifel etwa an der Recht-
mäßigkeit der stalinistischen Kollekti-
vierung der Landwirtschaft immer stär-
ker wurden. Im September 1953 heirate-
te er Raissa Titarenko, die er an der 
MGU kennengelernt hatte und die au-
ßer seiner Frau auch seine wichtigste Be-
raterin werden sollte.

Taubman beschreibt ausführlich, 
wie für Gorbatschow nach dem Umzug 
in seine Heimatregion Stawropol im 
Kaukasus (1955) sein steiler beruflicher 
Aufstieg zunächst beim kommunisti-
schen Jugendverband Komsomol und 

/// Der Prophet im eigenen Land …

DER REFORMER GORBATSCHOW UND 
SEIN VERHÄLTNIS ZU RUSSLAND

Taubmann, William: Gorbatschow – der 
Mann und seine Zeit. München: Beck-Verlag 
2018, 935 Seiten, € 38,00.

Perestroika, Glasnost, „Neues Denken“ 
– in diesen Begriffen spiegelt sich das 
Leitmotiv Michail Gorbatschows als 
Staatenlenker der Sowjetunion wider. 
Im Westen von vielen für seinen Demo-
kratisierungs- und Reformwillen be-
wundert, im eigenen Land hingegen von 
den meisten verachtet und für den Zu-
sammenbruch der UdSSR verantwort-
lich gemacht, ist er eine der wichtigsten, 
aber auch widersprüchlichsten Persön-

lichkeiten des 20. Jahrhunderts. Insbe-
sondere die Deutschen, zu deren Wie-
dervereinigung er einen großen, wenn 
auch so von ihm nicht gewollten Beitrag 
leistete, haben einen besonderen Bezug 
zu Gorbatschow.

Der US-amerikanische Politikwis-
senschaftler William Taubman beleuch-
tet in der Biographie „Gorbatschow – 
Der Mann und seine Zeit“ die faszinie-
rende Persönlichkeit und das nicht im-
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kanzler Helmut Kohl zielstrebig auf eine 
baldige Wiedervereinigung hinarbeite-
te, bei der Westdeutschland den Osten 
1990 letztlich „schlicht und einfach 
schluckte“, lässt den idealistischen Gor-
batschow im historischen Rückblick 
nicht gut aussehen (S. 550). In Russland 
wird er heute noch scharf dafür kriti-
siert, dass er die Ausdehnung der NATO 
auf Ostdeutschland zuließ. Im Gegen-
zug hätte er aus russischer Sicht zumin-
dest auf einer schriftlichen Garantie be-
stehen müssen, dass die NATO nicht 
noch weiter nach Osteuropa ausgedehnt 
würde. Dadurch, dass er dies versäum-
te, hat er nach Ansicht vieler Russen das 
nationale Interesse der Sowjetunion ver-
raten.

Im Jahr 1991 überstand Gorbat-
schow zwar den August-Putsch gegen 
ihn, doch vier Monate später war er auf-
grund von eigenen Fehlern und Ver-
säumnissen politisch erledigt. Er einigte 
sich mit Jelzin darauf, am 25. Dezember 
1991 seinen Rücktritt als Präsident der 
UdSSR und Oberbefehlshaber der Streit-
kräfte bekanntzugeben. Nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion und den 
„wilden 90er-Jahren“, in denen Jelzin 
dem russischen Volk ein marktwirt-
schaftliches System per Schocktherapie 
verordnete, sei Russland unter Wladimir 
Putin laut Taubman „zu seiner traditio-
nellen, autoritären, antiwestlichen Norm 
zurückgekehrt“ (S. 803). Doch das un-
terstreiche nur, „wie außergewöhnlich 
Gorbatschow als russischer Herrscher 
und Staatsmann war“ (S. 803). 

Die chronologische Gliederung der 
Biographie ist ebenso wie die teilweise 
zusätzliche Untergliederung in innen- 
und außenpolitische Ereignisse und Ent-
wicklungen klug gewählt, da diese 
Strukturierung Taubman einerseits eine 
übersichtliche Darstellung von Gorbat-

schows Wirken, gleichzeitig aber auch 
eine Auflockerung des Erzählflusses 
durch thematische Abwechslung ermög-
licht. Von der ersten bis zur letzten Seite 
untermauert der Autor Zitate, Feststel-
lungen anderer und die Grundlagen für 
seine eigenen Schlussfolgerungen über-
zeugend mit detaillierten Quellenanga-
ben. In der Tat lassen die Erläuterungen 
in den Fußnoten und das umfangreiche 
Quellenverzeichnis nicht nur erahnen, 
wie ernst Taubman die Archiv- und Lite-
raturrecherche genommen hat, sondern 
sie dokumentieren auch die zahlreichen 
Gespräche und Interviews, die er mit 
Gorbatschow und anderen Zeitzeugen 
geführt hat. 

Insofern könnte man Taubmans 
Werk mit einiger Berechtigung als 
Pflichtlektüre für all diejenigen ansehen, 
die sich für die Person Gorbatschows, 
die Entwicklung der Sowjetunion ab den 
30er-Jahren und die Bedingungsfakto-
ren für die Entstehung des modernen 
Russlands interessieren. Schade nur, 
dass der Autor diese Aspekte, wie ein-
gangs erwähnt, aus einer dezidiert west-
lichen und Gorbatschow gegenüber nur 
bedingt kritischen Perspektive betrach-
tet, mit der viele russische Leser vermut-
lich wenig anfangen können. Doch dies 
tut der hohen Qualität dieser Biographie 
insgesamt keinen Abbruch.

JAN DRESEL, 
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MOSKAU

anschließend im kommunistischen Par-
teiapparat begann. 1978 nahm er das 
Angebot an, nach Moskau zurückzu-
kehren und in das Zentralkomitee der 
KPdSU zu wechseln, und im März 1985 
folgte er dem verstorbenen Konstantin 
Tschernenko im Amt des Generalsekre-
tärs der KPdSU nach.

Auf den folgenden 500 Seiten (Kapi-
tel 6 bis 18) beschreibt der Autor auf fes-
selnde Art und Weise, wie Gorbatschow 
versuchte, seine Politik von Glasnost 
und Perestroika durchzusetzen – zu-
nächst im (zumindest oberflächlichen) 
Konsens mit dem Politbüro, später dann 
gegen die immer skeptischer werdenden 
kommunistischen Hardliner, während 
seinen liberalen Kritikern das Re-
formtempo nicht hoch genug war. Bei 
ihrem Gipfeltreffen in Reykjavik im Ok-
tober 1986 kamen Gorbatschow und 
US-Präsident Ronald Reagan einer „Ab-
schaffung sämtlicher Atomwaffen bin-
nen zehn Jahren“ erstaunlich nahe, 
konnten sich am Ende aber doch nicht 
darauf einigen (S. 364).

Ab 1987 griff der spätere russische 
Präsident Boris Jelzin Gorbatschow bei 
verschiedenen Gelegenheiten offen an 
und wurde fortan zu seinem erbitterten 
Gegenspieler. Taubman nennt es schwer 
verständlich, dass Gorbatschow Jelzin 
zuvor gefördert und so dazu beigetragen 
hatte, „seinen eigenen Erzfeind zu schaf-
fen“ (S. 372). Das Urteil Taubmans über 
die beiden könnte eindeutiger kaum 
sein: „Gorbatschow war intuitiv demo-
kratisch, Jelzin war ein autoritärer Po-
pulist“ (S. 401). Nach seiner Einschät-
zung hatte Gorbatschow schlicht „einen 
Jelzin-Komplex“ (S. 434).

Im März 1988 nahm Gorbatschow 
„wirklich radikale Reformen in An-
griff“, die zu einer drastischen Ein-
schränkung der Rolle der Kommunisti-

schen Partei führten, und bereitete für 
das darauffolgende Jahr freie Wahlen 
und die Einsetzung einer neuen natio-
nalen Legislative vor (S. 405). Allerdings 
kritisiert Taubman ihn dafür, dass er 
sich vom Vormarsch des separatisti-
schen Nationalismus in der Sowjetuni-
on überraschen ließ, obwohl dieser ei-
gentlich „leicht voraussehbar“ gewesen 
wäre (S. 406).

Auf dem Höhepunkt der Perestroika 
im Jahr 1989 wurde immer deutlicher, 
dass die demokratischen Reformen iro-
nischerweise die für den Zusammenhalt 
der sowjetischen Gesellschaft notwen-
digen Institutionen beschädigten, ohne 
dass diese durch effektive neue ersetzt 
wurden. Gorbatschow, so analysiert 
Taubman treffend, führte parlamentari-
sche Elemente in das politische System 
der Sowjetunion ein, mit denen ihn sei-
ne liberalen Kritiker sehr effektiv unter 
Druck setzen konnten, während sie die 
Hardliner noch mehr gegen ihn auf-
brachten; eine Tendenz, die sich auch 
1990 fortsetzte. In diesem Jahr wurde 
Gorbatschow Staatspräsident der Sow-
jetunion und das Politbüro de facto 
durch einen neu geschaffenen Präsidial-
rat abgelöst. Dieser konnte die ihm zu-
gedachte Rolle aber nie effektiv aus-
üben, da der dahinter stehende Stab viel 
zu klein war und der Präsidialrat inso-
fern keine fundierten und effektiven 
Entscheidungen treffen konnte.

Außenpolitisch stellte der Fall der 
innerdeutschen Mauer Gorbatschow 
vor Herausforderungen. Es war sein er-
klärtes Ziel, Ostdeutschland zunächst 
als eigenständigen sozialistischen Staat 
zu erhalten. Nach einigen Jahren hätten 
sich dann die beiden Teile Deutschlands 
wiedervereinigen und „in das gemeinsa-
me Haus Europa“ einfügen können 
(S. 550). Dass der damalige Bundes-
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/// JUSTINA SEILER – „HENDL“

„Hendl“ ist eine fortlaufende Serie von Kurzinterventionen, in deren Rahmen in öffentli-
chen oder privaten Badezimmern aus Handtüchern ein Grillhähnchen geformt wird. Dieses 
wird vor Ort versteckt und ein einziges Bild bleibt als Beweis seiner Existenz. Im Verborge-
nen wird die Entdeckung des Hendls und die folgende Reaktion abgewartet, das als Mi-
schung zwischen Witz und Vanitassymbol teils Belustigung, teils Irritation hervorruft.
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gend zu verändern. Dies sei zum einen 
Henry Ford mit der Einführung des 
Fließbands als Fertigungsmethode ge-
lungen und zum anderen Toyota mit 
dem Produktionssystem „Lean Ma-
nagement“, das der Ressourcenknapp-
heit Japans Rechnung trug. Für die Re-
levanz der absoluten Wiederverwertbar-
keit der verwendeten Rohstoffe wird 
eine Stellungnahme der Europäischen 
Kommission ins Feld geführt, der zufol-
ge die Einführung einer Kreislaufwirt-
schaft zu einer beachtlichen Schaffung 
neuer Arbeitsplätze führen könnte. 

Gänzlich visionär ist dagegen das 
von Sabrina Auer und Markus Derer 
vorgestellte „PlugU – das Flatrate-Car 
der Zukunft“. Dieses Fahrzeug soll die 
Möglichkeit besitzen, vollautomatisch 
nach den Wünschen der Nutzer zusam-
mengesteckt bzw. repariert werden zu 
können. Dem Nutzer wird damit die 
Möglichkeit geboten, ein alltagstaugli-
ches Kleinfahrzeug in Kürze beispiels-
weise in einen SUV oder in ein Cabrio 
umzuwandeln. Mit Hilfe des Flatrate-
Gedankens kann der Nutzer mit der Be-
zahlung eines Festpreises somit ver-
schiedene Fahrzeugmodelle nutzen, 
ohne diese separat über eine Autover-
mietung anmieten oder erwerben zu 
müssen. Die Autoren geben für die Rea-
lisierung dieser Vision einen Zeithori-
zont von 15 bis 20 Jahren an.

Das so beschriebene PlugU-Car ist 
ebenfalls vom cradle-to-cradle-Prinzip 
geprägt, in dem unterstellt wird, dass 
alle Steckmodule aus einem nachhalti-
gen Materialmix wie Naturkautschuk, 
Hanf- und Flachsfasern gewonnen wer-
den. Außerordentlich anwendungsnah 
sind dagegen die fahrerlosen Fahrzeuge 
auf dem Gebiet einer definierten Fläche 
eines Flughafens, wie sie Thomas Pipp, 
Pierre-André Reiners und Josephine von 

Roesgen beschreiben. Es ist unbestrit-
ten, dass das hochautomatisierte Fahren 
– bzw. in der höchsten Umsetzungsstufe 
das autonome Fahren – eine Revolution 
in der Personen- und Güterbeförderung 
auslösen wird. Dabei sind die techni-
schen Fragen weitgehend gelöst. Proble-
matischer sind dagegen die rechtlichen 
und ethischen Fragestellungen, die noch 
einer intensiven Diskussion bedürfen. 
Bereits heute bietet Mercedes Benz mit 
seiner E-Klasse längsführende Ab-
standshaltesysteme sowie querführende 
Lenkpiloten an, die eine Maximalge-
schwindigkeit bis zu 200 km/h ermögli-
chen. Am Beispiel eines definierten Ge-
bietes eines Flughafens wäre es in kür-
zester Zeit möglich, vollautonome Syste-
me zum Einsatz zu bringen.

Insgesamt bietet der Sammelband 
Mobilität 4.0 spannende Einblicke in 
die Zukunft der Mobilität und stellt ins-
besondere die Bedeutung der Digitali-
sierung für die Mobilität in den Mittel-
punkt der Betrachtungen.

DR. SIEGFRIED BALLEIS,  
ERLANGEN  

Wagner, Harry / Kabel, Stefanie 
(Hrsg.): Mobilität 4.0 – neue  

Geschäftsmodelle für Produkt- 
und Dienstleistungsinnova-

tionen. Wiesbaden: Springer 
Fachmedien 2018, 274 Seiten, 

€ 44,99. 

Bei dem Werk handelt es sich um einen 
Sammelband von acht verschiedenen 
Aufsätzen, die mit Ausnahme von drei 
Autoren aus der Industrie ausschließlich 
von Studierenden bzw. Mitarbeitern an 
der Technischen Hochschule Ingolstadt 
erarbeitet wurden und sich mit dem The-
ma Zukunft der Mobilität beschäftigen. 
Ohne Zweifel ist das Thema Mobilität 
derzeit sowohl auf nationaler als auch 
auf kommunaler Ebene ein Thema 
höchsten Interesses und gehört gemäß 
einer Untersuchung des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik neben den Herausfor-
derungen Wohnen und Integration zu 
den drei Top-Themen der Kommunalpo-
litik. Allen in dem Band enthaltenen 
Aufsätzen ist gemeinsam, dass sie die 
Zukunftsfelder der Entwicklung der 
Mobilität auszuleuchten versuchen. Da-
bei reicht der Realisierungsgrad von sehr 
konkreten Formen der Mobilität wie bei-
spielsweise dem Einsatz von Seilbahnen 
als innovativem Beförderungsmittel im 
urbanen Bereich bis hin zu fahrerlosen 
Fahrzeugen bzw. bis zur Umsetzung der 
Kreislaufwirtschaft in der Automobilin-
dustrie (cradle to cradle).

Fabienne Geis und Eva Kasch be-
schäftigten sich mit dem Thema „Inno-
vative Mobilitätskonzepte für Städte“ 
am Beispiel von Ingolstadt und begrün-
den aufgrund des Trends in Richtung 

Inter- und Multimodalität, dass vor al-
len Dingen junge Menschen situativ ver-
schiedene Verkehrsmittel zur Befriedi-
gung ihrer Mobilitätsbedürfnisse ein-
setzen. Sie führen aus, dass durch die 
extrem stark steigende Zahl von Smart-
phone-Nutzern neue Freiheitsgrade für 
die Mobilität geschaffen werden. Dabei 
beschreiben sie die Vorteile des elektro-
nischen Tickets, das effizient den Wech-
sel zwischen verschiedenen Verkehrs-
mitteln ermöglicht, ohne dass die Nut-
zer spezifische Kenntnisse von Tarifzo-
nen besitzen müssen. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang auch die Dar-
stellung der PolygoCard aus Stuttgart, 
die sich derzeit noch in der Umsetzungs-
phase befindet. Diese Karte schließt 
nicht nur die Nutzung von Fahrrädern 
und öffentlichen Nahverkehrsmitteln 
ein, sondern auch Sharing-Angebote 
und Elektromobilität. In Zukunft soll 
den Bürgern zusätzlich zu Mobilitätsin-
formationen noch Zugang zu städti-
schen Angeboten ermöglicht werden. In 
diesem Zusammenhang wird auch auf 
das System switchh der Hamburger 
Hochbahn AG hingewiesen, das über 
ähnliche Funktionalitäten verfügt.

Außerordentlich visionär ist der Auf-
satz von Harry Wagner, Barbara Koch 
und Fabian Seitz, der sich mit dem krea-
tiven Ansatz „cradle to cradle in der Au-
tomobilindustrie“ beschäftigt. Dieser 
Ansatz, der übertragen lautet „von der 
Wiege zur Wiege“, orientiert sich am 
biologischen Kreislauf und umfasst 
Komponenten, die gesundheitsverträg-
lich und kompostierfähig sind und am 
Ende ihrer Nutzung neues organisches 
Wachstum ermöglichen. Die Autoren 
führen aus, dass es in der Vergangenheit 
der Automobilindustrie bereits zweimal 
gelungen sei, die industrielle Welt durch 
organisatorische Neuerungen grundle-
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könnte. Viele davon sind zwar schon be-
kannt, aber dennoch sind es sehr hilfrei-
che Werkzeuge. 

Das vierte Handlungsfeld „Men-
schen – eine neue digitale DNA für Un-
ternehmen“ zeigt dann sehr deutlich 
den Ansatz der Verfasser, nämlich, dass 
der Erfolg der digitalen Transformation 
weniger an der Technologie, sondern 
daran liegt, ob es gelingt, die Menschen 
bei dieser Customer Journey mitzuneh-
men. Es hängt auch davon ab, ob die 
Führungskräfte ausreichend Kompe-
tenz haben, um die Veränderungspro-
zesse nicht in organisatorisches Chaos 
zu stürzen. Dies könnte zu Lagerbildung 
und Verunsicherung bis hin zu massi-
ven Ängsten führen, an Stelle eines ech-
ten Abenteuers, an dem alle gerne und 
motiviert mitarbeiten. 

Zu begrüßen ist, dass die Autoren die 
Ausführungen synoptisch zusammen-
führen und aufzeigen, dass es ohne An-
passung der Unternehmensstrategie kei-
nen digitalen Wandel geben kann. Das 
war auch bereits vor dem Zeitalter der 
Digitalisierung notwendig. Nur die Fa-
milienunternehmen, die sich mit Unter-
nehmensstrategie und Veränderung aus-
einandersetzten, waren und sind erfolg-
reich. Diejenigen, die sich mit Verände-
rung schwertaten und strategische Er-
wägungen dem operativen Alltagsge-
schäft opferten, konnten nur selten eine 
erfolgreiche Performance aufweisen. 

An dieser Differenzierung scheitern 
die Autoren dann auch teilweise, denn 
als Leser fragt man sich, wer genau jetzt 
angesprochen werden soll. Ist es der 
Unternehmer, der Nachhilfe bezüglich 
der Kundenorientierung braucht und 
damit eher am Anfang einer professio-
nellen Unternehmensführung steht? 
Der wäre dann aber an einigen Stellen 
überfordert, zum Beispiel bei den Hin-

weisen auf die neuen Technologien. 
Und die Unternehmen, die eine klare 
Strategie haben und sich nun mit den 
neuen Herausforderungen des digitalen 
Wandelns beschäftigen möchten, füh-
len sich bei manchen Appellen wohl gar 
nicht mehr angesprochen. Sie denken 
ihre Produkte ja bereits kundenorien-
tiert und bewerten die Daten daher als 
Wettbewerbsvorteil. Dieser unter-
schiedliche Effekt ist bei einem Buch für 
Familienunternehmen, die die schil-
lerndste und differenzierteste Land-
schaft in der Wirtschaft darstellen, 
wohl kaum vermeidbar. 

DR. CLAUDIA SCHLEMBACH, 
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN 

Azzaro, Pierluca / Granados, 
Carlos (Hg.): Benedikt XVI / 
Joseph Ratzinger: Die Freiheit 
befreien. Glaube und Politik im 
dritten Jahrtausend. Freiburg: 
Herder Verlag 2018, 215 Seiten, 
€ 22,00.

Der emeritierte Papst Benedikt XVI. 
gilt als großer Theologe der Kirche, 
dessen Werke von der „Einführung in 
das Christentum“ (1968) bis zur Trilo-
gie „Jesus von Nazareth“ (2007-2012) 
teilweise sogar als Bestseller den Weg 
in eine breitere Öffentlichkeit fanden. 
Zur Fundamentaltheologie mit dem 
zentralen Thema „Glaube und Ver-
nunft“, zur Eschatologie, zur Rolle der 
Exegese, zu Fragen der Liturgie, zur 

Weissmann, Arnold / Wegerer 
Stephan: Digitaler Wandel in 

Familienunternehmen.  
Das Handbuch. Campus Verlag: 

Frankfurt / New York 2018,  
264 Seiten, € 39,95.

Wie steht es um die digitale Reife in 
deutschen und europäischen Unterneh-
men? Eine Studie der Roland Berger 
Strategy Consultants im Auftrag des 
Bundesverbandes der Deutschen Indus-
trie e. V. (BDI) diagnostiziert, dass es 
ein Erkenntnis- und Durchdringungs-
problem gibt. Strategische Schlussfolge-
rungen und konkrete Handlungen blie-
ben hinter der „gefühlten“ Bedeutung 
des Themas in der (Fach-)Öffentlichkeit 
zurück. Bei geschätzten Wertschöp-
fungseinbußen von 605 Mrd. Euro bis 
2025 in Europa, sollte man die digitale 
Transformation „verpassen“, ist das 
kein Pappenstiel.

Es ist keine neue Erkenntnis, dass 
gerade Familienunternehmen nicht in 
operative Hektik ausbrechen, wenn wie-
der mal ein neuer Trend am Horizont 
erscheint. Die klare und umsichtige Prü-
fung dessen, was für den eigenen Be-
trieb tatsächlich passt, zeichnet diese 
eigentümerbetriebenen Unternehmen 
aus. Dies war sicher lange auch ein stra-
tegischer Vorteil, zumindest dort, wo es 
tatsächlich die Reflexion war, welche 
die Zurückhaltung begründete und 
nicht die Angst vor Veränderung.

Allerdings ist Geschwindigkeit ein 
ganz zentrales Kennzeichen der digita-
len Transformation. Zögerliches Verhal-
ten kann zu einem echten Wettbewerbs-

nachteil werden. Letztlich geht es aber 
um die bewusste Entscheidung eines je-
den Unternehmers, ob und wann er sich 
mit dieser Thematik auseinandersetzen 
will. Wenn er Interesse daran hat, kann 
er für einen ersten Überblick zu dem 
Handbuch von Weissmann und Wege-
rer greifen. 

Die Autoren erklären darin den digi-
talen Wandel zur Chefsache und zeigen 
sehr deutlich, dass es nicht nur darum 
geht, die IT auf Vordermann zu bringen 
und die Effizienzschrauben anzuziehen, 
sondern um eine grundsätzlich andere 
Denk- und Arbeitsweise. Am Ende des 
Prozesses soll nicht das effiziente Unter-
nehmen, sondern eine erfolgreich ver-
netzte Organisation, in engem Aus-
tausch mit ihren Kunden stehen. 

Nach der Klärung von Begriffen und 
Grundlagen präsentieren sie vier Hand-
lungsfelder des digitalen Wandels. Ers-
tens soll, ein keinesfalls überraschender 
Appell bei Familienunternehmen, der 
Kunde im Fokus stehen. Viele Unter-
nehmer sind zu produktverliebt und 
vergessen dabei gerne, den Verbraucher 
in den Mittelpunkt zu stellen. Das hatte 
schon in der Vergangenheit Konsequen-
zen, heute allerdings wird es – und dar-
auf machen die Autoren deutlich auf-
merksam – sehr schnell auch spürbar 
sanktioniert. Sie laden daher den Leser 
ein, eine Customer Journey zu starten, 
um die Nähe zum Kunden herzustellen. 

Handlungsfeld 2 stellen die neuen 
Geschäftsmodelle dar. Aber wie kommt 
man zu einem digitalen Geschäftsmo-
dell? Das versuchen Weissmann und We-
gerer zu erklären und differenzieren da-
bei zwischen Disruption und Evolution. 

Sowohl hier als auch im Handlungs-
feld 3 Operative Exzellenz stellen sie 
Module vor, mit denen der Leser sich 
systematisch an die Arbeit machen 
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Ganz in den Band aufgenommen 
worden ist die Veröffentlichung „Wahr-
heit, Werte, Macht. Prüfsteine einer plu-
ralistischen Gesellschaft“ (Freiburg 
1993), die aus drei Aufsätzen besteht, in 
denen es um Fragen des Gewissens geht 
(S. 77-125). Es folgen zwei historische 
Ansprachen Papst Benedikts XVI. mit 
politisch-gesellschaftlichen Inhalten: 
Gehalten einmal am 17. September 2010 
in der Londoner Westminster Hall, in 
der während der Finanzkrise auch fi-
nanzwirtschaftliche Fragen soziale-
thisch behandelt werden (S. 126-131), 
und am 22. September 2011 in Berlin 
vor dem Deutschen Bundestag, in der es 
um die Begrenzung der politischen 
Macht durch das Naturrecht geht 

Abgerundet wird die handliche 
Sammlung mit dem Vortrag „Was die 
Welt zusammenhält. Vorpolitische mo-
ralische Grundlagen eines freiheitlichen 
Staates“ (S. 153-164) aus dem Gespräch 
mit dem Frankfurter Philosophen Jür-
gen Habermas 2004 in der Münchner 
Katholischen Akademie Bayern. Es gibt 
nicht nur „Pathologien der Religion“, 
sondern auch „Pathologien der Ver-
nunft“ (S. 163). Den Abschluss bildet 
das spannende Gespräch zwischen  
Kardinal Ratzinger und dem Atheisten  
Paolo Flores d’Arcais aus dem Jahr  
2000 unter dem Titel „Gibt es Gott?“  
(S. 165-209).

Obwohl der Herder-Band nicht voll-
ständig die sozialethische Lehre von Be-
nedikt XVI. / Joseph Ratzinger wieder-
geben kann, ist er repräsentativ und zur 
Lektüre über den Tag hinaus sehr emp-
fehlenswert. 

DR. STEFAN HARTMANN,  
BAMBERG 

Götze, Susanne: Land unter im 
Paradies. Reportagen aus dem 
Menschenzeitalter. München: 
Oekom 2018, 204 Seiten,  
€ 16,00.

Der von Menschen verursachte Klima-
wandel löst weltweit ökologische Proble-
me aus. Die Journalistin Susanne Götze 
bereiste in drei Erdteilen verschiedenste 
Regionen, um sich vor Ort ein Bild von 
den Auswirkungen des Klimawandels 
machen zu können. Dabei stieß sie auf 
innovative Ideen und Projekte, den ver-
änderten Bedingungen zu begegnen.

In Afrika können sich die Menschen 
nicht einmal vorstellen, warum sich das 
Wetter dauerhaft verändert hat. Sie ha-
ben den Wandel nicht verursacht. Den-
noch müssen sie am meisten darunter 
leiden. Hier kann man der Degradierung 
der Böden etwas entgegenwirken, indem 
andere Sorten und Arten gepflanzt wer-
den, die als Düngepflanzen oder Schat-
tenspender dienen oder hitzebeständiger 
sind als herkömmliche Sorten. In einem 
Dorf in Marokko wurde eine Moschee 
mit Solarpaneelen bestückt, um die 
Grundenergieversorgung des Dorfes zu 
sichern. Marrakesch hat bereits mehrere 
Gotteshäuser auf Ökostrom umgerüstet, 
solche „grünen“ Moscheen könnten im 
ganzen Land umgesetzt werden.

In Paris wurde das Weltklimaab-
kommen von 2015 ratifiziert, in dem 
sich die EU-Mitgliedsstaaten verpflich-
tet haben, bis 2030 mindestens 40 % 
ihrer Treibhausgasemissionen gegen-
über 1990 zu reduzieren. Auch in Euro-

Hermeneutik des Zweiten Vatikani-
schen Konzils und zum Verhältnis des 
Christentums zu den Weltreligionen 
hat er Grundlegendes zu sagen. Be-
kannt ist aber auch, dass Joseph Rat-
zinger sich immer wieder zu politisch-
sozialethischen Themen geäußert hat 
und dabei Kontroversen nicht scheute. 
Neben der theologisch-systematischen 
Arbeit war dies sogar ein Schwerpunkt 
seines Wirkens. Das zeigen Buchveröf-
fentlichungen wie „Wendezeit für Eu-
ropa?“ (1991), „Wahrheit, Werte, 
Macht“ (1993), viele Zeitungsartikel 
und längere Interviews, etwa mit Peter 
Seewald. Der Buchautor und Journalist 
führte mit dem damaligen Präfekten 
der Glaubenskongregation und späte-
rem Papst von 1996 bis 2016 vier länge-
re Gespräche, die schließlich als Inter-
viewbücher zu internationalen Bestsel-
lern wurden. Lehrmäßig hat sich das 
sozialethische Denken Papst Benedikts 
XVI. neben der wiederholten Bezug-
nahme auf das Naturrecht vor allem in 
der in der Tradition der katholischen 
Soziallehre stehenden Enzyklika „Cari-
tas in veritate“ (2009) niedergeschla-
gen. Mehrere wichtige Äußerungen zu 
gesellschaftlichen, politischen und so-
zialethischen Themen sind nun in einer 
neuen Sammlung leicht zugänglich ge-
macht worden.

Das sich in die Gedankenwelt sei-
nes Nachfolgers einfühlende Vorwort 
von Papst Franziskus sichert dem Band 
ausgewählter Texte seine bleibende 
kirchliche Relevanz. Franziskus nennt 
die Selbstproduktion des Menschen 
eine Selbstzerstörung, deren gemeinsa-
mer Nenner in einer großen Leugnung 
besteht, „der Leugnung der Abhängig-
keit von der Liebe, der Leugnung des 
Umstandes, dass der Mensch ein Ge-
schöpf Gottes ist, von Ihm mit Liebe 

nach seinem Abbild geschaffen“ (S. 9). 
Daher sei es im gegenwärtigen Epo-
chenwandel eine besondere Aufgabe 
und Herausforderung, die Familie zu 
verteidigen.

Der Reigen der Texte wird eröffnet 
durch einen bisher unveröffentlichten 
Brief Benedikts XVI. vom September 
2014 an Professor Marcello Pera (Rom) 
zu dessen Buch „La Chiesa, i diritti 
umani e il distacco da Dio“ über den 
Missbrauch des Begriffs der Menschen-
rechte. Der emeritierte Papst sieht bei 
seinem Freund eine etwas zu kritische 
Sicht und verteidigt scharfsinnig die 
Menschenrechte und Papst Johannes 
Paul II. gegen zwar logisch argumentie-
rende, aber doch einseitig-negative 
Deutungen. Der Ordo naturalis und der 
Ordo supernaturalis sind aufeinander 
bezogen, Übereinstimmung besteht da-
rin, dass der Begriff der Menschenrech-
te nicht vom Gottesbegriff abgelöst wer-
den darf (S. 16). 

Aus seiner „Jesus von Nazareth-Tri-
logie“ folgen nun wichtige biblische Be-
trachtungen mit politischer Relevanz. 
Ein früher Text behandelt „Augustins 
Auseinandersetzung mit der politischen 
Theologie Roms“ (S. 40-60) in seinem 
großen Werk „De civitate Dei“.

Es folgt eine Predigt „Glaube und 
Staat“ des damaligen Erzbischofs von 
München bei einem Gottesdienst im 
November 1981 für katholische Bun-
destagsabgeordnete in Bonn. Kern einer 
aktiven christlichen Politik muss sein: 
„Nur wo das Gute getan und als gut an-
erkannt wird, kann auch ein gutes Zu-
sammenleben der Menschen gedeihen. 
Den Rang des Moralischen, den Rang 
von Gottes Geboten auch öffentlich zur 
Geltung zu bringen, muss die Mitte ver-
antwortlichen politischen Tuns sein“ 
(S. 65).
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Fotos hätte ich mir zwar in Farbe ge-
wünscht, da der Verlag aber aus Klima-
schutzgründen seine Publikationen 
nachhaltig produziert, nimmt man den 
Schwarz-Weiß-Druck gerne in Kauf. Es 
eignet sich für jeden Leser, der sich über 
das Thema Klimaerwärmung Gedan-
ken machen möchte. Einige Informatio-
nen hat man schon gehört, aber vieles ist 
auch neu und regt zum Nachdenken an. 
Die Probleme werden realistisch be-
schrieben, ohne mutlos zu machen. Wie 
in den diversen Beispielen aufgezeigt 
wurde, gibt es Möglichkeiten, mit dem 
Klimawandel umzugehen. Die Gesell-
schaft muss sich dazu aber Gedanken 
machen. Am besten gleich. 

SUSANNE BERKE,  
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN 

März, Peter: Gelenkte Geschich-
te. Jüngste deutsche Erinne-

rungsjahre und die historische 
Reflexion – Einwendungen. 

Münster: Aschendorff Verlag 
2018, 182 Seiten, € 19,80.

Goethe-Zitate sind etwas aus der Mode 
gekommen. Aber sie taugen immer wie-
der bestens, um eine Sache auf den 
Punkt zu bringen. So sagt in „Faust I“ 
der Titelheld zu seinem Famulus Wag-
ner: „Was ihr den Geist der Zeiten heißt, 
das ist im Grund der Herren eigner 
Geist, in dem die Zeiten sich bespie-
geln.“ Genau darum geht es in dem vor-
liegenden, locker geschriebenen und 

gleichzeitig sehr inhaltsreichen Buch, 
das sich im Wesentlichen den öffentlich 
geförderten und inszenierten Gedenken 
an drei „runden Daten“ widmet: dem 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
(1914/2014), dem Beginn der Reformati-
on Martin Luthers (1517/2017) und der 
Geburt der Königin-Kaiserin Maria 
Theresia (1717/2017) – Letzteres eher 
ein zugkräftiges Thema in Österreich. 
Das Werk nimmt sich der intellektuellen 
Kritik an, die man, abseits des jeweili-
gen „Event“-Rummels, an allen drei Ge-
denkveranstaltungen üben kann.

Es gelingt dem Autor, zwischen dem 
Reformator und der Herrscherin eine 
Zusammenschau im Sinne größerer his-
torischer Zusammenhänge herzustellen 
– was die Veranstalter aber versäumt ha-
ben. Es gehe bei beiden um den Zusam-
menhang zwischen allgemein-deutscher 
und österreichischer Geschichte. Die Re-
formation habe wesentlich beigetragen 
zu einem „evangelischen deutschen Na-
tionalverständnis in Abgrenzung gegen-
über der westlich-romanisch-lateini-
schen Welt“. Österreich sei unter Maria 
noch fraglos Bestandteil des deutschen 
Reiches gewesen, habe also gerade durch 
die weitreichende Wirkung der Regie-
rung dieser Kaiserin ebenfalls zu der Ge-
staltung der deutschen Nation beigetra-
gen, noch bevor der Nationalismus im 
19. Jahrhundert zur beherrschenden po-
litischen Ideologie wurde. Da die öster-
reichische und preußische Sonderent-
wicklung schließlich zum Ausscheiden 
Österreichs aus deutscher Staatlichkeit 
geführt hat, jenes aber, nach des Autors 
Gewährsmann Thomas Brechenmacher 
(Historiker an der Universität Potsdam), 
nach wie vor mit dem Geschehen in 
Deutschland zusammengedacht werden 
muss, hätten die „Reichsdeutschen“, 
aber auch die Österreicher es versäumt, 

pa spüren diejenigen, die mit und von 
der Natur leben, den Klimawandel be-
reits deutlich. Die großen Monokultu-
ren in Spanien tragen zur Versandung 
des Bodens und zur Dezimierung des 
Insekten- und Vogelbestandes bei. In 
Frankreich sind die Sommer heißer und 
die Winter milder als früher, was sich 
nachhaltig auf die Weinanbaugebiete 
auswirkt. Die Region „Bordeaux könnte 
2050 ein Klima haben wie heute das 
südspanische Sevilla.“ Um dem entge-
genzuwirken, müssen die Rebsorten 
ausgetauscht oder genetisch veränderte 
Sorten eingesetzt werden. Es gibt bereits 
laufende Versuche, aber es dauert Jahre, 
bis die ersten verwertbaren Trauben ge-
erntet werden können. Finnland hat er-
heblich mit der Klimaerwärmung zu 
kämpfen, weil die Winter nicht mehr 
kalt und lang genug sind, um auf Dauer 
die traditionelle Haltung von großen 
Rentierherden aufrechtzuerhalten. Ge-
rade den Ureinwohnern im nördlichen 
Skandinavien, den Samen, wird damit 
ihre Lebensgrundlage entzogen.

Auf der kleinen griechischen Insel 
Sifnos existiert seit ein paar Jahren eine 
Energiekooperative. Es ist geplant, tradi-
tionelle Windmühlen mit Turbinen aus-
zustatten und einen Stausee zum Pump-
speicherwerk umzufunktionieren, um 
Strom für den Eigenbedarf zu produzie-
ren. In Deutschland ist vor allem das 
Wattenmeer bedroht. Der Anstieg des 
Meeresspiegels wird in Küstenregionen 
wie Norderney die Uferzonen überflu-
ten. Momentan kann mit Sandaufschüt-
tung und Ufermauern oder Deichen 
noch entgegen gearbeitet werden, aber 
die Maßnahmen sind irgendwann er-
schöpft. Als natürliche Maßnahme ge-
gen Hochwasserschutz ist man inzwi-
schen dazu übergegangen, trockengeleg-
te Salzwiesen wieder zu bewässern.

Für die USA ist nicht nur der Ausstieg 
aus dem UN-Klimaabkommen ein Rück-
schlag, sondern auch die Kürzung der 
Forschungsgelder für den Klimaschutz. 
Auch in Regionen, die bereits erheblich 
unter der Klimaveränderung leiden – ge-
nannt sind hier die Florida Keys und  
die Chesapeake-Bay-Brücke an der Ost-
küste –, wird das Thema Klimawandel 
von Politikern und Anwohnern gerne ge-
leugnet. Die Ursachen für Überschwem-
mungen und Hochwasser werden woan-
ders gesucht. Nur einige wenige Aktivis-
ten setzen sich für den Umweltschutz ein, 
finanziert von privaten Spenden.

Im Jordantal verstärken die politi-
sche Situation zwischen Israel und Pa-
lästina sowie der Syrien-Krieg den 
Kampf um die Wasserhoheit. Der See 
Genezareth und der obere Jordan wer-
den vom Staat Israel beansprucht, wäh-
rend der untere Jordan verkümmert und 
das Tote Meer austrocknet. Die Anrai-
nerstaaten Libanon, Syrien, Jordanien 
und das Westjordanland haben so im-
mer weniger Trinkwasser zur Verfü-
gung. Dass Jordanien seit der Syrien-
Krise viele Flüchtlinge aufgenommen 
hat, verschärft die Situation zusätzlich. 
Daher ist eine Einigung der betroffenen 
Staaten zwingend notwendig.

Der letzte Teil des Buches besteht 
aus drei Interviews der Klimaforscher 
Hans Joachim Schellnhuber, Johan 
Rockström und Geoffrey Parker, die 
noch auf weitere Aspekte der Thematik 
hinweisen – die Verantwortung der 
Wissenschaft, die Ergebnisse auch an 
die breite Öffentlichkeit zu bringen, die 
schützende Wirkung der Ozeane vor 
der Erderwärmung und der Einfluss von 
Klimaereignissen auf historische Kon-
flikte und Kriege.

Dieses Buch ist unterhaltsam ge-
schrieben, dabei sehr informativ. Die 
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an diesem runden Jahrestag der be-
rühmten „Staatsfrau“ der seit dem ho-
hen Mittelalter bestehenden, kompli-
zierten Verflechtung zu gedenken.

Heinz Schilling hat in einem univer-
sal-historischen Ansatz zur Geschichte 
des 16. Jahrhunderts geltend gemacht, 
dass einerseits die Reformation sehr 
wohl ein epochales Ereignis war, dass sie 
aber andererseits nichts zu tun hatte mit 
dem damaligen Anfang von Globalisie-
rung, wie er vermittelt wurde durch die 
umfangreichen Entdeckungen und Ko-
lonisierungen der Spanier und Portugie-
sen. Die Konzentrierung des „Lutherjah-
res“ auf Deutschland wäre demnach 
einseitiger Germanozentrismus. Der 
Kirchenhistoriker Thomas Kaufmann 
hat dazu gemahnt, die Person Luthers 
nicht allzu sehr in den Vordergrund zu 
stellen, denn Reformation und auch Ge-
genreformation seien Teil eines „breiten 
Modernisierungsprozesses in der gesam-
ten lateinischen Christenheit“. 

Aber da die Evangelische Kirche in 
Deutschland (EKD) maßgeblich an der 
Gestaltung des Jubiläums beteiligt war, 
verwundert es nicht, dass es gemäß „der 
Herren eigenem Geist“ stark beeinflusst 
worden ist. Thies Gundlach, Vizepräsi-
dent des Kirchenamtes der EKD, hat sich 
für „erlebnisstarke Veranstaltungen“ ein-
gesetzt, „die gerade Ungeübte und Neu-
gierige ansprechen“. Das ging dann nicht 
ohne wohlfeile Simplifizierungen histo-
risch unhaltbarer Art, zu denen als be-
sonders ärgerliche gehört, dass Luther mit 
seiner „Freiheit eines Christenmenschen“ 
der Urvater der aktuellen demokratischen 
Selbstbestimmung gewesen sei.

Bei den Gedenkjahren 1914/2014 
drückt sich „der Herren eigner Geist“ 
darin aus, dass Christopher Clarks 
Buch „Die Schlafwandler“ (2013), das 
die Alleinschuld des Deutschen Reiches 

am Ausbruch des Krieges nachhaltig in 
Frage stellt, denjenigen selbsternannten 
Volkspädagogen ungelegen kam, die be-
fürchteten, sobald man die Alleinschuld 
mit wie auch immer schlagenden Argu-
menten, die Peter März übersichtlich 
ausbreitet, am Ersten Weltkrieg bestrei-
tet, auch über kurz oder lang die am 
Zweiten Weltkrieg bestritten werden 
kann. Dann ist die Totschlagsvokabel 
vom „Revisionismus“ nicht fern, die 
schon den kommunistischen Ideologen 
teuer gewesen ist und die kritische For-
schung zu 1914 in die Nähe derjenigen 
Autoren rückt, die am „Dritten Reich“ 
etwas Positives entdecken wollen. 

März führt neuere Publikationen an, 
die in ihrer Tendenz Christopher Clark 
gerade nicht widersprechen, etwa zum 
französischen und russischen Verhalten 
in der Julikrise 1914. Dabei wird auch 
gleich die These vom autoritär-militaris-
tischen „deutschen Sonderweg“ demon-
tiert als eine These, die sich in die von 
der deutschen Alleinschuld am Ersten 
Weltkrieg sehr gut einpasst. 

Das Titelbild des Buches zeigt eine 
Postkarte zum Reformationsjubiläum im 
Kriegsjahr 1917, wo Luther als vorbildli-
cher aufrechter Deutscher im Widerstand 
gegen eine „Welt von Feinden“ ausgeru-
fen wurde. Auf dem Foto gibt Luther sich 
mit Bismarck und Generalfeldmarschall 
Hindenburg die Hand. Der Autor meint 
damit wohl, auch wenn Gedenkfeiern na-
türlich keine Marksteine neuer wissen-
schaftlicher Erkenntnisse sein müssen, 
dass es zu den Feiern von 2017 doch ge-
nügend Kritikbedürftiges gäbe. Und da-
durch sind diese Feiern auch nicht intelli-
genter als die drollige Postkarte von 1917. 

BERND RILL,  
MÜNCHEN 
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